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1 Einführung Innovationskredit und Digitalisierungskredit 

Zum 01.07.2025 stellt sich die LfA im Bereich Innovations- und Digitalisierungsförderung durch 

eine Weiterentwicklung des Produktangebots neu auf. Hierzu werden die Kreditprogramme „In-

novationskredit“ und „Digitalisierungskredit“ eingeführt. Diese neuen Programme ersetzen den 

bisherigen Innovationskredit 4.0, welcher noch bis zum 30.06.2025 beantragt werden kann. Ab 

dem 01.07.2025 können nur noch die Nachfolgeprodukte „Innovationskredit“ bzw. „Digitalisie-

rungskredit“ beantragt werden. Zusagen für den Innovationskredit 4.0 tätigt die LfA noch bis 

längstens Mitte August 2025, spätestens dann entfällt der Innovationskredit 4.0 aus dem Kondi-

tionentableau. 

Innerhalb der beiden neuen Produkte wird es jeweils drei Förderstufen geben, wobei eine hö-

here Förderstufe sowohl höhere Anforderungen als auch eine höhere zinsliche Attraktivität mit 

sich bringt. Zudem führen wir in beiden Produkten beihilfefreie Konditionen neu ein. Daraus er-

geben sich die folgenden Produktvarianten: 

Innovationskredit (IN) 

• IN1: Vorhaben der Förderstufe 1 als Durchleiter oder mit Haftungsfreistellung (HA-Satz 
60 %) oder Bürgschaft 

• IN2: Vorhaben der Förderstufe 2 als Durchleiter oder mit Bürgschaft 

• IN3: Vorhaben der Förderstufe 3 als Durchleiter oder mit Bürgschaft 

• IN4: Vorhaben der Förderstufe 2 mit obligatorischer Haftungsfreistellung (HA-Satz 70 %, 
Weitergabe des „Financial Benefit“ aus der InvestEU-Garantie des EIF) 

• IN5: Vorhaben der Förderstufe 3 mit obligatorischer Haftungsfreistellung (HA-Satz 70 %, 
Weitergabe des „Financial Benefit“ aus der InvestEU-Garantie des EIF) 

• IN6: Vorhaben der Förderstufen 1 bis 3 zu beihilfefreien Konditionen als Durchleiter oder 
mit Bürgschaft 



 

 

Digitalisierungskredit (DI) 

• DI1: Vorhaben der Förderstufe 1 als Durchleiter oder mit Haftungsfreistellung (HA-Satz 
60 %) oder Bürgschaft 

• DI2: Vorhaben der Förderstufe 2 als Durchleiter oder mit Bürgschaft 

• DI3: Vorhaben der Förderstufe 3 als Durchleiter oder mit Bürgschaft 

• DI4: Vorhaben der Förderstufe 2 mit obligatorischer Haftungsfreistellung (HA-Satz 70 %, 
Weitergabe des „Financial Benefit“ aus der InvestEU-Garantie des EIF) 

• DI5: Vorhaben der Förderstufe 3 mit obligatorischer Haftungsfreistellung (HA-Satz 70 %, 
Weitergabe des „Financial Benefit“ aus der InvestEU-Garantie des EIF) 

• DI6: Vorhaben der Förderstufen 2 und 3 zu beihilfefreien Konditionen als Durchleiter oder 
mit Bürgschaft 

 

Im Innovationskredit steht in den Förderstufen 2 und 3 neben den bereits aktuell nutzbaren För-

dergrundlagen De-minimis-Verordnung und Artikel 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-

verordnung (AGVO) zusätzlich neu der Artikel 25 der AGVO zur Auswahl, auf dessen Basis 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben gefördert werden können.  

In Stufe 1 des Digitalisierungskredits sind nur KMU förderfähig, die zuvor den Digitalisierungs-

Check durchgeführt haben. Der Digitalisierungs-Check ist eine Selbsteinschätzung zur Bestim-

mung des Digitalisierungsgrades eines Unternehmens. Der im Merkblatt vorgesehenen Link 

wird mit der Produkteinführung am 01.07.2025 nutzbar. 

In allen Produkten wird es die Laufzeittypen 5/1/5, 7/2/7 und 10/2/10 geben. 

Weitere Details zu den beiden neuen Produkten können Sie den beigefügten Merkblättern „In-

novationskredit“ und „Digitalisierungskredit“ entnehmen. Durch die Einführung der neuen Pro-

dukte ergeben sich zudem Änderungen in den Merkblättern „HaftungPlus“, „Antragsunterla-

gen“, „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“ ,„Kreditnehmerinformation 

zum Risikogerechten Zinssystem“, „Innovationskredit 4.0“, „Universalkredit“, „Haftungsfreistel-

lung UK, IN und DI – Kreditinstitut“ und „Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kreditnehmer“, 

welche diesem Rundschreiben ebenfalls angehängt sind. Die Änderungen sind mit Randstri-

chen kenntlich gemacht. 

 
2 Vordruck 108 und Vordruck 115: Versionsnummer 07.25 

Vordruck 108 

Zum 01.07.2025 wird für den Vordruck 108 die Versionsnummer 07.25 eingeführt. Änderungen 

ergeben sich zum einen daraus, dass die haftungsfreigestellten Produktvarianten des Innovati-

onskredits und des Digitalisierungskredits aufgenommen wurden, bei welchen die Finanzierung 

durch den InvestEU-Fonds unterstützt wird (IN4, IN5, DI4, DI5). Zum anderen ist der Vordruck 

zukünftig obligatorisch bei Beantragung haftungsfreigestellter Darlehen mit Unterstützung aus 

dem InvestEU-Fonds bei der LfA einzureichen. Diese Änderung wurde entsprechend auch im 

Merkblatt „Antragsunterlagen“ vorgenommen. Dies betrifft haftungsfreigestellte Universalkredite 

(UK5, UK7), Innovationskredite in den Stufen 2 und 3 (IN4, IN5) sowie Digitalisierungskredite in 

den Stufen 2 und 3 (DI4, DI5). Neben den genannten Änderungen wurden zudem redaktionelle 

Anpassungen vorgenommen. Details können Sie dem beigefügten Vordruck entnehmen. 



 

 

Vordruck 115 

Zum 01.07.2025 wird für den Vordruck 115 die Versionsnummer 07.25 eingeführt. Bei diesem 

wurde der Begriff „Mithafter“ durch „Gesellschafter/Mithafter“ ersetzt. In diesem Zusammen-

hang wurde auch eine Anpassung im Merkblatt „Antragsunterlagen“ vorgenommen. Der Vor-

druck 115 ist zukünftig obligatorisch einzureichen und nicht, wie bisher, lediglich wenn die Ge-

sellschafter/Mithafter nicht bereits den Vordruck 100 mitunterzeichnet haben. Details können 

Sie dem beigefügten Vordruck entnehmen. 
 

 
Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informations-
material stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 
089 / 21 24 - 10 00 oder per E-Mail unter beratung@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr 
bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
Anlagen 

 



                     
     

 
 
 

Merkblatt „Innovationskredit“ 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6)  

– für Vorhaben der Stufe 1 ohne und mit Haftungsfreistellung (IN1) 

– für Vorhaben der Stufe 2 ohne und mit Haftungsfreistellung (IN2 bzw. IN4) 

– für Vorhaben der Stufe 3 ohne und mit Haftungsfreistellung (IN3 bzw. IN5) 

– für Vorhaben der Stufen 1, 2 oder 3 zu beihilfefreien Konditionen (IN6) 

Der Innovationskredit wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern zinsverbilligt und zinsgünstig aus dem ERP-
Förderkredit Innovation der KfW refinanziert. 

Die Finanzierung der haftungsfreigestellten Innovationskredite der Förderstufen 2 und 3 (IN4 und IN5) wird von der Euro-
päischen Union im Rahmen des InvestEU Fonds unterstützt. 

Als Ergänzung zum Innovationskredit wird in den Förderstufen 2 und 3 ein ERP-Förderzuschuss von der KfW angeboten. 
 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089 / 21 24 - 22 16 • www.lfa.de • beratung@lfa.de 

1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, einschließlich neu gegründeter Unternehmen 
und Angehörige freier Berufe mit Betriebsstätte oder 
Niederlassung in Bayern, soweit deren Jahresumsatz 
(Gruppenumsatz) 500 Mio. EUR nicht übersteigt1. Er-
gänzende Regelungen zur Antragsberechtigung bei Haf-
tungsfreistellungen finden sich in Tz. 7. Die Förderung 
zielt darauf ab, die Innovationstätigkeit und Innovations-
kraft im Mittelstand zu erhöhen. 

Nicht förderfähig sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer frühe-
ren Beihilferückforderungsanordnung der EU nicht 
nachgekommen sind, 

• Unternehmen, wenn 50 % oder mehr ihres Kapitals o-
der ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer o-
der mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaften 
des öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kon-
trolliert werden, 

• Antragsteller, in deren Gesellschafterkreis mehrere 
Unternehmen vertreten sind, deren jeweiliger Umsatz 
die Höchstgrenze übersteigt und die zusammen direkt 
oder indirekt zu mehr als 50 % am Antragsteller betei-
ligt sind,  

• Unternehmen des Profisports, 

• Treuhandkonstruktionen, 

• sofern das Darlehen nach der Allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung (AGVO) ausgereicht wird: Un-
ternehmen in Schwierigkeiten nach beihilferechtlicher 
Definition (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“), 

• sofern das Darlehen nach der De-Minimis-Verordnung 
oder ein beihilfefreier IN6 ausgereicht wird: Unterneh-
men, die sich in einem Insolvenzverfahren befinden o-
der die im deutschen Recht vorgesehenen Vorausset-
zungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahren auf 
Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Innovationsvorhaben, d. h. die Ent-
wicklung neuer oder merklich verbesserter Produkte 

                                                 

 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz des 

Antragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen Unter-
nehmen (Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder indirekt 
mit mehr als 50 % beteiligt sind, Unternehmen, an denen der An- 

beziehungsweise Prozesse, die sich von den bisherigen 
Produkten und / oder Prozessen des Unternehmens 
deutlich unterscheiden und die auf dem Markt bzw. in 
dem jeweiligen Unternehmen eingeführt werden sollen. 
Diese Produkt-/Prozessinnovationen können im Unter-
nehmen selbst oder im Auftrag entwickelt werden und 
umfassen Produkt- und Dienstleistungs- oder Prozessin-
novationen, inkl. Marketing-, Organisations-, und Ge-
schäftsmodellinnovationen.  

Nicht förderfähig sind: 

• Umschuldungen 

• Nachfinanzierungen bereits begonnener beziehungs-
weise abgeschlossener Vorhaben, 

• Stille Beteiligungen, 

•  Entgeltliche und sonstige Vermögensübertragungen 
(z. B. käuflicher Erwerb) 

- zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des  
§ 15 AktG bzw. die Übernahme des geförderten Un-
ternehmens in einen solchen Unternehmensverbund 

- zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern 
- im Rahmen bzw. infolge von Betriebsaufspaltungen 
- zwischen Ehegatten bzw. Lebenspartnern 
- sowie der Erwerb eigener Anteile 

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestände 
(z. B. durch Treuhandgeschäfte). 

• Investitionen in wohnwirtschaftlich genutzte Immobi-
lien, 

• Reine Finanzinvestitionen oder Finanzanlagen. 

Zu beachten sind die Vorgaben des Merkblatts „Aus-
schlussliste der LfA Förderbank Bayern für Programm-
kredite und Bürgschaften“ sowie die Paris-kompatiblen 
Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe (jeweils aktu-
ellste Version abrufbar im Downloadbereich unter 
www.lfa.de), die konkrete Anforderungen an die Klima-
verträglichkeit der jeweiligen Investitionen definieren. 
Konkret gilt für dieses Programm insbesondere die Sek-
torleitlinie für den Automobilsektor (Kapitel 2.1), was be-
deutet, dass die Forschung und Entwicklung in transitio-
nalen Antriebstechnologien nicht finanziert werden 
kann.  

tragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist, sowie 
alle Unternehmen, die in einem formellen Konzernverhältnis ste-
hen) in voller Höhe addiert, wobei Innenumsätze herausgerechnet 
werden können. 

https://www.lfa.de/website/de/index.php
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3 Förderfähige Maßnahmen 

Gefördert wird in drei Stufen, wobei die zinsliche Attrak-
tivität von Stufe 1 bis Stufe 3 zunimmt. Stufe 3 bietet so-
mit die günstigsten Zinssätze. Das bedeutet: Je an-
spruchsvoller das Vorhaben ist, desto günstiger ist die 
Finanzierung. 

Je Vorhaben muss ein Antrag gestellt werden. Die För-
derung eines Vorhaben ist je Stufe in nur einer der zu-
gehörigen Unterstufen möglich. Pro Vorhaben wird ein 
Zeitraum von maximal 24 Monaten ab Vorhabensbeginn 
finanziert. 

3.1 Stufe 1: Basisinnovationen  

a) Einfache Produktverbesserungen und Markteinführung 
von Innovationen: 

Es können Personalkosten, Betriebsmittel und Investiti-
onen finanziert werden. Eigenleistungen des Einzelun-
ternehmers oder Gesellschafters dürfen mit maximal 70 
EUR je geleisteter Stunde für maximal 40 Arbeitsstun-
den pro Woche angesetzt werden.  

• Einfache Produktverbesserungen: Dabei kann es sich 
um routinemäßige oder regelmäßige Änderungen an 
bestehenden Produkten, Dienstleistungen, Produkti-
onslinien, Produktionsverfahren oder anderen laufen-
den betrieblichen Prozessen handeln, wenn diese Än-
derungen eine Verbesserung darstellen. Auch Pro-
dukt- und Prozessverbesserungen, die aus Wünschen 
und Vorschlägen von Geschäftspartnern oder Kunden 
resultieren, können finanziert werden.  

• Markteinführung von Innovationen: Gefördert wird die 
Markteinführung bzw. Vermarktung von Innovationen, 
die der Kreditnehmer gemäß der Bedingungen der 
Stufe 2a LevelUp-Innovationen bzw. Stufe 3 HighEnd-
Innovationen selbst entwickelt oder deren Entwicklung 
er in Auftrag gegeben hat Die Markteinführung bzw. 
Vermarktung ist bis 24 Monate nach Abschluss des In-
novationsvorhabens förderfähig. Dies beinhaltet Be-
triebsmittel und Investitionen beispielsweise für das 
Marketing, die Schaffung von Vertriebskanälen oder 
Messeauftritte. 

b) Innovative Unternehmen 

Es können Investitions- und Betriebsmittelbedarfe inno-
vativer Unternehmen finanziert werden. Ein Unterneh-
men gilt als innovativ, wenn dieses eine der folgenden 
Anforderungen erfüllt: 

i. Unternehmenswachstum:  
Das Unternehmen ist in den letzten drei Jahren im 
Durchschnitt mehr als 20 % per anno gewachsen 
(Umsatz oder Beschäftigtenzahl; hierbei müssen am 
Anfang der Betrachtungsperiode mindestens 10 Mit-
arbeiter in Vollzeit beschäftigt und das Unternehmen 
darf nicht kürzer als 5 und nicht länger als 12 Jahre 
am Markt sein ((Wert nach 3 Jahren/Wert vor 3 Jah-
ren) ^ (1/3) -1 > 0,2).  

ii. Aufwendungen für Forschung und Entwicklung: 
- Der Anteil der Aufwendungen des Unternehmens für 

Forschung und Entwicklung erreicht gemäß der Be-
stätigung eines Wirtschaftsprüfers oder Steuerbera-
ters mindestens 10% der Betriebskosten in jedem 
der vergangenen drei Geschäftsjahre vor Antragstel-
lung. 

- Der Antragsteller befindet sich noch keine 7 Jahre 
am Markt und der Anteil der Aufwendungen für For-
schung und Entwicklung erreicht gemäß der Bestäti-
gung eines Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters 
mindestens 5% der Betriebskosten in wenigstens ei-
nem der vergangenen drei Jahre vor Antragstellung. 

iii. Innovationsförderung:  

- Das Unternehmen hat in den letzten 36 Monaten Zu-
schüsse, Kredite oder Bürgschaften aus europäi-
schen (z.B. aus Horizon 2020 oder dem 7. For-
schungsrahmenprogramm (FP7) und/oder aus FP7 
(Förder-) Instrumenten wie z.B. der Gemeinsamen 
Technologieinitiative (JTI), „Eurostars“) oder nationa-
len Forschungs- und/oder Innovationsprogrammen 
erhalten, deren Anforderungen mindestens den ge-
stellten Anforderungen in den Stufen LevelUp und 
HighEnd des Innovationskredits oder Digitalisie-
rungskredits entsprechen.  

- Eine frühere Zusage aus dem Programm Innovati-
onskredit 4.0 der LfA für ein Innovations- oder Digi-
talisierungsvorhaben, den Förderstufen 2 (LevelUp) 
oder 3 (HighEnd) des Innovationskredits bzw. des Di-
gitalisierungskredits der LfA, dem ERP-
Digitalisierungs- und Innovationskredit der KfW (380) 
für ein Innovations- oder Digitalisierungsvorhaben, 
dem ERP-Mezzanine für Innovation der KfW 
(360/361, 364) oder den Stufen LevelUp oder Hig-
hEnd des ERP Förderkredits Innovation der KfW 
(513, 514) bzw. des ERP-Förderkredits Digitalisie-
rung der KfW (511, 512) qualifiziert für eine Folgeför-
derung unter dem Kriterium Innovationsförderung. 

- Erläuterung: Pro vorgenannter Innovationsförderung 
kann jeweils nur einmal ein Antrag als „innovatives 
Unternehmen“ gestellt werden. Bei mehreren Zusa-
gen aus einem Förderprogramm kann je Zusage ein 
Antrag als innovatives Unternehmen gestellt werden. 

iv. Wagniskapital 
Der Antragsteller ist ein KMU, befindet sich in einer 
frühen Phase und: 

- hat in den letzten 24 Monaten ein Investment von ei-
nem Venture-Capital-Investor oder einem Business 
Angel, der einem Business Angels- Netzwerk ange-
hört, erhalten oder 

- der Venture Capital Investor oder Business Angel, 
der einem Business Angels- Netzwerk angehört, ist 
zum Zeitpunkt der Antragstellung Gesellschafter 
bzw. Anteilseigner des Unternehmens. 

3.2  Stufe 2: LevelUp-Innovationen 

a) Entwicklung von Innovationen, die für das Unternehmen 
neu sind 

Die folgenden Zwecke sind förderfähig:  

- „Grundlagenforschung“: experimentelle oder theoreti-
sche Arbeiten, die in erster Linie dem Erwerb neuen 
Grundlagenwissens ohne erkennbare direkte kommer-
zielle Anwendungsmöglichkeiten dienen. 

- „Industrielle Forschung“: planmäßiges Forschen oder 
kritisches Erforschen zur Gewinnung neuer Kennt-
nisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue Produkte, 
Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln oder 
wesentliche Verbesserungen bei Produkten, Verfah-
ren oder Dienstleistungen herbeizuführen. Hierzu zäh-
len auch die Entwicklung von Teilen komplexer Sys-
teme und unter Umständen auch der Bau von Prototy-
pen in einer Laborumgebung oder in einer Umgebung 
mit simulierten Schnittstellen zu bestehenden Syste-
men wie auch von Pilotlinien, wenn dies für die indust-
rielle Forschung und insbesondere die Validierung von 
technologischen Grundlagen notwendig ist.  

- „Experimentelle Entwicklung“: Erwerb, Kombination, 
Gestaltung und Nutzung vorhandener wissenschaftli-
cher, technischer, wirtschaftlicher und sonstiger ein-
schlägiger Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, 
neue oder verbesserte Produkte, Verfahren oder 
Dienstleistungen zu entwickeln. Dazu zählen z.B. 
auch Tätigkeiten zur Konzeption, Planung und Doku-
mentation neuer Produkte, Verfahren und Dienstleis-
tungen. 
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- Die experimentelle Entwicklung kann die Entwick-
lung von Prototypen, Demonstrationsmaßnah-
men, Pilotprojekte sowie die Erprobung und Vali-
dierung neuer oder verbesserter Produkte, Ver-
fahren und Dienstleistungen in einem für die rea-
len Einsatzbedingungen repräsentativen Umfeld 
umfassen, wenn das Hauptziel dieser Maßnah-
men darin besteht, im Wesentlichen noch nicht 
feststehende Produkte, Verfahren oder Dienstleis-
tungen weiter zu verbessern. Die experimentelle 
Entwicklung kann die Entwicklung von kommerzi-
ell nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten ein-
schließen, wenn es sich dabei zwangsläufig um 
das kommerzielle Endprodukt handelt und dessen 
Herstellung allein für Demonstrations- und Validie-
rungszwecke zu teuer wäre. 

- Die experimentelle Entwicklung umfasst keine 
routinemäßigen oder regelmäßigen Änderungen 
an bestehenden Produkten, Produktionslinien, 
Produktionsverfahren, Dienstleistungen oder an-
deren laufenden betrieblichen Prozessen, selbst 
wenn diese Änderungen Verbesserungen darstel-
len sollten. Diese können unter Stufe 1 Basisinno-
vationen finanziert werden.  

- „Durchführbarkeitsstudie“: Bewertung und Analyse 
des Potenzials eines Vorhabens mit dem Ziel, die 
Entscheidungsfindung durch objektive und rationale 
Darlegung seiner Stärken und Schwächen sowie der 
mit ihm verbundenen Möglichkeiten und Gefahren zu 
erleichtern und festzustellen, welche Ressourcen für 
seine Durchführung erforderlich wären und welche 
Erfolgsaussichten das Vorhaben hätte.  

Förderfähige Kosten: 

Im Rahmen der o.g. Zwecke können die folgenden Kosten 
finanziert werden: 

i. Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker 
und sonstiges Personal, soweit diese für das Vor-
haben eingesetzt werden (keine Eigenleistungen 
des Einzelunternehmers oder Gesellschafters). 

ii. Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit 
und solange sie für das Vorhaben genutzt werden. 
Wenn diese Instrumente und Ausrüstungen nicht 
während ihrer gesamten Lebensdauer für das 
Vorhaben verwendet werden, gilt nur die nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung er-
mittelte Wertminderung während der Dauer des 
Vorhabens als förderfähig (zeitanteilige Investitio-
nen). 

iii. Kosten für Gebäude und Grundstücke, soweit und 
solange sie für das Vorhaben genutzt werden. Bei 
Gebäude gilt nur die nach den Grundsätzen ord-
nungsgemäßer Buchführung ermittelt Wertminde-
rung während der Dauer des Vorhabens als för-
derfähig. Be Grundstücken sind die Kosten des 
wirtschaftlichen Übergangs oder die tatsächlich 
entstandenen Kapitalkosten förderfähig (zeitantei-
lige Investitionen).  

iv. Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für un-
ter Einhaltung des Arm-length-Prinzips von Dritten 
direkt oder in Lizenz erworbene Patente sowie 
Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleis-
tungen, die ausschließlich für das Vorhaben ge-
nutzt werden.  

v. Zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Bearbei-
tungskosten (unter anderem für Material, Bedarfs-
artikel und dergleichen), die unmittelbar durch das 
Vorhaben entstehen; diese Kosten von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben können al-
ternativ in Form eines pauschalen Aufschlags von 
bis zu 20 % auf den Gesamtbetrag, der unter i) bis 

iv) genannten Kosten des Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhabens berechnet werden.  

b) Investitionen in die Umsetzung von im Unternehmen 
selbst oder im Auftrag entwickelten Innovationen: 

Ebenfalls besonders günstig wird der Investitionsbedarf fi-
nanziert, der im Zusammenhang mit der Umsetzung von 
Innovationen im Unternehmen anfällt (z.B. benötigte Pro-
duktionsmaschinen), sofern die Innovationen im Unterneh-
men selbst oder im Auftrag des Unternehmens entwickelt 
wurden.  
In diesem Rahmen können Investitionsausgaben für mate-
rielle (Produktionsanlagen, Maschinen und Gebäude) oder 
immaterielle Vermögenswerte (Patente, Lizenzen) finan-
ziert werden. Dabei sind Investitionen förderfähig, die min-
destens einen der folgenden genannten Zwecke verfolgen: 

i) Diversifizierung der Produktion einer Betriebs-
stätte durch vorher dort nicht hergestellte Pro-
dukte oder vorher dort nicht erbrachte Dienstleis-
tungen, oder 

ii) grundlegende Änderung des gesamten Prozesses 
zur Herstellung der Produkte oder Erbringung der 
Dienstleistungen, die von der Investition in die Be-
triebsstätte betroffen sind, oder 

iii) Errichtung einer neuen Betriebsstätte oder zum 
Ausbau der Kapazitäten einer bestehenden Be-
triebsstätte. Die Errichtung oder der Ausbau muss 
untrennbar mit einem Innovationsvorhaben ver-
bunden sein. 

Hinweis: Handelt es sich um eine KI-Innovation, die die 
unter den Stufen 2a oder 2b genannten Anforderungen er-
füllt, erfolgt die Finanzierung noch günstiger als HighEnd-
Innovation in Stufe 3b.  

Für den IN4 und IN5 gilt: Bei der Finanzierung von Innovati-
onsvorhaben bestätigt die Hausbank mit der Antragsstel-
lung, dass mit dem Vorhaben ein technologisches oder 
marktmäßiges Risiko des Scheiterns verbunden ist. 

3.3 Stufe 3: HighEnd-Innovationen 

a) Große LevelUp-Innovation: 
Ein unter Stufe 2a förderfähiges Vorhaben kann sich für 
eine noch günstigere HighEnd-Innovations- Finanzie-
rung qualifizieren, wenn es ausreichend groß ist. Dies 
ist der Fall, wenn der Darlehensbetrag 5,00% des letz-
ten Jahresumsatzes der Unternehmensgruppe über-
steigt.  

b) Entwicklung und/oder Umsetzung von Innovationen im 
Zusammenhang mit künstlicher Intelligenz (KI), die für 
das Unternehmen neu sind: 
Investitionen und Betriebsmittel im Zusammenhang mit 
der Forschung und Entwicklung zur künstlichen Intelli-
genz, welche die Anforderungen einer LevelUp-Innova-
tion erfüllen, werden ebenfalls besonders günstig als 
HighEnd-Innovation finanziert. 
i. Innovationen im Bereich der KI (KI-Innovationen) 
ii. Innovationen mit auf KI basierenden Entwicklungs-

methoden (keine Ergebnisse aus in Standard-Tools 
integrierten KI-Anwendungen). 

Für den IN4 und IN5 gilt: Bei der Finanzierung von Inno-
vationsvorhaben bestätigt die Hausbank mit der An-
tragsstellung, dass mit dem Vorhaben ein technologi-
sches oder marktmäßiges Risiko des Scheiterns verbun-
den ist. 

4 Darlehensbedingungen 

4.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank 
und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und 
Besicherung - innerhalb vorgegebener Grenzen - indivi-
duell vereinbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinforma-
tion zum risikogerechten Zinssystem“). 
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Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können 
unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen 
entnommen werden. Die darin genannten Standardlauf-
zeiten sind frei wählbar; sie sollen sich an der betriebs-
gewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können auch 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mind. 3 Jahre) 
und Tilgungsfreijahre (mind. 1 Freijahr) beantragt wer-
den. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. diffe-
renziert nach unterschiedlichen Laufzeiten). 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. 
Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zu-
sage der LfA entsprechend unterrichten und die Konditi-
onen vereinbaren. 

In der Programmvariante IN1 wird für nicht abgerufene 
Darlehensbeträge nach Ablauf eines bereitstellungspro-
visionsfreien Zeitraums von 12 Monaten (gerechnet vom 
Tage der Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollstän-
digen Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, spä-
testens bis zum Ablauf der Abruffrist des Darlehens (ein 
Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstellungsprovision 
von 2 % p. a. berechnet. In den anderen Programmvari-
anten berechnet die LfA keine Bereitstellungsprovision. 
Bei verbürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate 
nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovi-
sion sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Darlehensbetrages 
kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung 
erfolgen. Darlehen für Vorhaben der Förderstufen 2 und 
3 dürfen erst nach Ablauf von 3 Jahren nach Darlehens-
zusage außerplanmäßig getilgt werden. 

4.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich für Vorhaben 
der Förderstufe 1 auf 7,5 Mio. EUR je Vorhaben und für 
Vorhaben der Förderstufen 2 und 3 auf 15 Mio. EUR je 
Vorhaben. Der Finanzierungsanteil beträgt bis zu 100 % 
der förderfähigen Aufwendungen. 

Nebenbedingung: Die Finanzierung innovativer Unter-
nehmen unter dem Kriterium „Innovationsförderung" (Tz. 
3.1 b) iii.) ist auf das dreifache der als Grundlage für die 
Antragstellung dienenden Kreditförderung/ Bürgschaft 
beziehungsweise im Falle einer Zuschussförderung auf 
das zehnfache des erhaltenen Förderbetrags aus einem 
europäischen oder nationalen Forschungs- und/oder In-
novationsprogramm bis zum Darlehenshöchstbetrag li-
mitiert. 

4.3 Tilgungszuschuss 

Nach Prüfung der antrags- und programmgemäßen 
Verwendung wird für Darlehen der Förderstufe 1 ein Til-
gungszuschuss gutgeschrieben. Die Höhe des Til-
gungszuschusses beträgt 2 % des zum Zeitpunkt der 
Anerkennung des Verwendungsnachweises durch die 
LfA geltenden Zusagebetrags.  

Die Gutschrift erfolgt 3 Monate nach dem Zins- und Til-
gungstermin, welcher der Prüfung und Anerkennung 
des Verwendungsnachweises durch die LfA folgt. Für 
die Einreichung des Verwendungsnachweises gelten 
die Regelungen gem. Tz. 9. Der Tilgungszuschuss wird 
auf die nach dem Tilgungsplan zuletzt fälligen Raten 
angerechnet (Verkürzung der Kreditlaufzeit). 

Sofern zum Zeitpunkt der Gutschrift die Kreditvaluta ge-
ringer ist als die Höhe des Gutschriftsbetrages, erfolgt 
die Gutschrift des Tilgungszuschusses nur in Höhe der 

aktuellen Kreditvaluta. Eine Barauszahlung  
oder Überweisung des Tilgungszuschusses ist nicht 
möglich. 

4.4 ERP-Förderzuschuss der KfW 

Darlehen für Vorhaben der Förderstufen 2 und 3 können 
ergänzend einen ERP-Förderzuschuss bei der KfW er-
halten. Der Zuschussbetrag orientiert sich an der Höhe 
des ausgezahlten Darlehensbetrages. Der entspre-
chende Prozentsatz wird auf kfw.de/513-zuschuss ver-
öffentlicht. Die verbindliche Festsetzung erfolgt in der 
Zuschusszusage. Der Zuschusshöchstbetrag beträgt 
200.000 EUR. Nähere Informationen siehe Merkblatt 
ERP-Förderkredit Innovation unter www.kfw.de. 

Der Antragsteller kann Darlehen und Zuschuss gemein-
sam bei der Hausbank beantragen. Nach der Darlehens-
zusage der LfA (bzw. spätestens 3 Monate danach) 
übermittelt die Hausbank der KfW den vollständigen Zu-
schussantrag. Die KfW versendet nach erfolgreicher An-
tragsprüfung eine Zuschusszusage. Nach Vollauszah-
lung des Innovationskredits kann der Förderzuschuss 
mit dem KfW-Auszahlungsantrag über die Hausbank bei 
der KfW abgerufen werden. 

Der Förderzuschuss darf nur für das antragstellende Un-
ternehmen in Deutschland eingesetzt werden. 

5 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

5.1 Richtlinien 

Für die Gewährung der Darlehen gelten die Richtlinien 
zur Durchführung des Innovationskredits in der jeweils 
gültigen Fassung. 

5.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Die Darlehen werden grundsätzlich auf Grundlage der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 
in der bei Darlehenszusage gültigen Fassung vergeben: 

- Investitionen in den Stufen 1, 2b und 3b (IN1, IN2, 
IN3, IN4, IN5): Förderung auf Basis Art. 17 AGVO  

Gefördert werden können ausschließlich von 
KMU (gemäß EU-Definition) getätigte Kosten ei-
ner Investition in materielle und immaterielle Ver-
mögenswerte zur Errichtung einer neuen Be-
triebsstätte, zum Ausbau einer bestehenden Be-
triebsstätte, zur Diversifizierung der Produktion ei-
ner Betriebsstätte durch vorher dort nicht herge-
stellte Produkte oder vorher dort nicht erbrachte 
Dienstleistungen, oder zur grundlegenden Ände-
rung des gesamten Prozesses zur Herstellung der 
Produkte oder Erbringung der Dienstleistungen, 
die von der Investition in die Betriebsstätte betrof-
fen sind.  

- Betriebsmittel und zeitanteilige Investitionen in 
den Stufen 2a und 3 (IN2, IN3, IN4, IN5): Förde-
rung auf Basis Art. 25 AGVO  

Gefördert werden können Kosten im Rahmen der 
Forschung und Entwicklung von Innovationen: 
Personalkosten, Kosten für Instrumente und Aus-
rüstung (zeitanteilige Investitionen), Kosten für 
Gebäude und Grundstücke (zeitanteilige Investiti-
onen), Kosten für Auftragsforschung, zusätzliche 
Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (auch 
in Form einer Pauschale möglich) sowie Kosten 
für Durchführbarkeitsstudien.  

Im Fall einer AGVO-Förderung ist im Rahmen der An-
tragstellung immer eine Einzelkostendarstellung not-
wendig. Beim Art. 25 erfolgt die Erfassung der Kosten 
auf der gBzA der KfW (siehe Tz. 8). 

Sofern die beihilferechtlichen Regularien dies erlauben 
bzw. erfordern, können zudem alle auf den jeweiligen 
Stufen genannten Maßnahmen, mit Ausnahme von 

http://www.kfw.de/513-zuschuss
http://www.kfw.de/
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Stufe 3a, nach der De-minimis-Verordnung in der bei Zu-
sage gültigen Fassung gefördert werden (IN1, IN2, IN3, 
IN4, IN5). Unter den Voraussetzungen der De-minimis-
Verordnung ist die Finanzierung sowohl von Investitio-
nen als auch Betriebsmitteln möglich. 

Soweit keine beihilfebehaftete Förderung möglich oder 
gewünscht ist, können im IN6 auch alle auf den jeweili-
gen Stufen genannten Maßnahmen, mit Ausnahme von 
Stufe 3a, beihilfefrei zu einem beihilfefreien Zinssatz ge-
fördert werden. Die Höhe des Zinssatzes ist unabhängig 
von der Stufe des Vorhabens. Im IN6 ist die Finanzie-
rung von Betriebsmitteln und Investitionen möglich.  

Ist der Antragsteller kein KMU gemäß EU-Definition, 
kann die Förderung ausschließlich auf Basis des Art. 25 
AGVO, der De-minimis-Verordnung oder beihilfefrei er-
folgen. 

Bei Förderungen nach der De-minimis-Verordnung oder 
beihilfefreien IN6 kann aus Vereinfachungsgründen eine 
vereinfachte Ermittlung der Kosten vorgenommen wer-
den. Als Alternative zu förderfähigen vorhabensbezoge-
nen Investitionskosten beziehungsweise Betriebsmitteln 
können die Kosten in Höhe von maximal 200 % der vor-
habensbezogenen Personalkosten angesetzt werden. 

Darüber hinaus ist auf De-minimis-Basis oder einem bei-
hilfefreien IN6 die Finanzierung von Eigenleistungen des 
Einzelunternehmers oder Gesellschafters möglich. 

Tilgungszuschüsse und Zuschüsse sind Beihilfen im 
Sinne der EU. Sie werden in voller Höhe auf die Beihil-
feobergrenzen angerechnet. Der Förderzuschuss der 
KfW kann nur gemäß De-minimis-Verordnung in An-
spruch genommen werden. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihil-
fewerte dienen der Orientierung in der Informations- und 
Beratungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich 
sind allein die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt 
der Kreditzusage zugrunde legt.  

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen.“ 

5.3 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. 

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass sie 
nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb eines 
Jahres begonnen werden können. 

5.4 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermögens- 
und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens die mög-
liche Finanzierungshilfe wirtschaftlich unerheblich ist, 
können nicht gefördert werden. 

5.5 Investitionsort 

Die Vorhaben müssen in wesentlichen Teilen im Frei-
staat Bayern durchgeführt werden. 

6 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“) 
kann der Innovationskredit mit anderen öffentlichen Fi-
nanzierungshilfen kombiniert werden. Bzgl. des beihilfe-
freien IN6 bestehen keine Beschränkungen. 

Falls zusätzliche Mittel im Rahmen des KfW-Programms 
ERP-Förderkredit Innovation beantragt werden, ist der 
Innovationskredit auf die jeweilige vorhabensbezogene 
Obergrenze des ERP-Förderkredits Innovation anzu-
rechnen. 

Für Stromerzeugungsanlagen gilt: Sofern für diese An-
lagen eine Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz, dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz oder eine 
vergleichbare staatliche Förderung (zum Beispiel in Ge-
stalt einer Einspeisevergütung) in Anspruch genommen 
wird, darf die Anlage nur mit einem beihilfefreien Innova-
tionskredit (IN6) finanziert werden.  

7 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bankmäßig nicht ausreichend ab-
gesichert werden kann, ist eine Haftungsfreistellung 
„HaftungPlus“ (siehe entsprechendes Merkblatt) bei klei-
nen und mittleren gewerblichen Unternehmen im Sinne 
der EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich rele-
vante Bestimmungen und Definitionen“, KMU-Kriterium), 
einschließlich neu gegründeter Unternehmen und Ange-
hörige freier Berufe, sowie Small Mid-Caps (Unterneh-
men die weniger als 500 Mitarbeiter haben (Vollzeitäqui-
valent) und nicht unter die KMU-Definition fallen) wie 
folgt möglich: 

• Förderstufe 1 (IN1): 60%ige Haftungsfreistel-
lung bei Darlehen bis zu 5 Mio. EUR 

• Förderstufen 2 und 3 (IN4 und IN5): 70%ige 
Haftungsfreistellung bei Darlehen bis zu 7,5 
Mio. EUR 

Keine Möglichkeit einer Haftungsfreistellung besteht für 
Unternehmen, die weder unter die KMU- noch unter die 
Small Mid Cap-Definition fallen. Zudem ist eine Haf-
tungsfreistellung in der beihilfefreien Produktvariante 
des Innovationskredits (IN6) ausgeschlossen. 

Die Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ wird für die För-
derstufen 2 und 3 (IN4 und IN5) durch die InvestEU-Ga-
rantie des EIF ermöglicht. Zur Nutzung der Haftungsfrei-
stellung sind zusätzlich die Merkblätter „Haftungsfreistel-
lung UK, IN und DI – Kreditinstitut“ bzw. „Haftungsfrei-
stellung UK, IN und DI – Kreditnehmer“ zu beachten und 
Vertragsbestandteil. 

Die Summe der ausstehenden Kapitalbeträge an mit 
dem InvestEU-Fonds unterstützten LfA-Darlehen bzw. 
bei Small Mid-Caps an jeglichen mit dem InvestEU-
Fonds unterstützten Finanzierungsinstrumenten zuzüg-
lich des beantragten Innovationskredits darf pro Endkre-
ditnehmer 15 Mio. EUR nicht überschreiten. 

Antragsteller haben hierzu eine Selbsterklärung bezüg-
lich mit InvestEU-Mitteln unterstützten ausstehenden 
Kapitalbeträgen vorzulegen (im Rahmen des Vordrucks 
108 „Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungsfreige-
stellte Darlehen mit Unterstützung aus dem In-
vestEU-Fonds“). 

Alternativ und bei Darlehen, für die keine Haftungsfrei-
stellung möglich ist, kann bei nicht ausreichender Absi-
cherung eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH beantragt werden.  

8 Antragsverfahren 

Die Antragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. Falls 
es sich bei dem Unternehmen um ein Small Mid-Cap 
handelt, hat die Hausbank dies im Freitextfeld 9.5 fest-
zuhalten. Die zu fördernde Maßnahme ist mit dem Aus-
füllen der gewerblichen Bestätigung zum Antrag (gBzA) 
der KfW-Bankengruppe für das Förderprodukt „513 - 
ERP-Förderkredit Innovation“ (abrufbar unter 
www.kfw.de/gbza) anzugeben. Die gBzA ist mit entspre-
chender Dateneingabe zu erzeugen, auszudrucken und 
über die Hausbank der LfA zu übermitteln.  

https://www.lfa.de/website/de/index.php
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/gBzA/?redirect=661760
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Die Darlehen werden grundsätzlich auf Basis des für die 
geförderte Maßnahme einschlägigen Artikels der AGVO 
vergeben, sofern keine beihilferechtlichen Einschrän-
kungen bestehen. Ist eine Ausreichung auf Grundlage 
der De-minimis-Verordnung gewünscht bzw. erforderlich 
(siehe Tz. 5.2) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben 
„Beantragung auf De-minimis-Basis“; darüber hinaus ist 
der Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung 
eines Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis-Beihil-
fen) einzureichen. 

Bei Beantragung eines IN4 oder IN5 ist zudem der Vor-
druck 108 „Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungs-
freigestellte Darlehen mit Unterstützung aus dem In-
vestEU-Fonds“ erforderlich. Er ist vom Antragsteller 
und der Hausbank zu unterzeichnen und bei der LfA ein-
zureichen. 

Wird eine Bürgschaft beantragt, können die zusätzlich 
erforderlichen Antragsvordrucke und Unterlagen dem 
Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnommen werden. 

Zum Verfahren der Beantragung des ERP-
Förderzuschusses vgl. Tz. 4.4 dieses Merkblatts. 

9 Verwendungsnachweis 

Die antrags- und programmgemäße Verwendung ist in-
nerhalb von 6 Monaten nach Eingang der letzten Rech-
nung gegenüber der Hausbank mit dem Vordruck 561 
nachzuweisen. Die Hausbank hat den vom Kreditneh-
mer und ihr selbst unterzeichneten Verwendungsnach-
weis unverzüglich bei der LfA einzureichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

10 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerkblatt gel-
ten die Bestimmungen der folgenden Merkblätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risikoge-
rechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmun-
gen und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank Bay-
ern für Programmkredite und Bürgschaften“ 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kre-
ditinstitut“ (nur für das Kreditinstitut bei haftungsfrei-
gestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kre-
ditnehmer“ (nur für den Kreditnehmer bei haftungs-
freigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung Haftung Plus“ (nur 
bei haftungsfreigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewilligungs-
grundsätze“ (nur bei verbürgten Darlehen) 

 



                     
     

 
 

Merkblatt „Digitalisierungskredit“ 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6)  

– für Vorhaben der Stufe 1 ohne und mit Haftungsfreistellung (DI1) 

– für Vorhaben der Stufe 2 ohne und mit Haftungsfreistellung (DI2 bzw. DI4) 

– für Vorhaben der Stufe 3 ohne und mit Haftungsfreistellung (DI3 bzw. DI5) 

– für Vorhaben der Stufen 2 oder 3 zu beihilfefreien Konditionen (DI6) 

Der Digitalisierungskredit wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern zinsverbilligt und zinsgünstig aus dem ERP-
Förderkredit Digitalisierung der KfW refinanziert. 

Die Finanzierung der haftungsfreigestellten Digitalisierungskredite der Förderstufen 2 und 3 (DI4 und DI5) wird von der 
Europäischen Union im Rahmen des InvestEU Fonds unterstützt. 

Als Ergänzung zum Digitalisierungskredit wird in den Förderstufen 2 und 3 ein ERP-Förderzuschuss von der KfW angebo-
ten. 

 

 

1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, einschließlich neu gegründeter Unternehmen 
und Angehörige freier Berufe mit Betriebsstätte oder 
Niederlassung in Bayern, soweit deren Jahresumsatz 
(Gruppenumsatz) 500 Mio. EUR nicht übersteigt1. Ab-
weichend hiervon sind in Förderstufe 1 sowie bei Haf-
tungsfreistellungen lediglich kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) im Sinne der EU-Definition (siehe Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und De-
finitionen“, KMU-Kriterium) antragsberechtigt. Die För-
derung zielt darauf ab, die Digitalisierung der Unterneh-
men zu beschleunigen. 

Nicht förderfähig sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer frühe-
ren Beihilferückforderungsanordnung der EU nicht 
nachgekommen sind, 

• Unternehmen, wenn 50 % oder mehr ihres Kapitals o-
der ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer o-
der mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaften 
des öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kon-
trolliert werden, 

• Antragsteller, in deren Gesellschafterkreis mehrere 
Unternehmen vertreten sind, deren jeweiliger Umsatz 
die Höchstgrenze übersteigt und die zusammen direkt 
oder indirekt zu mehr als 50 % am Antragsteller betei-
ligt sind, 

• Unternehmen des Profisports, 

• Treuhandkonstruktionen, 

• sofern das Darlehen nach der Allgemeinen Gruppen-
freistellungverordnung (AGVO) ausgereicht wird: Un-
ternehmen in Schwierigkeiten nach beihilferechtlicher 
Definition (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“), 

• sofern das Darlehen nach der De-Minimis-Verordnung 
oder ein beihilfefreier DI6 ausgereicht wird: Unterneh-
men, die sich in einem Insolvenzverfahren befinden o-
der die im deutschen Recht vorgesehenen Vorausset-
zungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahren auf 
Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 

                                                 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz des 

Antragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen Unter-
nehmen (Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder indirekt 
mit mehr als 50 % beteiligt sind, Unternehmen, an denen der An- 

2 Verwendungszweck 

Die Darlehen werden für Digitalisierungsvorhaben aus-
gereicht. Finanziert werden Investitionen und vorhaben-
bezogener Betriebsmittelbedarf. 

Nicht förderfähig sind: 

• Umschuldungen 

• Nachfinanzierungen bereits begonnener bzw. abge-
schlossener Vorhaben, 

• Stille Beteiligungen 

•  Entgeltliche und sonstige Vermögensübertragungen 
(z. B. käuflicher Erwerb) 

- zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des  
§ 15 AktG bzw. die Übernahme des geförderten Un-
ternehmens in einen solchen Unternehmensverbund 

- zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern 
- im Rahmen bzw. infolge von Betriebsaufspaltungen 
- zwischen Ehegatten bzw. Lebenspartnern 
- sowie der Erwerb eigener Anteile 

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestände 
(z. B. durch Treuhandgeschäfte). 

• Investitionen in wohnwirtschaftlich genutzte Immobi-
lien, 

• Reine Finanzinvestitionen oder Finanzanlagen. 

Zu beachten sind die Vorgaben des Merkblatts „Aus-
schlussliste der LfA Förderbank Bayern für Programm-
kredite und Bürgschaften“ sowie die Paris-kompatiblen 
Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe (jeweils aktu-
ellste Version abrufbar im Downloadbereich unter 
www.lfa.de), die konkrete Anforderungen an die Klima-
verträglichkeit der jeweiligen Investitionen definieren. 

3 Förderfähige Maßnahmen 

Gefördert wird in drei Stufen, wobei die zinsliche Attrak-
tivität von Stufe 1 bis Stufe 3 zunimmt. Das bedeutet: Je 
anspruchsvoller das Vorhaben ist, desto günstiger ist die 
Finanzierung. Die Zuordnung zu den Stufen ist nur von 
der Art des Digitalisierungsvorhabens abhängig, nicht 
von der aktuellen Digitalisierungsreife des Antragstel-
lers. 

tragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist, sowie 
alle Unternehmen, die in einem formellen Konzernverhältnis ste-
hen) in voller Höhe addiert, wobei Innenumsätze herausgerechnet 
werden können. 

http://www.lfa.de/
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Je Vorhaben muss ein Antrag gestellt werden. Pro Vor-
haben wird ein Zeitraum von maximal 24 Monaten ab 
Vorhabensbeginn finanziert. 

3.1 Stufe 1: Basisdigitalisierung 

Möglich ist je Vorhaben die Förderung einer oder meh-
rerer der nachfolgend genannten Maßnahmen in min-
destens einer der drei Unterstufen Hard- und Software, 
Einrichtung oder Ausbau innerbetrieblicher Breitband-
netze oder Migration auf Cloudtechnologie. 

Gefördert werden für KMU (siehe Tz. 1 Kreditnehmer-
kreis) der Erwerb und die Implementierung einer leis-
tungsstarken und modernen IT-Infrastruktur (Software, 
Hardware, Netzwerke) inklusive Service- und Lizenzge-
bühren. Ziel der Vorhaben ist es, die Grundlagen für wei-
tere Digitalisierung zu legen oder bestehende Strukturen 
auf den aktuellen Mindeststand der Technik zu bringen 
durch 

a) Anschaffung notwendiger Hard- und Softwarelösun-
gen für alle Wertschöpfungsbereiche, bspw. Aus-
stattung der Mitarbeiter in Kernbereichen (z.B. Pro-
duktion, Dienstleistungserbringung) oder unterstüt-
zenden Bereichen (z.B. Marketing, Buchhaltung). 

i. Standardsoftware, Beispiele: 

• übliche Betriebssysteme, inkl. Textverarbei-
tung, Tabellenkalkulation, Präsentationserstel-
lung, Kollaborationstools und E-Mail 

• Updates von Software ohne grundlegende neue 
Funktionen 

• Standardsicherheitssoftware wie Virenscanner, 
lokale Firewalls oder Authentifizierungssoft-
ware. 

ii. Ersatz- oder Routineinvestitionen, neue oder zu-
sätzliche Computer und mobile Endgeräte für Mit-
arbeiter. 

b) Einrichtung oder Ausbau innerbetrieblicher Breit-
bandnetze. 

c) Migration auf Cloudtechnologie. 

Förderfähig sind nur KMU, die zuvor den Digitalisie-
rungs-Check durchgeführt haben. Der Digitalisierungs-
Check unterstützt Unternehmen dabei, ihren aktuellen 
Digitalisierungsstand zu ermitteln. Auf dieser Basis er-
halten Unternehmen Vorschläge, wie sie die Digitalisie-
rung weiter vorantreiben können, sowie Beispiele von 
anderen Unternehmen aus ihrer Branche, die bereits 
erfolgreich digitalisiert haben. Weitere Informationen 
finden Sie unter www.kfw.de/digitalisierungs-check. 

3.2 Stufe 2: LevelUp-Digitalisierung 

Förderfähig sind alle unter Kreditnehmerkreis (siehe Tz. 
1) genannten Unternehmen und Freiberufler. 

Möglich ist je Vorhaben die Förderung einer oder meh-
rerer der nachfolgend genannten Maßnahmen in min-
destens einer der drei Unterstufen Digitale Transforma-
tion, IT-Sicherheit oder Mitarbeiterweiterbildung und 
Wissenstransfer im Unternehmen. 

a) Digitale Transformation: 
Digitale Transformation im Sinne dieses Förderpro-
gramms bedeutet die systematische Erfassung und 
Verwendung von Daten für Unternehmenszwecke. 
Voraussetzung ist, dass im Rahmen des Vorhabens 
digitale Systeme miteinander vernetzt werden. Eine 
Vernetzung kann sowohl innerhalb eines Funktions-
bereichs als auch zwischen Funktionsbereichen ei-
nes Unternehmens oder mit Externen erfolgen. 
Mögliche Maßnahmen erstrecken sich von Enter-
prise Resource Planning (ERP)-Systemen über 
Apps und Social-Media-Konzepten bis hin zu Indust-
rie 4.0. Die folgende Liste der Beispiele ist nicht ab-
schließend. 

i. Erfassungen von Unternehmensdaten, um Pro-
zesse oder das Angebot zu optimieren, beispiels-
weise: 

• Kunden-, Lieferanten-, oder Qualitätsmanage-
mentdaten (bspw. Customer Relationship Ma-
nagement (CRM)-Systeme, Supply-Chain-Ma-
nagementsysteme, Software zur Sicherstellung 
der Produktqualität) 

• Finanz- und Verwaltungsdaten (bspw. ERP-
Systeme) 

• Produktions-, Logistikdaten (bspw. Manufactur-
ing Execution System (MES)) 

• sonstiger mit dem Betrieb zusammenhängen-
der Daten 

ii. Digitale Vernetzung im Unternehmen: Prozessdigi-
talisierung inklusive digital vernetzter Produktions-
systeme, beispielsweise 

• Medienbruchfreie (Produktions-)Systeme, 

• Mensch-Maschinen-Interaktion in der Produk-
tion 

• Sensoren und Software (Apps) zur digitalen 
Prozesssteuerung 

• Integration mobiler Betriebsgeräte in die Pro-
duktionssteuerung 

• Produktbegleitende Software (Apps) 

• Maintenance-Systeme zur Optimierung der 
Wartungsprozesse mit digitaler Unterstützung 

• Cyberphysische Systeme, Internet of Things 
und vergleichbare Techniken 

• Digitale Kundenschnittstellen an das MES 

• Vollumfängliche Vernetzung der ERP- und Pro-
duktionssysteme (Machine-to-machine-com-
munication) – „Industrie 4.0“ 

iii. Digitale Schnittstellen, beispielsweise: 

• Digitale Workflows mit externen Geschäftspart-
nern 

• Supply Chain Automatisierung 

• Digitale Vertriebskanäle 

• Angebot auf digitalen Plattformen 

• Grundlegende Neugestaltung einer Unterneh-
menswebseite oder App mit neuen Funktionali-
täten, z.B. interaktive Anwendungen für Kunden 

• Implementierung eines Social-Media-Kommuni-
kationskonzepts 

iv. Portfolioausweitung / Angebotserweiterung mit      
Hilfe von Digitalisierung: 

• Aufbau für das Unternehmen neuer, digitaler 
Geschäftsmodelle (bspw. Entwicklung und Be-
treiben einer digitalen Plattform) 

• Individualisierung des Angebots durch Digitali-
sierung (bspw. Additive Fertigungsverfahren, 
3D-Druck) 

• Erschließung neuer Geschäftsfelder, deren 
Mehrwert nur durch Digitalisierung ermöglicht 
wird 

v. Digitalisierungsstrategien 

• Erarbeitung und Umsetzung einer umfassen-
den Digitalisierungsstrategie  

• Erstellung eines digitalen Abbilds  

b) IT- Sicherheit: Hauptziel der Maßnahmen ist es, die 
Sicherheit in der IT zu erhöhen oder zu standardi-
sieren: 

• Einführung und/oder Anwendung von Stan-
dards, Normen und Leitlinien (bspw. ISO-
Normen wie 27001, Standards des Bundesamts 
für Sicherheit in der Informationstechnik, Open 
Worldwide Application Security Project 
(OWASP)) 

• Implementierung eines umfassenden IT- und/ 
oder Datensicherheitskonzepts, um sensible 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Innovation-und-Digitalisierung/Digitalisierung/?redirect=783360


 - 3 - Merkblatt „Digitalisierungskredit“ 
 

München, 01.07.2025 

Daten zu schützen oder zur Absicherung gegen 
existenzbedrohende Angriffe 

c) Mitarbeiterweiterbildung und Wissenstransfer im 
Unternehmen: 

• Mitarbeiter im Hinblick auf Digitalisierung ge-
mäß der Stufe 2a oder 2b gezielt weiterbilden, 
Kosten für Weiterbildungen inklusive der Perso-
nalkosten der teilnehmenden Mitarbeiter 

• Erwerb und Implementierung digitaler Schu-
lungssysteme 

• Wissens- und Technologietransfer: Informatio-
nen und Know-how allen Mitarbeitenden digital 
zur Verfügung stellen 

3.3 Stufe 3: HighEnd-Digitalisierung  

Förderfähig sind alle unter Kreditnehmerkreis (siehe Tz. 1) 
genannten Unternehmen und Freiberufler. 

Die Förderung eines Vorhabens ist nur in einer der zwei Un-
terstufen Große LevelUp-Digitalisierung oder Einsatz von 
Zukunftstechnologien möglich. Der Unterstufe Einsatz von 
Zukunftstechnologien können eine oder mehrere der dort 
genannten Maßnahmen zugeordnet werden: 

a) Große LevelUp-Digitalisierung: Jedes unter Stufe 2 
genannte LevelUp Vorhaben qualifiziert sich für eine 
HighEnd-Digitalisierung, wenn es ausreichend groß 
ist. Dies ist erfüllt, wenn der Darlehensbetrag 3,00 
% des letzten Jahresumsatzes der Unternehmens-
gruppe übersteigt. 

b) Einsatz von Zukunftstechnologien: 

• Einsatz von Big Data Anwendungen: Verarbei-
tung und Analyse von großen und komplexen 
Datenmengen, die unstrukturierte oder halb-
strukturierte Daten umfassen, zur Analyse und 
Prognose für das Unternehmen relevanter 
Sachverhalte 

• Künstliche Intelligenz (KI): Hauptziel des Vorha-
bens ist die Integration von KI in einzelne oder 
mehrere Wertschöpfungsbereiche im Unterneh-
men. Voraussetzung ist, dass die KI unterneh-
mensinterne Daten nutzt. Die Nutzung von 
Standardsoftware mit integrierten KI-Tools gilt 
nicht als Einsatz von Zukunftstechnologien im 
Sinne der Förderung. 

• Mitarbeiter im Hinblick auf die oben genannten 
Zukunftstechnologien gezielt weiterbilden, Kos-
ten für Weiterbildungen inklusive der Personal-
kosten der teilnehmenden Mitarbeiter. 

4 Darlehensbedingungen 

4.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank 
und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und 
Besicherung - innerhalb vorgegebener Grenzen - indivi-
duell vereinbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinforma-
tion zum risikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können 
unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen 
entnommen werden. Die darin genannten Standardlauf-
zeiten sind frei wählbar; sie sollen sich an der betriebs-
gewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können auch 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mind. 3 Jahre,) 
und Tilgungsfreijahre (mind. 1 Freijahr) beantragt wer-
den. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. diffe-
renziert nach unterschiedlichen Laufzeiten). 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. 
Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über die 

Zusage der LfA entsprechend unterrichten und die Kon-
ditionen vereinbaren. 

In der Programmvariante DI1 wird für nicht abgerufene 
Darlehensbeträge nach Ablauf eines bereitstellungspro-
visionsfreien Zeitraums von 12 Monaten (gerechnet vom 
Tage der Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollstän-
digen Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, spä-
testens bis zum Ablauf der Abruffrist des Darlehens (ein 
Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstellungsprovision 
von 2 % p. a. berechnet. In den anderen Programmvari-
anten berechnet die LfA keine Bereitstellungsprovision. 
Bei verbürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate 
nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovi-
sion sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Darlehensbetrages 
kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung 
erfolgen. Darlehen für Vorhaben der Förderstufen 2 und 
3, dürfen erst nach Ablauf von 3 Jahren nach Darlehens-
zusage außerplanmäßig getilgt werden. 

4.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich für Vorhaben 
der Förderstufe 1 auf 7,5 Mio. EUR je Vorhaben und für 
Vorhaben der Förderstufen 2 und 3 auf 15 Mio. EUR je 
Vorhaben. Der Finanzierungsanteil beträgt bis zu 100 % 
der förderfähigen Aufwendungen. 

4.3 Tilgungszuschuss 

Nach Prüfung der antrags- und programmgemäßen 
Verwendung wird bei Darlehen der Förderstufe 1 ein 
Tilgungszuschuss gutgeschrieben. Die Höhe des Til-
gungszuschusses beträgt 1 % des zum Zeitpunkt der 
Anerkennung des Verwendungsnachweises durch die 
LfA geltenden Zusagebetrags.  

Die Gutschrift erfolgt 3 Monate nach dem Zins- und Til-
gungstermin, welcher der Prüfung und Anerkennung 
des Verwendungsnachweises durch die LfA folgt. Für 
die Einreichung des Verwendungsnachweises gelten 
die Regelungen gem. Tz. 9. Der Tilgungszuschuss wird 
auf die nach dem Tilgungsplan zuletzt fälligen Raten 
angerechnet (Verkürzung der Kreditlaufzeit). 

Sofern zum Zeitpunkt der Gutschrift die Kreditvaluta ge-
ringer ist als die Höhe des Gutschriftsbetrages, erfolgt 
die Gutschrift des Tilgungszuschusses nur in Höhe der 
aktuellen Kreditvaluta. Eine Barauszahlung  
oder Überweisung des Tilgungszuschusses ist nicht 
möglich. 

4.4 ERP-Förderzuschuss der KfW 

Darlehen für Vorhaben der Förderstufen 2 und 3 können 
ergänzend einen ERP-Förderzuschuss bei der KfW er-
halten. Der Zuschussbetrag orientiert sich an der Höhe 
des ausgezahlten Darlehensbetrags. Der entspre-
chende Prozentsatz wird auf kfw.de/511-zuschuss ver-
öffentlicht. Die verbindliche Festsetzung erfolgt in der 
Zuschusszusage. Der Zuschusshöchstbetrag beträgt 
200.000 EUR. Nähere Informationen siehe Merkblatt 
ERP-Förderkredit Digitalisierung unter www.kfw.de. 

Der Antragsteller kann Darlehen und Zuschuss gemein-
sam bei der Hausbank beantragen. Nach der Darlehens-
zusage der LfA (bzw. spätestens 3 Monate danach) 
übermittelt die Hausbank der KfW den vollständigen Zu-
schussantrag. Die KfW versendet nach erfolgreicher An-
tragsprüfung eine Zuschusszusage. Nach Vollauszah-
lung des Digitalisierungskredits kann der Förderzu-
schuss mit dem KfW-Auszahlungsantrag über die Haus-
bank bei der KfW abgerufen werden. 

Der Förderzuschuss darf nur für das antragstellende Un-
ternehmen in Deutschland eingesetzt werden. 

http://www.kfw.de/511-zuschuss
https://www.kfw.de/kfw.de.html?wt_mc=2589700302_590462938691&wt_kw=e_2589700302_kfw&wt_cc1=brand&wt_cc3=2589700302_kwd-116666459_590462938691&gad_source=1
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5 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

5.1 Richtlinien 

Für die Gewährung der Darlehen gelten die Richtlinien 
zur Durchführung des Innovationskredits in der jeweils 
gültigen Fassung. 

5.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Die Darlehen DI1 bis DI5 werden grundsätzlich als KMU-
Investitionsbeihilfen gemäß Art. 17 der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) in der bei Dar-
lehenszusage gültigen Fassung vergeben. Mit KMU-
Investitionsbeihilfen gefördert werden können aus-
schließlich von KMU getätigte Kosten einer Investition in 
materielle und immaterielle Vermögenswerte zur Errich-
tung einer neuen Betriebsstätte, zum Ausbau einer be-
stehenden Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Pro-
duktion einer Betriebsstätte durch vorher dort nicht her-
gestellte Produkte oder vorher dort nicht erbrachte 
Dienstleistungen, oder zur grundlegenden Änderung 
des gesamten Prozesses zur Herstellung der Produkte 
oder Erbringung der Dienstleistungen, die von der Inves-
tition in die Betriebsstätte betroffen sind.  

Sofern die beihilferechtlichen Regularien dies erlauben 
bzw. erfordern, können zudem alle auf den jeweiligen 
Stufen genannten Maßnahmen nach der De-minimis-
Verordnung in der bei Zusage gültigen Fassung geför-
dert werden. Unter den Voraussetzungen der De-mini-
mis-Verordnung ist die Finanzierung sowohl von Investi-
tionen als auch Betriebsmitteln möglich. 

Soweit keine beihilfebehaftete Förderung möglich oder 
gewünscht ist, können im DI6 auch alle auf den jeweili-
gen Stufen genannten Maßnahmen, mit Ausnahme von 
Stufe 1, beihilfefrei zu einem beihilfefreien Zinssatz ge-
fördert werden. Die Höhe des Zinssatzes ist unabhängig 
von der Stufe des Vorhabens. Im DI6 ist die Finanzie-
rung von Betriebsmitteln und Investitionen möglich.  

Ist der Antragsteller kein KMU gemäß EU-Definition, 
kann die Förderung ausschließlich auf Basis der De-mi-
nimis-Verordnung oder beihilfefrei erfolgen. 

Bei Förderungen nach der De-minimis-Verordnung oder 
beihilfefreien DI6 kann eine vereinfachte Ermittlung der 
Kosten vorgenommen werden. Als Alternative zu förder-
fähigen vorhabensbezogenen Investitionskosten bezie-
hungsweise Betriebsmitteln können dann Kosten in 
Höhe von maximal 200 % der vorhabensbezogenen Per-
sonalkosten angesetzt werden. 

Tilgungszuschüsse und Zuschüsse sind Beihilfen im 
Sinne der EU. Sie werden in voller Höhe auf die Beihil-
feobergrenzen angerechnet. Der Förderzuschuss der 
KfW kann nur gemäß De-minimis-Verordnung in An-
spruch genommen werden. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihil-
fewerte dienen der Orientierung in der Informations- und 
Beratungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich 
sind allein die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt 
der Kreditzusage zugrunde legt.  

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen.“ 

5.3 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen.  

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass sie 
nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb eines 
Jahres begonnen werden können. 

5.4 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermögens- 
und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens die mög-
liche Finanzierungshilfe wirtschaftlich unerheblich ist, 
können nicht gefördert werden. 

5.5 Investitionsort 

Die Vorhaben müssen in wesentlichen Teilen im Frei-
staat Bayern durchgeführt werden. 

6 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“) 
kann der Digitalisierungskredit mit anderen öffentlichen 
Finanzierungshilfen kombiniert werden. Bzgl. des beihil-
fefreien DI6 bestehen keine Beschränkungen. 

Falls zusätzliche Mittel im Rahmen des KfW-Programms 
ERP-Förderkredit Digitalisierung beantragt werden, ist 
der Digitalisierungskredit auf die jeweilige vorhabensbe-
zogene Obergrenze des ERP-Förderkredits Digitalisie-
rung anzurechnen. 

Für Stromerzeugungsanlagen gilt: Sofern für diese An-
lagen eine Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz, dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz oder eine 
vergleichbare staatliche Förderung (zum Beispiel in Ge-
stalt einer Einspeisevergütung) in Anspruch genommen 
wird, darf die Anlage nur mit einem beihilfefreien Digita-
lisierungskredit (DI6) finanziert werden. 

7 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bankmäßig nicht ausreichend ab-
gesichert werden kann, ist eine Haftungsfreistellung 
„HaftungPlus“ (siehe entsprechendes Merkblatt) bei klei-
nen und mittleren gewerblichen Unternehmen im Sinne 
der EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich rele-
vante Bestimmungen und Definitionen“, KMU-Kriterium), 
einschließlich neu gegründeter Unternehmen und Ange-
höriger freier Berufe wie folgt möglich: 

• Förderstufe 1 (DI1): 60%ige Haftungsfreistel-
lung bei Darlehen bis zu 5 Mio. EUR 

• Förderstufen 2 und 3 (DI4 und DI5): 70%ige 
Haftungsfreistellung bei Darlehen bis zu 7,5 
Mio. EUR 

Für Unternehmen, die nicht unter die KMU-Definition fal-
len, ist eine Haftungsfreistellung generell nicht möglich. 
Zudem ist eine Haftungsfreistellung in der beihilfefreien 
Produktvariante des Digitalisierungskredits (DI6) ausge-
schlossen. 

Die Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ wird in den För-
derstufen 2 und 3 (DI4 und DI5) durch die InvestEU-Ga-
rantie des EIF ermöglicht. Zur Nutzung der Haftungsfrei-
stellung sind zusätzlich die Merkblätter „Haftungsfreistel-
lung UK, IN und DI – Kreditinstitut“ bzw. „Haftungsfrei-
stellung UK, IN und DI – Kreditnehmer“ zu beachten und 
Vertragsbestandteil. 

Die Summe der ausstehenden Kapitalbeträge an mit 
dem InvestEU-Fonds unterstützten LfA-Darlehen zuzüg-
lich des beantragten Digitalisierungskredits darf pro End-
kreditnehmer 15 Mio. EUR nicht überschreiten. 

Antragsteller haben hierzu eine Selbsterklärung bezüg-
lich mit InvestEU-Mitteln unterstützten ausstehenden 
Kapitalbeträgen vorzulegen (im Rahmen des Vordrucks 
108 „Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungsfreige-
stellte Darlehen mit Unterstützung aus dem In-
vestEU-Fonds“). 

https://www.lfa.de/website/de/index.php
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Alternativ und bei Darlehen, für die keine Haftungsfrei-
stellung möglich ist, kann bei nicht ausreichender Absi-
cherung eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH beantragt werden.  

8 Antragsverfahren 

Die Antragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. Die zu 
fördernde Maßnahme ist mit dem Ausfüllen der gewerb-
lichen Bestätigung zum Antrag (gBzA) der KfW-Banken-
gruppe für das Förderprodukt „511 - ERP-Förderkredit 
Digitalisierung“ (abrufbar unter www.kfw.de/gbza) anzu-
geben. Die gBzA ist mit entsprechender Dateneingabe 
zu erzeugen, auszudrucken und über die Hausbank der 
LfA zu übermitteln. 

Bei Vorhaben der Förderstufe 1 erfolgt über die gBzA 
zudem die Selbstbestätigung des Antragstellers über 
den erfolgten Digitalisierungs-Check der KfW (vgl. Tz. 
3.1). 

Die Darlehen werden grundsätzlich auf Basis der AGVO 
vergeben, sofern keine beihilferechtlichen Einschrän-
kungen bestehen. Ist eine Ausreichung auf Grundlage 
der De-minimis-Verordnung gewünscht bzw. erforderlich 
(siehe Tz. 5.2) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben 
„Beantragung auf De-minimis-Basis“; darüber hinaus ist 
der Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung 
eines Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis-Beihil-
fen) einzureichen. Bei Beantragung eines DI4 oder DI5 
ist zudem der Vordruck 108 „Ergänzungsbogen zum An-
trag auf haftungsfreigestellte Darlehen mit Unterstüt-
zung aus dem InvestEU-Fonds“ erforderlich. Er ist 
vom Antragsteller und der Hausbank zu unterzeichnen 
und bei der LfA einzureichen. 

Wird eine Bürgschaft beantragt, können die zusätzlich 
erforderlichen Antragsvordrucke und Unterlagen dem 
Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnommen werden. 

Zum Verfahren der Beantragung des ERP-Förder-
zuschusses vgl. Tz. 4.4 dieses Merkblatts. 

9 Verwendungsnachweis 

Die antrags- und programmgemäße Verwendung ist in-
nerhalb von 6 Monaten nach Eingang der letzten Rech-
nung gegenüber der Hausbank mit dem Vordruck 561 
nachzuweisen. Die Hausbank hat den vom Kreditneh-
mer und ihr selbst unterzeichneten Verwendungsnach-
weis unverzüglich bei der LfA einzureichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

10 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerkblatt gel-
ten die Bestimmungen der folgenden Merkblätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risikoge-
rechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmun-
gen und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank Bay-
ern für Programmkredite und Bürgschaften“ 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kre-
ditinstitut“ (nur für das Kreditinstitut bei haftungsfrei-
gestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kre-
ditnehmer“ (nur für den Kreditnehmer bei haftungs-
freigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung HaftungPlus“ (nur 
bei haftungsfreigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewilligungs-
grundsätze“ (nur bei verbürgten Darlehen) 

 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/gBzA/?redirect=661760
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1 Umfang der Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit für die nachfolgend aufgeführten Kredite die Über-
nahme der vollen Primärhaftung durch die Hausbank nicht 
möglich ist, da keine ausreichenden Sicherheiten gestellt 
werden können, kann die Hausbank auf Antrag durch 
„HaftungPlus“ zu einem bestimmten Anteil von ihrer Haf-
tung freigestellt werden. Eine Kombination mit „Haftung-
Plus“ ist bei folgenden Produkten mit den angegebenen 
Haftungsfreistellungssätzen möglich: 

Produkt (Schlüssel) 
Haftungsfrei-
stellungssatz 

Gründungs- und Wachstumskredit 
(GK5, GK6, WK5, WK6) 

60 % 

Universalkredit (UK5, UK7) - s. u. - 60 % 

Innovationskredit (IN1, IN4, IN5) 60 % (IN1) 
bzw. 70 % 
(IN4, IN5) 

Digitalisierungskredit (DI1, DI4, DI5) 60 % (DI1) 
bzw. 70 % 
(DI4, DI5) 

Energiekredit Produktion (EK5) 50 % 

Energiekredit Gebäude (EG8) 50 % 

Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5) 50 % 

Energiekredit Regenerativ PV-A Plus 
(ER6) 

50 % 

Energiekredit Regenerativ (ER7) 50 % 

Regionalkredit (RK5) 60 % 

Für endfällige Kredite ist „HaftungPlus“ nicht möglich. 

Beim Gründungs- und Wachstumskredit, beim Ener-
giekredit Produktion, bei Stufe 1 des Innovationskredits 
(IN1) und bei Stufe 1 des Digitalisierungskredits (DI1) ist 
die Übernahme von Haftungsfreistellungen bis zu einem 
maximalen Darlehensbetrag von 5 Mio. EUR möglich. Im 
Universalkredit sowie bei den Stufen 2 und 3 des Innova-
tionskredits und des Digitalisierungskredits ist die Über-
nahme von Haftungsfreistelllungen für Darlehensbeträge 
von maximal 7,5 Mio. EUR möglich. Im Innovationskredit  
ist die Übernahme von Haftungsfreistelllungen nur bei 
Vorhaben von KMU und Small Mid-Caps möglich,  im Di-
gitalisierungskredit nur bei Vorhaben von KMU. Bei den 
übrigen der o. g. Produkte sind Haftungsfreistellungen bei 
Darlehensbeträgen von bis zu 2 Mio. EUR möglich. Ggf. 
gibt es für die Übernahme von Haftungsfreistellungen wei-
tere programmspezifische Einschränkungen. 

Es besteht die Möglichkeit, Vorhaben in mehrere Darle-
hen mit und ohne Haftungsfreistellung aufzuteilen. 

Die Haftungsfreistellung wird bei Gewährung für die ge-
samte Darlehenslaufzeit festgelegt. Nach Zusage ist ein 
nachträglicher Entfall – außer durch vollständige außer-
planmäßige Tilgung – nicht möglich. 

Die Übernahme von Haftungsfreistellungen ist bei Unter-
nehmen, an denen Kreditinstitute, Versicherungen oder 
vergleichbare Finanzinstitutionen mittelbar oder unmittel-
bar mit mehr als 25 % beteiligt sind, nicht möglich. 

Haftungsfreistellungen können nur für Kredite übernom-
men werden, deren Rückzahlung durch den Endkredit-
nehmer bei normalem wirtschaftlichem Ablauf innerhalb 
der für den Kredit vereinbarten Zahlungstermine erwartet 

werden kann. Haftungsfreistellungen sind nicht möglich, 
wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der Inanspruch-
nahme der LfA gerechnet werden muss. 

Durch Haftungsfreistellungen dürfen keine bestehenden 
Bankrisiken nachträglich auf die LfA verlagert werden. 
Dies führt dazu, dass 

• für bereits durch die Hausbank vor Antragstellung vorfi-
nanzierte Vorhaben eine Haftungsfreistellung nicht 
möglich ist,  

• Haftungsfreistellungen für Umschuldungen und Prolon-
gationen ausgeschlossen sind, 

• für Haftungsfreistellungen zur Finanzierung von Be-
triebsübernahmen vom Insolvenzverwalter gesondert 
nachzuweisen ist, dass keine Risikoverlagerung auf die 
LfA erfolgt, 

• bei Betriebsmittelfinanzierungen die Inanspruchnahme 
von Haftungsfreistellungen nur insoweit möglich ist, wie 
die im alleinigen Risiko der Hausbank stehenden Be-
triebsmittel- / Kontokorrentkreditlinien faktisch oder 
rechnerisch voll ausgeschöpft werden und die Haus-
bank der LfA im Falle der Kündigung und Abwicklung 
durch entsprechende Auflistungen nachweist, dass 
keine Risikoverlagerung erfolgt ist. 

Sollte eine Haftungsfreistellung zur Absicherung des Dar-
lehens nicht ausreichen oder nicht möglich sein, kann 
stattdessen grundsätzlich eine Bürgschaft der LfA bzw. 
der Bürgschaftsbank Bayern GmbH beantragt werden. In 
den beihilfefreien Produktvarianten des Universalkredits 
(UK7) und des Energiekredits Regenerativ (ER5 und 
ER7) besteht diese Möglichkeit nicht. Die Aufspaltung ei-
nes haftungsfreigestellten Darlehens in einen teilweise 
haftungsfreigestellten Teil und einen verbürgten Teil ist 
nicht möglich. Dagegen kann ein haftungsfreigestelltes 
Darlehen mit einer Bürgschaft für ein sonstiges Darlehen 
(z. B. ERP- oder Hausbankdarlehen) kombiniert werden. 

Eventuelle in den Programmmerkblätter geregelte pro-
duktspezifische Sonderregelungen sind zu beachten. Für 
haftungsfreigestellte Universalkredite und die Stufen 2 
und 3 des Innovationskredits und des Digitalisierungskre-
dits gelten aufgrund der InvestEU-Garantie des EIF zu-
sätzlich die Bestimmungen der Merkblätter „Haftungsfrei-
stellung UK, IN und DI – Kreditinstitut“ bzw. „Haftungsfrei-
stellung UK, IN und DI – Kreditnehmer“. 

2 Besicherung 

In erster Linie sind die mit dem haftungsfreigestellten Dar-
lehen finanzierten Gegenstände sowie die persönliche 
Haftung von Gesellschaftern/Existenzgründern als Sicher-
heit heranzuziehen. Kredite ohne Besicherung, also Blan-
kokredite, können nicht in die Haftungsfreistellung einbe-
zogen werden. Dies gilt auch, wenn als einzige Sicherheit 
die alleinige Abtretung einer Risikolebensversicherung 
vereinbart würde. Die Hereinnahme von Sondersicherhei-
ten für den Haftungsteil der Hausbank ist nicht gestattet.  

In Fällen mit einem LfA-Gesamtrisiko bis einschließlich 
250.000 EUR erfolgt die Besicherung des haftungsfreige-
stellten Darlehens nach banküblichen Grundsätzen im Er-
messen der Hausbank, wobei auch eine schwache oder 
nachrangige Besicherung zulässig ist. Die Hausbank do-
kumentiert die konkrete Besicherung in ihrer Akte. 
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Nachträgliche Veränderungen der Absicherung sind bei 
einem LfA-Gesamtrisiko bis einschließlich 250.000 EUR 
ohne Zustimmung der LfA zulässig, wenn die Hausbank 
als Treuhänderin der LfA dies für notwendig hält und hier-
bei nach bankmäßigen Grundsätzen vorgeht. Eine Ver-
schlechterung der Absicherungssituation der LfA ist dabei 
jedoch nur zulässig, soweit dies für Nachfinanzierungen 
oder zusätzliche Betriebsmittelfinanzierungen im Zusam-
menhang mit dem ursprünglichen Vorhaben zwingend er-
forderlich ist. 

In Fällen mit einem LfA-Gesamtrisiko von mehr als 
250.000 EUR ist die Besicherung in den Antragsunterla-
gen (Sicherheitenbeiblatt) darzustellen. Eventuelle nach-
trägliche Änderungen sind konkret mit der LfA abzustim-
men. 

Da die persönliche Haftung von Gesellschaftern/Existenz-
gründern als Sicherheit obligatorisch heranzuziehen ist, 
steht Genossenschaften, erwerbswirtschaftlich ausgerich-
teten Vereinen sowie rechtsfähigen Stiftungen die Mög-
lichkeit einer Haftungsfreistellung generell nicht zur Verfü-
gung. 

3 Ermäßigung der Primärhaftung 

Nach Durchführung der Absicherung ermäßigt sich die 
Primärhaftung des Zentralinstitutes/der Hausbank je nach 
Haftungsfreistellungssatz auf 50 %, 40 % bzw. 30 % des 
Darlehensbetrages. 

Damit teilt sich das Darlehen auf in einen 

• Darlehensteil von 50 %, 40 % bzw. 30 % unter der Pri-
märhaftung des Zentralinstituts/der Hausbank und in ei-
nen 

• haftungsfreigestellten Darlehensteil von 50 %, 60 % 
bzw. 70 %. 

Für den haftungsfreigestellten Darlehensteil ist die Haus-
bank berechtigt und verpflichtet, die fälligen Zins- und Til-
gungsbeträge für die LfA entgegenzunehmen und an sie 
weiterzuleiten. 

4 Konditionen 

Darlehen mit „HaftungPlus“ werden nach dem Risikoge-
rechten Zinssystem (RGZS) bepreist. Die maximalen 
Endkreditnehmerzinsen sind dadurch bei haftungsfreige-
stellten und nicht haftungsfreigestellten Darlehen grund-
sätzlich identisch. Dies gilt nicht für die Produktvarianten 
IN4 und IN5 des Innovationskredits und  DI4 und DI5 des 
Digitalisierungskredits. Hier finden jeweils Abwandlungen 
des RGZS Anwendung, über die der aus der InvestEU-
Garantie entstehende Vorteil (sog. Financial Benefit) 
durch die LfA an den Endkreditnehmer weitergegeben 
wird. 

Da sich bei einer Haftungsfreistellung die Hausbank und 
die LfA das Gesamtrisiko teilen, gilt die Haftungsfreistel-
lung im RGZS nicht als anrechenbare Sicherheit. Die Haf-
tungsfreistellung führt damit – im Gegensatz zu einer 
Bürgschaft – nicht zu einer Verbesserung der RGZS-
Preisklasse. 

Bezüglich der Zinssätze und Laufzeiten siehe aktuelle 
Übersicht Darlehenskonditionen. 

5 Antragsverfahren 

Die Antragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. Der Pro-
grammteil „HaftungPlus“ wird dabei unter Tz. 1 mittels An-
kreuzfeldern beantragt. Außerdem ist dort der Haftungs-
freistellungssatz anzugeben. Des Weiteren sind im Antrag 
insbesondere die dadurch erforderlichen zusätzlichen An-
gaben in den Tzn. 5, 6 und 7 sowie die Regelungen in 

Tz. 9.2 zu beachten. Ggf. sind darüber hinaus erläuternde 
Angaben in Tz. 9.5 erforderlich.  

Die eventuell zusätzlich erforderlichen Antragsvordrucke 
und Unterlagen können dem Merkblatt „Antragsunterla-
gen“ entnommen werden. 

6 Besondere Unterrichtungspflichten gegenüber der 
LfA 

Das Zentralinstitut bzw. die Hausbank unterrichten die LfA 
unverzüglich, wenn ihr Umstände bekannt werden, die ge-
eignet sind, die vertragsgemäße Rückzahlung des Darle-
hens im Vertragsverhältnis Hausbank und Endkreditneh-
mer zu gefährden. Dies umfasst z.B. Veränderungen der 
wirtschaftlichen Situation des Endkreditnehmers, die Än-
derung des Betreuungsstatus durch die Hausbank wie 
auch die Einstufung des Engagements als Ausfall im 
Sinne des Artikels 178 CRR sowie hierzu erläuternde In-
formationen; weitere Einzelheiten bzw. weitere beispiel-
hafte, eine Informationspflicht auslösende Sachverhalte 
können dem Vordruck Nr. 568 entnommen werden. Die 
Unterrichtung der LfA sollte möglichst mittels dieses Vor-
drucks, der im Bankenportal der LfA zum Download bereit 
steht, erfolgen. Sonstige Informationspflichten der Haus-
bank wie die turnusmäßigen Angaben im Rahmen der En-
gagementüberwachung oder die Information über das 
Vorliegen von Gründen für eine außerordentliche Kündi-
gung sind hiervon nicht berührt. 

7 Tilgungsaussetzung und Stundung 

Kommt es bei haftungsfreigestellten Programmdarlehen 
zu vorübergehenden Tilgungsproblemen auf Seiten des 
Endkreditnehmers, so kann die LfA Tilgungsaussetzun-
gen oder Stundungsdarlehen gewähren. Voraussetzung 
ist unter anderem, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit da-
von ausgegangen werden kann, dass die Maßnahme zur 
Überwindung der Tilgungsprobleme des Endkreditneh-
mers führt und auch die Hausbank einen substantiellen 
Eigenbeitrag erbringt. 

Details zu den Voraussetzungen und zum Verfahren kön-
nen dem Merkblatt „Tilgungsaussetzung und Stundung“ 
entnommen werden. 

8 Abwicklung im Kündigungsfall 

Das Zentralinstitut/die Hausbank unterrichtet die LfA über 
die Absicht, den Kredit gegenüber dem Endkreditnehmer 
zu kündigen. Die LfA erklärt sodann nach Prüfung ihr Ein-
verständnis zur Kündigung und stimmt mit dem Zentra-
linstitut/der Hausbank den offenen Saldo des von der LfA 
gewährten Refinanzierungsdarlehens ab. Hierbei können 
vom Endkreditnehmer an die Hausbank nicht geleistete, 
aber von der LfA vom Zentralinstitut/der Hausbank einge-
zogene oder von diesen überwiesene Zins- und Tilgungs-
raten nur dann berücksichtigt werden, wenn der LfA die 
Nichtleistung binnen sechs Wochen ab Fälligkeit schrift-
lich und unter Angabe des Fälligkeitstermins angezeigt 
wurde. Das Zentralinstitut/die Hausbank überweist so-
dann den vereinbarten Eigenrisikoanteil am abgestimm-
ten Saldo des von der LfA gewährten Refinanzierungsdar-
lehens an die LfA. Die Übernahme des haftungsfreige-
stellten Anteils durch die LfA erfolgt erst nach positiver 
Prüfung der entsprechenden Voraussetzungen. 

Das Zentralinstitut/die Hausbank übersendet der LfA auf 
Anforderung einen aktuellen Sachstandsbericht gemäß 
dem im Internet zur Verfügung gestellten Vordruck für haf-
tungsfreigestellte Darlehen (Nr. 726). Soweit der LfA eine 
Kopie des Sicherheitenbeiblattes noch nicht vorliegt, er-
hält sie diese aus der Akte der Hausbank. Die Sicherhei-
tenverwertung und die Beitreibung der Regressforderung 
erfolgen nach banküblichen Regularien allein durch die 
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Hausbank für sich selbst und in ihrer Treuhandfunktion 
auch für die LfA. Gerichtliche und außergerichtliche Ver-
gleiche über die Regressforderung oder Forderungser-
lasse bedürfen jedoch der Zustimmung der LfA. 

Alle Zahlungen des Endkreditnehmers sowie Erlöse aus 
einer eventuellen Verwertung der Sicherheiten – bei Besi-
cherungen durch Nachranghaftung erst nach Erfüllung 
der Ansprüche aus den vorrangig besicherten Krediten – 
werden auf die jeweils geschuldeten Beträge im Verhält-
nis des nicht haftungsfreigestellten zum haftungsfreige-
stellten Anteil zwischen Hausbank und LfA aufgeteilt. So-
weit Zahlungen auf den Haftungsanteil der LfA entfallen, 
sind diese unverzüglich an die LfA zu überweisen. Die Si-
cherheitenabrechnung erfolgt mit dem von der LfA im In-
ternet zur Verfügung gestellten Vordruck Sicherheitenab-
rechnung (Nr. 727). Ein verbleibender Ausfall wird nach 
Haftungsanteilen getragen. 
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Merkblatt „Antragsunterlagen“ 
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Erforderliche Antragsunterlagen nach Produkt und Art der Risikoübernahme 
(Die LfA Förderbank Bayern behält sich vor, im Einzelfall zusätzliche Unterlagen anzufordern.) 
 

 Erforderliche Unterlagen gemäß Seiten 2 und 3 mit folgenden Nummern: 

Produkt 

Wenn 
ohne LfA-
Risiko1), 
dann: 

Wenn Haftungsfreistellung 
 … 

Wenn Bürgschaft 
 … 

Wenn mit LfA-
Risiko1) über 

750.000 EUR, 
dann: 

 

 … mit LfA-
Risiko1) bis 

einschl. 
250.000 EUR, 

dann zusätzlich 
zu Unterlagen-

spalte 1: 

 

… mit LfA-
Risiko1) über 

250.000 
EUR bis 
einschl. 
750.000 

EUR, dann 
zusätzlich zu 
Unterlagen-
spalten 1-2: 

… mit LfA-
Risiko1) bis 

einschl. 
250.000 EUR, 

dann 
zusätzlich zu 
Unterlagen-

spalte 1 

… mit LfA-
Risiko1) über 

250.000 
EUR bis 
einschl. 
750.000 

EUR, dann 
zusätzlich 
zu Unterla-
genspalten 

1 und 4: 

 

Gründungs- und 
Wachstumskredit 

1, 2, 32), 25 4, 5, 143) 
6-13, 143), 

15-234) 
4-13, 143), 

154), 224), 234) 
16-214)   

1, 2, 32), 4-13, 
143), 15-23, 25 

Universalkredit 
(UK5) 

1, 2, 3 4, 5, 143), 26 
6-13, 143), 

15-234)  
4-13, 143), 

154), 224), 234)  
16-214)    

1, 2, 3, 4-13, 
143), 15-23, 265) 

Universalkredit 
(UK7) 

1, 2 4, 5, 143), 26 
6-13, 143), 

15-234)   
nicht 

zutreffend 
nicht 

zutreffend  
1, 2, 4-13, 143), 

15-23, 265) 

Innovationskredit 1, 2, 32), 29 4, 5, 143), 266) 
6-13, 143), 

15-234),   
4-13, 143), 

154), 224), 234) 
16-214) 

1, 2, 32), 4-13, 
143), 15-23,, 

266), 29 

Digitalisierungs-
kredit 

1, 2, 32), 28 4, 5, 143), 266) 
6-13, 143), 

15-234),   
4-13, 143), 

154), 224), 234) 
16-214) 

1, 2, 32), 4-13, 
143), 15-23, 

266, 28 

Energiekredit 
Produktion 

1, 2, 32), 
25, 27, 31 

4, 5, 143) 6-13, 143) 4-13, 143) - 
1, 2, 32), 4-13, 
143), 15-23, 25, 

27 

Energiekredit 
Gebäude 

1, 2, 32) 4, 5, 143) 6-13, 143) 4-13, 143) - 
1, 2, 32), 4-13, 

143), 15-23 

Energiekredit 
Regenerativ PV-A 
(ER5) 

1, 2, 25, 30 4, 5, 143) 6-13, 143) 
nicht 

zutreffend  
nicht 

zutreffend 
1, 2, 4-13, 143), 
15-23, 25, 31 

Energiekredit 
Regenerativ PV-A 
Plus (ER6) 

1, 2, 32), 
25, 30 

4, 5, 143) 6-13, 143) 4-13, 143) - 
1, 2, 32), 4-13, 
143), 15-23, 25, 

30 

Energiekredit 
Regenerativ 
(ER7) 

1, 2, 25, 30 4, 5, 143) 6-13, 143) 
nicht 

zutreffend  
nicht 

zutreffend 
1, 2, 4-13, 143), 
15-23, 25, 30 

Energiekredit 
Wärme 

1, 2 nicht zutreffend 
nicht 

zutreffend 
nicht 

zutreffend 
nicht 

zutreffend 
nicht zutreffend 

Regionalkredit 24 1, 2, 4, 5, 143) 6-13, 143) 
1, 2, 4-13, 

143) 
- 

1, 2, 4-13, 143), 
15-24 

Verbürgung von 
Fremdkrediten 

nicht 
zutreffend 

nicht 
zutreffend 

nicht 
zutreffend 

1-13, 143), 
154), 224), 234) 

16-214)    
1-13, 143), 15-

23 

1) Gesamtobligo der LfA, d. h. die Summe des im Einzelfall bereits bestehenden Risikos und des neu zu übernehmenden Risikos 
für die LfA (z. B. aus Haftungsfreistellungen, Bürgschaften, Garantien), und zwar unter Berücksichtigung aller Gesellschafter 
und der Gesellschaft selbst. 

2) Nur bei Beantragung auf Grundlage der De-minimis-Verordnung.  
3) Nur für Unternehmen in der Existenzgründungsphase. 
4) Nur bei Konsolidierungskrediten und reinen Betriebsmittelkrediten. 
5) Nur bei Beantragung von Haftungsfreistellungen. 
6) Nur bei den Produktvarianten IN4, IN5, DI4 und DI5. 
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Basisunterlagen 

  1 Standardantrag (Vordruck 100 bzw. bei Universalkrediten ohne Risikoübernahme und ohne 
Kombination mit anderen LfA-Produkten Vordruck 200) 

  2 Besitz- und Beteiligungsverhältnisse (Vordruck 101) 
 Nur soweit es sich beim Antragsteller um ein Unternehmen handelt und die Positionen im Standardantrag nicht 

ausreichen, weil z. B. mehrere Gesellschafter anzugeben sind. 

  3 De-minimis-Erklärung (Vordruck 120) 
 

Ergänzende Unterlagen bei Risikoübernahmen 

  4 Private Vermögens- und Schuldenaufstellung der Inhaber, Gesellschafter und deren Ehegatten (mit An-
gaben zum Familien- und Güterstand sowie zu Verpflichtungen und regelm. außerbetriebl. Einkünften) 

 Bei Haftungsfreistellung mit LfA-Risiko von bis zu 250.000 EUR genügt die Bereithaltung dieser Unterlagen in der 
Kreditakte der Hausbank und die Übermittlung an die LfA im Falle der Kreditkündigung. 

  5 Sicherheitenspiegel 
 Bei Haftungsfreistellung mit LfA-Risiko von bis zu 250.000 EUR genügt die Bereithaltung dieser Unterlagen in der 

Kreditakte der Hausbank und die Übermittlung an die LfA im Falle der Kreditkündigung. 
 

Regelmäßig einzureichen bei LfA-Risiko über 250.000 EUR aufgrund einer Haftungsfreistellung bzw. 
bei jedem LfA-Risiko aufgrund einer Bürgschaft 
  6 Aktuelle betriebswirtschaftliche Auswertung 
  7 Kreditprotokoll der Hausbank inklusive Ratingbogen (oder anstelle des Ratingbogens zumindest 

Angabe der 1-Jahres-Ausfallwahrscheinlichkeit) sowie Höhe und Auslastung vorhandener KK-Linien 

  8 Bereitschaftserklärung Hausbank (Vordruck 104) 

  9 Jahresabschlüsse der letzten 2 Jahre einschließlich Erläuterungen  
 Ggf. auch von nahestehenden Unternehmen bzw. Konzernabschlüsse; bei nicht bilanzierenden Betrieben: 

Einnahme- und Überschussrechnungen der letzten 2 Jahre inkl. betriebliche Vermögens- und Schuldenaufstellung 
neuesten Datums. 

10 Anlage Persönliche Verhältnisse (Vordruck 102) 
 Soweit die Programmbestimmungen bei Betriebsaufspaltungen eine gesamtschuldnerische Haftung vorsehen, ist 

zusätzlich von einer mithaftenden Person die Anlage „Persönliche Verhältnisse“ und von einem mithaftenden 
Unternehmen die Anlage „Wirtschaftliche Verhältnisse“ einzureichen; bei Anträgen von Unternehmen nur 
auszufüllen, wenn keine 2 Jahresabschlüsse für 2 vollständige Geschäftsjahre vorliegen (ggf. ist die Anlage dann 
durch die Gesellschafter auszufüllen). 

11 Anlage Wirtschaftliche Verhältnisse (Vordruck 103) 
 Soweit die Programmbestimmungen bei Betriebsaufspaltungen eine gesamtschuldnerische Haftung vorsehen, ist 

zusätzlich von einer mithaftenden Person die Anlage „Persönliche Verhältnisse“ und von einem mithaftenden 
Unternehmen die Anlage „Wirtschaftliche Verhältnisse“ einzureichen; bei Anträgen von natürlichen Personen nur 
auszufüllen, wenn bereits ein Jahresabschluss für ein vollständiges Geschäftsjahr vorliegt. 

12 Businessplan inklusive Betriebs- und Produktbeschreibung, Angaben zur Markt- und Absatzlage sowie 
zum Kundenkreis und der Wettbewerbssituation   

13 Übernahme-/Kaufvertrag und Wertgutachten/Kaufpreisverifizierung von unabhängig Dritten 
 Nur einzureichen soweit Betriebsübernahmen oder Anteilserwerbe finanziert werden. 

14 Ergänzende Erklärung und Hinweise zum Datenschutz für Gesellschafter / Mithafter (Vordruck 115)
  

 

Regelmäßig zusätzlich einzureichen bei LfA-Risiko über 750.000 EUR bzw. – je nach Risikoart 
und Höhe LfA-Risiko (vgl. Tabelle auf Seite 1) – bei reinen Betriebsmittelkrediten und  
Konsolidierungskrediten 

15 Umsatz- und Ertragsvorschau (ggf. als GuV-Rechnung) für das laufende und die folgenden 2 Jahre 

16 Kurzer beruflicher Werdegang des Inhabers/der geschäftsführenden Gesellschafter 

17 Handelsregisterauszug 

18 Gesellschaftsvertrag 

19 Miet-/Pachtvertrag 

20 Grundbuchauszug sowie bankinterne Verkehrswertermittlung für alle betrieblichen und privaten Immobilien 

21 Aufstellung des Kapitaldienstes und der Absicherung bestehender betrieblicher und privater Verpflichtungen 

22 Detaillierte Liquiditätsplanung mindestens für ein Jahr, abgestellt auf Monate 

23 Ggf. Branchenbericht ihrer Institutsgruppe mit Ausblick zur Branchenentwicklung 
 Nur wenn dieser der Hausbank selbst vorliegt. 

 

Besondere Vordrucke für einzelne Produkte 

24 Antrag auf Gewährung öffentlicher Finanzierungshilfen, Vordruck 90 IH / 90 FV bei Tourismusvorhaben 

25 KfW-Formular Nr. 141658 „Statistisches Beiblatt der KfW – Investitionen allgemein –“ 
26 Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungsfreigestellte Darlehen mit Unterstützung aus dem InvestEU-

Fonds (Vordruck 108)  
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27 unterschriebener Ausdruck der gBzA (gewerblichen Bestätigung zum Antrag) der KfW-Bankengruppe 
für das Förderprodukt „292 – Energieeffizienzprogramm – Produktionsanlagen/-prozesse“ zur 
Bestätigung der Energie- bzw. Treibhausgaseinsparung zum Energiekredit Produktion  
Verbleibt bei der Hausbank. 

28 unterschriebener Ausdruck der gBzA (gewerblichen Bestätigung zum Antrag) der KfW-Bankengruppe für 
das Förderprodukt „511 / 512 – ERP-Förderkredit Digitalisierung“ 

29 unterschriebener Ausdruck der gBzA (gewerblichen Bestätigung zum Antrag) der KfW-Bankengruppe für 
das Förderprodukt „513 / 514 – ERP-Förderkredit Innovation“  

30 LfA-Anlage zum Antrag: Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5), Energiekredit Regenerativ PV-A Plus 
(ER6) und Energiekredit Regenerativ (ER7) (Vordruck 130) bzw. alternativ ein vom Antragsteller 
unterschriebener Ausdruck der gBzA der KfW Bankengruppe für das Förderprodukt „270 – Erneuerbare 
Energien – Standard“) 

31 Transformationsplan gemäß Tz. 2.4 des Merkblatts Energiekredit Produktion (formlos) 
Verbleibt i. d. R. bei der Hausbank. 

 
  



 
 
 

Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“ 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6 bzw. i. S. v. Antragsvordruck 200 Tzn. 8 und 9.3) 
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1 Begriff 

Als „Beihilfen“ (Subventionen) gelten vereinfachend 
öffentliche Zuwendungen, die dem Begünstigten ei-
nen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen. Beispiele 
sind zinsverbilligte Darlehen, Zuschüsse, Bürgschaf-
ten, Garantien oder Beteiligungen. Beihilfen an Unter-
nehmen sind nach dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) nur mit dem gemein-
samen Markt vereinbar, soweit sie sich nicht negativ 
auf den innergemeinschaftlichen Wettbewerb auswir-
ken. 

In Beihilferegelungen, beispielsweise sog. Gruppen-
freistellungsverordnungen, hat die Europäische Kom-
mission festgelegt, unter welchen Bedingungen und 
in welchem Umfang Fördermaßnahmen statthaft 
sind. Zulässig sind zudem Finanzierungshilfen, die 
aufgrund ihrer am Markt ausgerichteten Konditionen 
beihilfefrei sind. 

2 Kriterien der beihilferechtlichen Einordnung 

In den Produktmerkblättern der LfA Förderbank Bay-
ern (LfA) ist geregelt, unter welchen Voraussetzun-
gen eine Förderung möglich ist. Beihilferechtlich ent-
scheidend ist dabei u. a., 

• ob der Antragsteller als kleines, mittleres oder gro-
ßes Unternehmen im Sinne der EU einzuordnen 
ist (siehe Tz. 6) und 

• ob er als wirtschaftlich gesundes Unternehmen  
oder Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-
beihilferechtlicher Definition zu klassifizieren ist 
(siehe Tz. 7). 

Darüber hinaus sind zu beachten: 

• der Verwendungszweck, z. B. materielle oder im-
materielle Investitionen, Betriebsmittelfinanzie-
rung, etc. (siehe jeweilige Produktmerkblätter) 
und  

• die Branche des antragstellenden Unternehmens, 
da für Beihilfen zugunsten von Unternehmen be-
stimmter Wirtschaftszweige Sonderbestimmun-
gen (siehe Tz. 8) gelten. 

3 Beihilferegelungen 

Auf welcher beihilferechtlichen Grundlage die LfA 
Beihilfen gewährt, ergibt sich aus den jeweiligen Pro-
duktmerkblättern. Dieses Merkblatt listet die für die 
LfA relevanten beihilferechtlichen Grundlagen auf 
und skizziert deren Bedingungen. Zu unterscheiden 
sind zinsverbilligte Darlehen bzw. Bürgschaften auf 
Basis 

• von Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGVO) für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU; siehe Tz. 9), 

• von Art. 25 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) für Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben (siehe Tz. 10), 

• der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 11), 

• der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung  
und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unterneh-
men in Schwierigkeiten (siehe Tz. 13) sowie 

• beihilfefreie Finanzierungshilfen (siehe Tz. 14). 

4 Beihilfewert 

Unter dem „Beihilfewert“ versteht man den Vorteil, 
den ein Unternehmen aus einer Beihilfe (Förderung) 
zieht. 

Wird dieser ins Verhältnis zu den beihilfefähigen Kos-
ten gesetzt, ergibt sich die sog. „Beihilfeintensität“ in 
Prozent. Die beihilfefähigen Kosten sind der Teil der 
Investitionskosten, für die nach der jeweils einschlä-
gigen EU-Beihilferegelung Beihilfen gewährt werden 
dürfen.  

Bei Zuschüssen stellt die Höhe des Zuschusses den 
Beihilfewert dar. 

Bei zinsverbilligten Darlehen wird der Beihilfewert als 
Zinsvorteil festgelegt, der sich aus der Differenz zwi-
schen Effektivzinssatz des Förderdarlehens und ei-
nem Normalzinssatz (sog. Referenzzinssatz) finanz-
mathematisch errechnet. Der Referenzzinssatz wird 
nach einem speziellen, durch die EU-Kommission 
festgelegten Verfahren ermittelt. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden; Diese Bei-
hilfewerte dienen der Orientierung in der Informa-
tions- und Beratungsphase und sind unverbindlich. 
Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA 
zum Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

5 Beihilfehöchstwert 

Die EU-Beihilferegelungen bestimmen, bis zu wel-
cher maximalen Höhe Beihilfen gewährt werden dür-
fen. Dabei gelten je nach beihilferechtlicher Grund-
lage verschiedene Beihilfehöchstwerte bzw. maxi-
male Beihilfeintensitäten. 

Die LfA stellt für ihre Produkte sicher, dass die jeweils 
gültige maximale Beihilfeintensität bzw. der jeweils 
gültige Beihilfehöchstbetrag nicht überschritten wird.  

Zur Förderung ein und desselben Vorhabens können 
ein oder mehrere Fördermittelgeber grundsätzlich 
auch mehrere Beihilfen vergeben. In diesen Fällen 
müssen alle für dieselben beihilfefähigen Kosten ge-
währten Beihilfen addiert („kumuliert“) werden. Dabei 
sind die Kumulierungsregeln in Tz. 12 zu beachten.  

Beihilfehöchstwerte bzw. maximale Beihilfeintensitä-
ten von Beihilferegelungen, die nicht als Grundlage 
für Produkte der LfA dienen, sind im Einzelfall bei dem 
jeweiligen Fördermittelgeber zu erfragen. 

6 KMU-Kriterium 

6.1 Definition 

Bestimmte Beihilfen dürfen nur zugunsten sog. KMU 
(kleine und mittlere Unternehmen) gewährt werden. 
Die Einstufung als kleines bzw. mittleres Unterneh-
men spielt zudem oft bei den zulässigen Beihilfe-
höchstwerten (siehe auch Tz. 5) eine Rolle. 

In der Empfehlung der Kommission 2003/361/EG 
vom 6 Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinst-
unternehmen sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (Amtsblatt der EU Nr. L 124/36 vom 
20.05.2003) bzw. dem Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 (Allgemeine Grup-
penfreistellungsverordnung, Amtsblatt der EU L 187/1 
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vom 26.06.2014) werden kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) als Unternehmen definiert, die  

• weniger als 250 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
43 Mio. EUR haben. 

Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die 

• weniger als 50 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
10 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Mio. EUR haben. 

Mittlere Unternehmen sind infolgedessen als Unter-
nehmen definiert, die die KMU-Kriterien erfüllen, aber 
keine kleinen Unternehmen sind. 

6.2 Erläuterungen 

Die Angaben zur Berechnung der Schwellenwerte 
(Mitarbeiterzahl, Umsatz, Bilanzsumme) beziehen 
sich auf den letzten durchgeführten Jahresabschluss 
und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden 
vom Stichtag des Jahresabschlusses an berücksich-
tigt. 

Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch 
keinen Abschluss für einen vollständigen Rechnungs-
zeitraum vorlegen kann, werden die Schwellenwerte 
im laufenden Geschäftsjahr nach Treu und Glauben 
geschätzt. 

Ein Unternehmen erwirbt bzw. verliert den KMU-Sta-
tus erst dann, wenn es in zwei aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren die genannten Schwellenwerte un-
ter- bzw. überschreitet. Beruht die Unter-/Überschrei-
tung der Schwellenwerte jedoch auf einer Änderung 
der gesellschaftlichen Eigentumsverhältnisse durch 
Verkauf oder Erwerb von Kapitalanteilen am Antrag 
stellenden Unternehmen bzw. im Unternehmensver-
bund (verbundene Unternehmen und/ oder Partner-
unternehmen, siehe unten), so tritt der Erwerb bzw. 
Verlust des KMU-Status unmittelbar ein. In diesen 
Fällen sind die aktuellen Beteiligungsverhältnisse 
heranzuziehen. 

Ein Unternehmen ist grundsätzlich kein KMU, wenn 
25 % oder mehr seines Kapitals oder seiner Stimm-
rechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren 
öffentlichen Stellen oder Körperschaften des öffentli-
chen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert wer-
den. 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresar-
beitseinheiten (JAE), d. h. der Anzahl der während ei-
nes Jahres beschäftigten Vollzeitarbeitnehmer. Teil-
zeitbeschäftigte und Saisonarbeiter werden nur ent-
sprechend ihres Anteils an den JAE berücksichtigt. 
Die Zeiten des Mutterschutzes bzw. der Elternzeit 
werden nicht mitgerechnet. Auszubildende sind nicht 
zu berücksichtigen. 

Für die Berechnung der Schwellenwerte gilt ein diffe-
renziertes Berechnungsmodell je nach Unterneh-
menstyp. Nach der zunehmenden Verflechtung des 
Unternehmens mit anderen Unternehmen unterschei-
det man: 

• eigenständige Unternehmen, 

• Partnerunternehmen und 

• verbundene Unternehmen. 

Konkret werden die Schwellenwerte bei den einzel-
nen Unternehmenstypen wie folgt berechnet:  

• Bei einem eigenständigen Unternehmen werden 
die Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bilanzsumme 
ausschließlich auf der Grundlage der Daten die-
ses Unternehmens berechnet. In diesem Fall ist 
es ausreichend, dass die Angaben zu Mitarbeiter-
zahl, Umsatz und Bilanzsumme in Form einer vom 
Antragsteller unterschriebenen Selbsterklärung 
(z. B. mittels Vordruck 241) in den Kreditakten bei 
der Hausbank dokumentiert sind. 

• Hat ein Unternehmen vor- oder nachgeschaltete 
Partnerunternehmen oder verbundene Unterneh-
men, so ist es erforderlich, dass der Antragsteller 
den KMU-Berechnungsbogen anhand der im „In-
formationsblatt Allgemeine Erläuterungen zur De-
finition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU)“ gegebenen 
Erläuterungen ausfüllt. Der ausgefüllte Berech-
nungsbogen sowie die daraus resultierenden An-
gaben zu Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bilanz-
summe müssen in Form einer vom Antragsteller 
unterschriebenen Selbsterklärung in den Kre-
ditakten bei der Hausbank dokumentiert sein. 
Diese Selbsterklärung kann z. B. mittels dem Vor-
druck 242 abgegeben werden, der auch den er-
forderlichen Berechnungsbogen beinhaltet. 

Zur detaillierten Definition der eigenständigen Unter-
nehmen, Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen sowie zur Berechnung der Schwellen-
werte bei Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen wird auf das Informationsblatt zur KMU-
Definition verwiesen. 

7 Unternehmen in Schwierigkeiten 

Im Hinblick auf die Förderfähigkeit und den beizumes-
senden Beihilfewert ist es i. d. R. von Bedeutung, ob 
es sich um ein gesundes Unternehmen oder um ein 
Unternehmen in Schwierigkeiten nach Definition der 
Europäischen Union handelt. 

7.1 Definition 

Ein Unternehmen gilt nach den Leitlinien der Kommis-
sion für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249/1 vom 31.07.2014) 
dann als Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn es 
auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Ein-
stellung seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen sein 
wird, wenn der Staat nicht eingreift. 

7.2 Kriterien 

Im beihilferechtlichen Sinne befindet sich ein Unter-
nehmen in Schwierigkeiten, wenn mindestens eine 
der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist – vgl. Leitli-
nien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (siehe Tz. 7.1) bzw. Art. 2 Ziffer 18 der AGVO: 

• Bei Kapitalgesellschaften ist mehr als die Hälfte 
des Grund-/Stammkapitals infolge aufgelaufener 
Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für 
KMU, die noch keine drei Jahre bestehen. Der Be-
griff „Stammkapital“ umfasst ggf. alle Agios. 

• Bei Personengesellschaften ist mehr als die Hälfte 
der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Ei-
genmittel infolge aufgelaufener Verluste verloren-
gegangen. Dies gilt nicht für KMU, die noch keine 
drei Jahre bestehen. 

• Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insol-
venzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
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Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag 
seiner Gläubiger. 

Bei Einzelunternehmen ist diesbezüglich nur das 
Kriterium Zahlungsunfähigkeit relevant. 

• Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe 
(siehe Tz. 13) erhalten und der Kredit wurde noch 
nicht zurückgezahlt oder die Bürgschaft ist noch 
nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine 
Umstrukturierungsbeihilfe (siehe Tz. 13) erhalten 
und unterliegt immer noch einem Umstrukturie-
rungsplan. 

• Im Falle von Unternehmen, die die KMU-Kriterien 
(siehe Tz. 6) nicht erfüllen: In den vergangenen 
beiden Jahren lag 

− der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des 
Unternehmens über 7,5 und 

− das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsauf-
wendungen des Unternehmens unter 1,0. 

7.3 Neu gegründete Unternehmen 

Ein Unternehmen gilt grundsätzlich in den ersten drei 
Jahren nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit als neu 
gegründet. 

Die Gewährung von Rettungs- oder Umstrukturie-
rungsbeihilfen an neu gegründete Unternehmen ist 
unabhängig von deren Größenklasse oder Finanzsi-
tuation ausgeschlossen, und zwar auch dann, wenn 
ihre anfängliche Finanzsituation prekär ist. Dies gilt 
insbesondere für neue Unternehmen, die aus der Ab-
wicklung oder der Übernahme der Vermögenswerte 
eines anderen Unternehmens hervorgegangenen 
sind. 

KMU werden in den ersten drei Jahren ihres Beste-
hens grundsätzlich nur dann als Unternehmen in 
Schwierigkeiten betrachtet, wenn sie Gegenstand ei-
nes Insolvenzverfahrens sind oder die im innerstaat-
lichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer 
Gläubiger erfüllen. 

Für die Zwecke der Bürgschaftsmitteilung (Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Art. 87 und 
88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form 
von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften; ver-
öffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. C 155/10 vom 
20.06.2008, geändert durch Berichtigung der Mittei-
lung im Amtsblatt der EU Nr. C 244/32 vom 
25.09.2008) wird für KMU, die vor weniger als drei 
Jahren gegründet wurden, nicht davon ausgegangen, 
dass sie sich in Schwierigkeiten befinden. 

8 Branchenspezifische Förderbeschränkungen 

Sofern für einzelne Wirtschaftszweige spezielle Best-
immungen der EU für staatliche Beihilfen gelten, sind 
diese Sondervorschriften vorrangig zu beachten. 

9 Investitionsbeihilfen für KMU gemäß Art. 17 der 
        Allgem. Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 

Investitionsbeihilfen für KMU (KMU-Investitionsbei-
hilfen) sind zulässig auf Basis von Art. 17 der AGVO 
(Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union; Amtsblatt 
der EU L 187/1 vom 26.06.2014) in der Fassung der 
Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 
(Amtsblatt der EU L 167/1 vom 30.06.2023). 

Als KMU-Investitionsbeihilfen förderfähig sind Investi-
tionen in materielle und immaterielle Vermögens-
werte zur Errichtung einer neuen bzw. zum Ausbau 

einer bestehenden Betriebsstätte, zur Diversifizierung 
der Produktion einer Betriebsstätte durch vorher dort 
nicht hergestellte Produkte oder vorher dort nicht er-
brachte Dienstleistungen, oder zur grundlegenden 
Änderung des gesamten Prozesses zur Herstellung 
der Produkte oder Erbringung der Dienstleistungen, 
die von der Investition in die Betriebsstätte betroffen 
sind.  

Reine Rationalisierungen bzw. Modernisierungen 
sind nicht förderfähig.  

Immaterielle Vermögenswerte sind nur dann förderfä-
hig, wenn sie ausschließlich in der Betriebsstätte ge-
nutzt werden, die die Beihilfe erhält. Sie müssen ab-
schreibungsfähig sein, von Dritten, die in keiner Be-
ziehung zum Käufer stehen zu Marktbedingungen er-
worben und mindestens drei Jahre in der Bilanz des 
Unternehmens, das die Beihilfe erhält, aktiviert wer-
den. 

Der Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebs-
stätte ist nur dann förderfähig, wenn die Vermögens-
werte von Dritten, die in keiner Beziehung zum Käufer 
stehen, zu Marktbedingungen erworben werden und 
die Betriebsstätte geschlossen wurde oder ohne den 
Erwerb geschlossen worden wäre. Die Vermögens-
werte einer Betriebsstätte können von Familienmit-
gliedern bzw. Beschäftigten des ehemaligen Eigentü-
mers erworben werden, sofern das Unternehmen ein 
kleines Unternehmen i. S. d. KMU-Definition ist (in 
diesem Fall entfällt die Voraussetzung, dass die Ver-
mögenswerte von Dritten, die in keiner Beziehung 
zum Käufer stehen, erworben werden müssen).  

Die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen 
gilt nicht als Investition. Reine Ersatzinvestitionen gel-
ten ebenfalls nicht als Investitionen. 

KMU-Investitionsbeihilfen sind nicht zulässig für Un-
ternehmen in Schwierigkeiten gemäß EU-Definition 
(siehe Tz. 7). 

Ebenfalls nicht zulässig sind gem. Art. 1 Abs. 2 bis 6 
AGVO-Beihilfen insbesondere für 

• Unternehmen, die einer früheren Beihilferückfor-
derungsanordnung der EU-Kommission nicht 
nachgekommen sind, 

• Beihilfen für Fischerei und Aquakultur, 

• Beihilfen für Primärproduktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 

• Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Ausfuhren in Drittländer oder Mitgliedstaaten, ins-
besondere Beihilfen die unmittelbar mit den aus-
geführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb 
eines Vertriebsnetzes oder anderen laufenden 
Kosten in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit zu-
sammenhängen, 

• Beihilfen, die davon abhängig gemacht werden, 
dass einheimische Waren Vorrang vor eingeführ-
ten Waren erhalten. 

Die Beihilfeintensität darf bei KMU-Investitionsbei-
hilfen folgende Sätze nicht überschreiten: 

• für kleine Unternehmen 20 % und 

• für mittlere Unternehmen 10 % 

der beihilfefähigen Kosten im Sinne des Art. 17 
AGVO. 

Zudem beträgt der absolute Beihilfehöchstbetrag 
8,25 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben. 

Die LfA veröffentlicht Informationen über jede Einzel-
beihilfe von über 100.000 EUR binnen sechs Monaten 
nach dem Tag der Gewährung der Beihilfe in der Bei-
hilfentransparenzdatenbank der Europäischen 
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Kommission (Details hierzu enthält Art. 9 Abs. 1 lit. c) 
i. V. m. Anhang III der AGVO).  

KMU-Investitionsbeihilfen der LfA sind: 

• Gründungs- und Wachstumskredit 

• Innovationskredit (IN1, IN2, IN3, IN4, IN5) 

• Digitalisierungskredit (DI1, DI2, DI3, DI4, DI5) 

• Energiekredit Produktion 

• Energiekredit Gebäude  

• Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) 

• Bürgschaften für mittelständische Unternehmen in 
bestimmten Konstellationen (siehe Merkblatt 
„Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze“). 

Für die genannten Darlehensprodukte, mit Ausnahme 
von Stufe 3a des Innovationskredits, kann alternativ 
eine Ausreichung auf Grundlage der Allgemeinen De-
minimis-Verordnung (siehe Tz. 11) beantragt werden, 
sofern die diesbezüglichen Kriterien eingehalten wer-
den. Innovationskredite und Digitalisierungskredite 
können, mit Ausnahme von Stufe 1 des Digitalisie-
rungskredits und Stufe 3a des Innovationskredits, 
auch zu beihilfefreien Konditionen ausgereicht wer-
den (siehe Programmmerkblätter). 

10 Beihilfen für Forschung und Entwicklung gemäß 
Art. 25 der Allgem. Gruppenfreistellungsverord-
nung (AGVO) 

Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
sind zulässig auf Basis von Art. 25 der AGVO (Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. 
Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union; Amtsblatt 
der EU L 187/1 vom 26.06.2014) in der Fassung der 
Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 
(Amtsblatt der EU L 167/1 vom 30.06.2023). 

Auf dieser Basis sind Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben förderfähig, bei denen der geförderte Teil 
vollständig einer oder mehreren der folgenden Kate-
gorien zuzuordnen ist:  

• Grundlagenforschung; 

• industrielle Forschung; 

• experimentelle Entwicklung; 

• Durchführbarkeitsstudien. 

Förderfähig sind dabei die Kosten von Entwicklungs- 
und Forschungsvorhaben, die einer der nachfolgen-
den Kategorien zuzuordnen sind:   

• Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker 
und sonstiges Personal, soweit diese für das Vor-
haben eingesetzt werden; 

• Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit 
und solange sie für das Vorhaben genutzt werden. 
Wenn diese Instrumente und Ausrüstungen nicht 
während ihrer gesamten Lebensdauer für das 
Vorhaben verwendet werden, gilt nur die nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung er-
mittelte Wertminderung während der Dauer des 
Vorhabens als beihilfefähig; 

• Kosten für Gebäude und Grundstücke, soweit und 
solange sie für das Vorhaben genutzt werden. Bei 
Gebäuden gilt nur die nach den Grundsätzen ord-
nungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertmin-
derung während der Dauer des Vorhabens als 
beihilfefähig. Bei Grundstücken sind die Kosten 
des wirtschaftlichen Übergangs oder die tatsäch-
lich entstandenen Kapitalkosten beihilfefähig; 

• Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für un-
ter Einhaltung des Arm’s-length-Prinzips von Drit-
ten direkt oder in Lizenz erworbene Patente sowie 
Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleis-
tungen, die ausschließlich für das Vorhaben ge-
nutzt werden. 

• zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebs-
kosten (u. a. für Material, Bedarfsartikel und der-
gleichen), die unmittelbar durch das Vorhaben 
entstehen; diese Kosten von Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben können alternativ anhand 
eines vereinfachten Kostenansatzes in Form ei-
nes pauschalen Aufschlags von bis zu 20 % auf 
den Gesamtbetrag der beihilfefähigen Kosten des 
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens der vor-
genannten Kostenpositionen berechnet werden. 
In diesem Fall werden die für die Bestimmung der 
indirekten Kosten herangezogenen Kosten des 
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens anhand 
der üblichen Rechnungslegungsverfahren ermit-
telt und umfassen ausschließlich die vorgenann-
ten beihilfefähigen Kosten. 

• bei Durchführbarkeitsstudien: die Kosten der Stu-
die.  

Eine nach den aufgeführten Kostenpositionen getren-
nte Einzelkostendarstellung ist im Rahmen der An-
tragstellung einzureichen (Details zur Antragsstellung 
enthalten die Programmmerkblätter). 

Um die Komplexität bei der Antragstellung und der 
Gewährung zu reduzieren, wendet die LfA Höchst-
grenzen an, die unter den beihilferechtlich zulässigen 
Obergrenzen liegen.  

Die Beihilfeintensität für Forschungs- und Entwick-
lungsbeihilfen darf in den LfA-Förderprogrammen fol-
gende Sätze nicht überschreiten: 

• bei kleinen Unternehmen: 45 % 

• bei mittleren Unternehmen: 35 % 

• bei großen Unternehmen: 25 % 

der beihilfefähigen Kosten im Sinne des Art. 25 
AGVO. 

Zudem beträgt der absolute Beihilfehöchstbetrag  
8,25 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben. 

Die LfA veröffentlicht Informationen über jede Einzel-
beihilfe von über 100.000 EUR binnen sechs Monaten 
nach dem Tag der Gewährung der Beihilfe in der Bei-
hilfentransparenzdatenbank der Europäischen Kom-
mission (Details hierzu enthält Art. 9 Abs. 1 lit. c) 
i. V. m. Anhang III der AGVO).  

Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen der LfA sind: 

• Innovationskredit (IN2, IN3, IN4, IN5) 

11 Allgemeine De-minimis-Beihilfen 

Eine Beihilfe muss nicht notifiziert und genehmigt 
werden und kann auf Grundlage der Verordnung (EU) 
2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 
über die Anwendung der Art. 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-minimis-Beihilfen (Amtsblatt der EU 
2023/2831 vom 15.12.2023) als sog. De-minimis-Bei-
hilfe gewährt werden (im Folgenden Allgemeine De-
minimis-Beihilfe genannt), wenn der Gesamtbetrag 
der beizulegenden Beihilfewerte (siehe Tz. 4), die 
„ein einziges Unternehmen“ im Sinne der De-minimis-
Verordnung in einem Zeitraum von 3 Jahren (rollie-
rend) erhält, den absoluten Höchstbetrag  von 
300.000 EUR im jeweiligen Mitgliedstaat nicht über-
steigt. 
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Bei jeder Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist 
die Gesamtsumme der in den letzten drei Jahren ge-
währten De-minimis-Beihilfen für die Anrechnung auf 
den Höchstbetrag maßgeblich. Daher ist bei Beantra-
gung einer Förderung auf Grundlage der De-minimis-
Verordnung eine sog. De-minimis-Erklärung bei der 
LfA einzureichen. 

Für die Definition „ein einziges Unternehmen“ sowie 
nähere Erläuterungen zur Anrechnung auf den 
Höchstbetrag (auch im Falle von Fusionen, Übernah-
men und Unternehmensaufspaltungen) wird auf das 
unter www. lfa.de veröffentlichte „Kundeninformati-
onsblatt zur De-minimis-Regelung“ in der aktuellen 
Fassung verwiesen. 

Keine Antragsberechtigung für eine Allgemeine-De-
minimis-Beihilfen besteht 

• für Unternehmen, die sich in einem Insolvenzver-
fahren befinden oder die im deutschen Recht vor-
gesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubi-
ger erfüllen; 

• im Falle eines großen Unternehmens bei einem 
Rating schlechter B- (im gewerblichen Programm-
kreditgeschäft durch Anwendung des RGZS si-
chergestellt); 

• für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Ausfuhren, 
d. h. wenn ein unmittelbarer Zusammenhang der 
Beihilfe mit den ausgeführten Mengen, mit dem 
Aufbau  und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes  
oder mit anderen laufenden Ausgaben für export-
bezogene Tätigkeiten besteht; 

• für Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimi-
sche Waren bzw. Dienstleistungen Vorrang vor 
eingeführten Waren bzw. und Dienstleistungen 
haben; 

• für Unternehmen, die in der Primärproduktion von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen sowie von Er-
zeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tätig 
sind. 

Für De-Minimis-Beihilfen an Unternehmen, die in der 
Primärproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
(Agrar-De-Minimis-Beihilfen) bzw. in der Primärpro-
duktion von Erzeugnissen der Fischerei und der 
Aquakultur (Fisch-De-Minimis-Beihilfen) tätig sind, 
sowie De-Minimis-Beihilfen an Unternehmen, die 
Dienstleistungen von allgemeinen wirtschaftlichen In-
teresse erbringen (DAWI-De-Minimis-Beihilfen), gel-
ten eigene gesonderte De-minimis-Verordnungen, 
auf deren Basis die LfA jedoch keine Förderungen ge-
währt.  

Die Verarbeitung und Vermarktung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen sowie von Erzeugnissen 
der Fischerei und der Aquakultur ist hingegen auf Ba-
sis der Allgemeine-De-minimis-Verordnung förderfä-
hig. 

De-minimis-Beihilfen können grundsätzlich miteinan-
der bzw. mit anderen Beihilfen kombiniert werden, die 
der Empfänger aufgrund von der Kommission geneh-
migter bzw. freigestellter Regelungen für dasselbe 
Vorhaben (dieselben beihilfefähigen Kosten) erhält o-
der erhalten hat (z. B. Gründungs- und Wachstums-
kredit und Regionalförderung). Die dabei zu beach-
tenden Kumulierungsregeln sind in Tz. 12 dargestellt. 

De-minimis-Produkte der LfA sind: 

• Universalkredit (UK5)  

• Bürgschaften der LfA in bestimmten Konstellatio-
nen (siehe Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Be-
willigungsgrundsätze“). 

Universalkredite reicht die LfA alternativ auch zu bei-
hilfefreien Konditionen aus (UK7).  

12 Kumulierungsregeln 

Für die Produkte der LfA sind die folgenden Kumulie-
rungsregeln einschlägig, soweit der Kumulierung 
nicht programmspezifische oder beihilferechtliche 
Bestimmungen entgegenstehen (für bis einschließlich 
zum 14.03.2024 von der LfA getätigte Zusagen gilt bei 
der Kumulierung von De-minimis-Beihilfen abwei-
chend davon die Allgemeine De-minimis-Verordnung 
Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 (Amtsblatt 
der EU L 352/1 vom 24.12.2013)):  

• Für die Kumulierung mehrerer Beihilfen nach der 
Allgemeinen De-minimis-Verordnung an ein und 
demselben Empfänger gilt der in Art. 3 Abs. 2 der 
De-Minimis-Verordnung festgelegte Höchstbetrag 
von 300.000 EUR für einen Zeitraum von drei Jah-
ren („Allgemeine De-Minimis-Höchstbetrag“).  

• Innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren von ein 
und demselben Empfänger erhaltene Agrar-De-
Minimis-Beihilfen und Fisch-De-Minimis-Beihilfen 
werden auf den Allgemeine-De-Minimis-Höchst-
betrag angerechnet. DAWI-De-minimis-Beihilfen 
in Höhe von 750.000 EUR dürfen zusätzlich, d.h. 
neben den Allgemeine-De-minimis-Beihilfen, ge-
währt werden. 

• Im Falle einer Kumulierung von Beihilfen auf der 
Grundlage der AGVO mit weiteren AGVO-Bei-
hilfen bzw. De-Minimis-Beihilfen für dieselben bei-
hilfefähigen Kosten gilt für alle Beihilfen die 
höchste nach der AGVO zulässige maximale Bei-
hilfeintensität bzw. der nach der AGVO für diese 
Beihilfen zulässige Beihilfehöchstbetrag (Art. 8 
AGVO). Dabei sind die De-minimis-Beihilfen in 
voller Höhe auf die nach dem jeweils geltenden 
AGVO-Artikel maximale Beihilfeobergrenze anzu-
rechnen. Sieht der einschlägige AGVO-Artikel 
eine maximale Beihilfeintensität vor, muss zur Er-
mittlung der Beihilfeintensität der De-Minimis-Bei-
hilfe ihr absoluter Beihilfewert ins Verhältnis zu 
den beihilfefähigen Kosten im Sinne dieses 
AGVO-Artikels gesetzt werden. Die maximale Bei-
hilfeintensität nach Art. 17 AGVO beträgt 10% 
(mittlere Unternehmen) bzw. 20% (kleine Unter-
nehmen) und die von der LfA beim Art. 25 AGVO 
angewendete maximale Beihilfeintensität beträgt 
25% (große Unternehmen) bzw. 35% (mittlere Un-
ternehmen) bzw. 45 % (kleine Unternehmen). 

Falls ein Antragsteller für dasselbe Vorhaben eine 
Beihilfe der LfA und eine oder mehrere Beihilfen von 
anderen Fördermittelgebern als der LfA erhält, muss 
er eine Kumulierungsprüfung vornehmen, um sicher-
zustellen, dass die oben genannten Beihilfeobergren-
zen nicht überschritten werden. Hierfür hat er die 
Werte bzw. Intensitäten aller Beihilfen bezogen auf 
dieselben beihilfefähigen Kosten, die er für ein Vorha-
ben erhalten hat, zu kumulieren und zu prüfen, ob er 
für das Vorhaben den Beihilfehöchstbetrag bzw. die 
maximale Beihilfeintensität der relevanten EU-Bei-
hilferegelung einhält.  

In der Zusage wird dem Antragsteller die konkrete 
beihilferechtliche Grundlage der LfA-Förderung, ihr 
Beihilfewert sowie bei AGVO-Förderungen zusätzlich 
ihre Beihilfeintensität mitgeteilt. Beihilfen, die andere 
Fördermittelgeber aufgrund anderer als den in die-
sem Merkblatt dargestellten Beihilferegelungen ge-
währen, sind ebenfalls bei der Kumulierungsprüfung 
zu berücksichtigen. Einzelheiten hierzu sind beim je-
weiligen Fördermittelgeber zu erfragen. 
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13 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen 
in Schwierigkeiten 

Bürgschaften der LfA zugunsten von KMU, die sich in 
Schwierigkeiten nach EU-Definition (siehe Tz. 7) be-
finden, werden auf Grundlage der Leitlinien der Kom-
mission für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (EU-ABI. C 249/1 vom 31. Juli 2014, 
zuletzt verlängert durch die Mitteilung der Europäi-
schen Kommission C/2023/1212 vom 29. November 
2023) nach Maßgabe der von der Europäischen Kom-
mission unter SA.40535 (2015/N), geändert am 
18. Dezember 2020 durch SA.59319 (2020/N), ge-
nehmigten „Bundesrahmenregelung für staatliche 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung kleiner 
und mittlerer Unternehmen in Schwierigkeiten“ ge-
währt (siehe Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewil-
ligungsgrundsätze“).  

Die LfA veröffentlicht Informationen über jede Einzel-
beihilfe ab 500.000 EUR binnen sechs Monaten nach 
dem Tag der Gewährung der Beihilfe in der Beihilfen-
transparenzdatenbank der Europäischen Kommission 
(Details hierzu enthält die Bundesrahmenregelung).  

14    Beihilfefreie Finanzierungshilfen 

Wird für eine Finanzierungshilfe ein marktübliches 
Entgelt gezahlt, liegt keine staatliche Beihilfe vor.  

Folgende Produkte der LfA sind aufgrund ihrer markt-
üblichen Konditionen per se beihilfefrei: 

• Universalkredit (UK7) 

• Innovationskredit (IN6) 

• Digitalisierungskredit (DI6) 

• Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5)  

• Energiekredit Regenerativ (ER7) 

• Energiekredit Wärme (EW5) 

• Auftragsgarantien (RA1) 

15 Sonstige Regelungen 

Soweit eine Förderung im Einzelfall auf keiner Beihil-
ferechtsgrundlage und auch nicht beihilfefrei erfolgen 
kann, besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer Ein-
zelnotifizierung (Einzelanmeldung). Die EU-Kommis-
sion prüft die Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Ge-
meinsamen Markt dann für den konkreten Einzelfall. 

Neben den dargestellten Beihilferegelungen gibt es 
weitere, die derzeit nicht als Grundlage für LfA-Pro-
dukte dienen. Hierzu zählen z. B. die Leitlinien für Re-
gionalbeihilfen. 

16 Fristgerechte Antragstellung 

Die Antragstellung ist nach Vorgaben der AGVO als 
fristgerecht anzusehen, wenn der Hausbank vor Vor-
habensbeginn (Definition siehe unten) 

• ein vom Antragsteller unterzeichneter vollständi-
ger Antrag einschließlich Angaben zu Beginn- und 
Abschlussdatum des Vorhabens (bei AGVO-
Beihilfen erfolgt die Antragstellung i. d. R. mit dem 
Vordruck 100; hier sind diese Angaben in Tz. 4.2 
„Vorhabensbeschreibung“ zu ergänzen) oder 

• ein separater vom Antragsteller unterzeichneter 
Beihilfeantrag (Vordruck 125; die Hausbank be-
stätigt den Eingang des Beihilfeantrags und er-
gänzt das Datum der Antragstellung)  

vorliegt. 

Eine eigene schriftliche Dokumentation als Ersatz für 
den Förderantrag oder den Beihilfeantrag ist nur  

zulässig, wenn sie ebenfalls vom Antragsteller unter-
zeichnet ist, die Eingangsbestätigung der Hausbank 
vor Vorhabensbeginn aufweist und folgende Min-
destangaben beinhaltet:  

• Name des Unternehmens 

• Größe des Unternehmens 

Hier ist es ausreichend, wenn der Antragsteller er-
klärt, ob das beantragende Unternehmen die bei-
hilferechtlichen KMU-Kriterien erfüllt oder nicht. 

• Beginn und Ende des Vorhabens 

Angaben zum Vorhabensbeginn und -ende ent-
sprechend dem Planungsstand zum Zeitpunkt der 
Dokumentation sind ausreichend. 

• Vorhabensbeschreibung 
Die Vorhabensbeschreibung muss so konkret 
sein, dass ein späterer Antrag eine eindeutige Zu-
ordnung des Investitionsvorhabens zur Dokumen-
tation ermöglicht. 

• Standort des Vorhabens / Investitionsort  
Der Investitionsort muss so konkret genannt sein, 
dass ein späterer Antrag eine eindeutige Zuord-
nung des Investitionsvorhabens zur Dokumenta-
tion ermöglicht. 

• Gesamtkosten des Vorhabens und geplanter öf-
fentlicher Finanzierungsbetrag  
Zur geplanten öffentlichen Finanzierung sind fol-
gende Detailangaben zu jedem Förderprodukt zu 
machen:  

− Name des Förderprodukts  

− Höhe der Finanzierung durch das Förderpro-
dukt  

− Art der Beihilfe des Förderprodukts (z. B. Zu-
schuss, Darlehen, Mezzanine / Nachrang, Be-
teiligung, Garantie / Bürgschaft).  

• Der Antragsteller hat zu bestätigen, dass er mit 
dem genannten Vorhaben vor der Dokumentation 
noch nicht begonnen hat. 

Bei nicht auf Grundlage der AGVO ausgereichten Fi-
nanzierungshilfen kann die Antragstellung zudem als 
fristgerecht angesehen werden, wenn der Hausbank 
vor Vorhabensbeginn ein hinreichend konkretisierter, 
formloser Antrag vorliegt oder ein konkretes Finanzie-
rungsgespräch (hinsichtlich des/der beantragten Pro-
dukts/Produkte) aktenkundig gemacht ist. Dabei 
muss die Hausbank bestätigen, dass ihr eine Bestäti-
gung des Kunden vorliegt, dass zum Zeitpunkt des 
dokumentierten Gesprächs bzw. der formlosen An-
tragstellung noch nicht mit der Maßnahme begonnen 
worden war.  

Nach fristgerechter Antragstellung entsprechend den 
oben genannten Regelungen kann der Antragsteller 
programmübergreifend und unabhängig von der bei-
hilferechtlichen Grundlage mit dem Investitionsvorha-
ben ohne nachteilige Auswirkungen beginnen, sofern 
der vollständige Antrag (Vordruck 100 bzw. 200) in-
nerhalb von 3 Monaten nach Vorhabensbeginn von 
der Hausbank bei der LfA eingereicht wird (bei bean-
tragten Risikoübernahmen innerhalb von 6 Wochen). 
Wird die 3-Monats-Frist nicht eingehalten, ist bei An-
trägen ohne Risikoübernahme eine Kreditzusage 
ausnahmsweise möglich, wenn sich das Investitions-
vorhaben zum Zeitpunkt des Antragseingangs in der 
LfA in seinen wesentlichen Teilen noch in Durchfüh-
rung befindet, d. h. in der Regel zu weniger als 50 % 
realisiert ist.  

Bei der Prüfung des Realisierungsgrades kann in be-
gründeten Fällen (z. B. bei der Bestellung von Ma-
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schinen mit besonders langer Lieferzeit oder Be-
triebsübernahmen mit langen Zahlungszielen) auf 
den Kaufpreisfluss abgestellt werden. Wird auf den 
Kaufpreisfluss abgestellt, so befindet sich das Vorha-
ben noch „in Durchführung“, so lange in der Regel we-
niger als 50 % (an)gezahlt worden sind. 

Bei vorangegangener Verwendung des Beihilfean-
trags (Vordruck 125) oder einer eigenen schriftlichen 
Dokumentation ist beim Antrag (im Vordruck 100 in 
einem entsprechenden Freitextfeld) anzugeben: „Bei-
hilfeantrag ist am TT.MM.JJJJ bei der Hausbank bzw. 
dem Kreditinstitut x gestellt worden.“. 

Die Aufbewahrungspflicht für den Beihilfeantrag be-
trägt zehn Jahre ab dem Zusagedatum der Beihilfe an 
den Antragsteller. 

Definition Vorhabensbeginn 

Als Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss 
eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs-  
oder Leistungsvertrages (das Eingehen des wesentli-
chen finanziellen Engagements) zu verstehen. 

• Bei dem Kauf eines Betriebs, Betriebsteils oder 
Geschäftsanteils ist der Vorhabensbeginn der Ab-
schluss des rechtsverbindlichen Kaufvertrags ein-
schließlich eventuell erforderlicher notarieller Be-
urkundung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Bei Bauvorhaben ist der Vertragsabschluss und 
bei Anschaffung von Maschinen und Einrichtun-
gen die rechtsverbindliche Bestellung der Vorha-
bensbeginn. 

• Kein Vorhabensbeginn ist bei Kaufverträgen ge-
geben, die nicht endgültig rechtsverbindlich sind.  

• Für den Vorhabensbeginn unschädlich sind recht-
liche und organisatorische Vorbereitungsmaß-
nahmen. 

• Eine Aufteilung einheitlicher Investitionsvorhaben, 
mit denen teilweise schon begonnen wurde, in ei-
nen förderfähigen und einen nicht förderfähigen 
Teil ist nur dann möglich, wenn das Vorhaben in 
wirtschaftlich selbstständigen Abschnitten durch-
geführt wird. Daher schadet es in der Regel nicht, 
wenn vor Antragstellung ein Grundstück erworben 
wurde, das nunmehr bebaut werden soll; die 
Grunderwerbskosten gehören dann aber nicht zu 
den förderfähigen Investitionen. 
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1 Weshalb werden die Konditionen der LfA-Darlehen gestaffelt? 

Die LfA Förderbank Bayern vergibt ihre Darlehen nicht direkt, sondern reicht sie über die Haus-
banken, also über die Geschäftsbanken aus. Die mit der Ausreichung verbundenen Ausfallrisiken 
trägt prinzipiell die Hausbank. Banken und Sparkassen richten die Kreditvergabe unter Kosten- 
und Ertragsgesichtspunkten aus. Um den Zugang zu öffentlichen Förderkrediten auf breiter Basis 
dauerhaft zu sichern, ist es deshalb erforderlich, durch differenzierte Konditionen den jeweiligen 
Risiken des Einzelfalls Rechnung zu tragen. Das Risikogerechte Zinssystem (RGZS) ermöglicht 
dies, indem es die wirtschaftlichen Verhältnisse Ihres Unternehmens und die vorhandenen Kre-
ditsicherheiten berücksichtigt. 

2 Für welche Produkte gilt das RGZS? 

Das RGZS findet auf folgende Produkte (mit und ohne Haftungsfreistellung „HaftungPlus“) 
Anwendung: 

• Gründungs- und Wachstumskredit (GK5, GK6, WK5, WK6) 

• Universalkredit (UK5, UK7) 

• Innovationskredit (IN1, IN2, IN3, IN4, IN5, IN6) 

• Digitalisierungskredit (DI1, DI2, DI3, DI4, DI5, DI6) 

• Energiekredit Produktion (EK5) 

• Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5), Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) und 
Energiekredit Regenerativ (ER7) 

• Energiekredit Gebäude (EG8) 

• Energiekredit Wärme (EW5) 

• Regionalkredit (RK5). 

3 Wie wird die zu entrichtende Zinshöhe ermittelt? 

Im RGZS zahlt jeder Kreditnehmer für seinen Förderkredit einen individuell zu vereinbarenden 
Zinssatz. Die LfA legt diesen Zinssatz nicht einzelfallbezogen fest, sondern gibt lediglich maximal 
zulässige Zinsobergrenzen vor. 

Die Hausbank kalkuliert das Zinsniveau, das sie unter Berücksichtigung der damit verbundenen 
Ausfallrisiken für den konkreten Einzelfall für angemessen erachtet, in Abhängigkeit von der Bo-
nität und der Werthaltigkeit der Besicherung nach einem 4-stufigen Schema: 

Dabei gilt der Grundsatz: Je besser die wirtschaftlichen Verhältnisse und je werthaltiger die ge-
stellten Sicherheiten, desto geringer die Risiken und desto zinsgünstiger das Angebot. Insofern 
können Sie Ihre Zinskonditionen durch entsprechende Aktivitäten positiv beeinflussen. 

Schritt 1: Die Hausbank beurteilt die Bonität 

Um zu beurteilen, ob der Darlehensinteressent grundsätzlich in der Lage wäre, die aus einer 
Darlehensgewährung resultierenden Zins- und Tilgungszahlungen ordnungsgemäß zu erbringen, 
analysiert die Hausbank die wirtschaftlichen Verhältnisse. Hierzu benötigt sie i. d. R. aktuelle Jah-
resabschlüsse, betriebswirtschaftliche Auswertungen bzw. ggf. Einnahme-Überschuss-Rechnun-
gen. Zudem verschafft sich die Hausbank ein Bild über weitere Faktoren. Dies sind beispielsweise 
erwartete Unternehmensentwicklung, kaufmännische und technische Qualifikationen, Führungs-
qualitäten und eventuelle Risikofaktoren. 
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Bei Gründungsvorhaben stellt die Hausbank vor allem auf qualitative Faktoren ab. Hierzu zählen 
Gründungskonzept, Gründungsperson(en) und Markteinschätzung, bei Unternehmensübernah-
men auch das Übernahmekonzept. 

Zur Einstufung der Risiken, die mit einer eventuellen Kreditvergabe verbunden sind, verwendet 
die Hausbank ein Ratingverfahren oder andere Bewertungsmodelle. Im Hinblick auf Förderdarle-
hen ordnet die Hausbank den Kreditnehmer in so genannte Bonitätsklassen ein.  

Bestimmung der Bonitätsklasse 

Bonitäts-
klasse 

Bonitätseinschätzung 
durch die Hausbank 

Risikoeinschätzung 
durch die Haus-

bank 

Einjahresausfallwahrscheinlich-
keit1 des Kreditnehmers 

1 ausgezeichnet niedrig 

| 
| 
I 
I 
| 
| 

hoch 

bis 0,10 % 

2 sehr gut über 0,10 % bis 0,40 % 

3 Gut über 0,40 % bis 1,20 % 

4 Befriedigend über 1,20 % bis 1,80 % 

5 noch befriedigend über 1,80 % bis 2,80 % 

6 Ausreichend über 2,80 % bis 5,50 % 

7 noch ausreichend  über 5,50 % bis 10,00 % 

Beispiel: 

Die Hausbank schätzt die wirtschaftlichen Verhältnisse als „befriedigend“ ein. Im Ratingverfahren 
ermittelt sie eine 1-Jahres-Ausfallwahrscheinlichkeit von 1,5 %. Daraus ergibt sich die Bonitäts-
klasse 4. 

Schritt 2: Die Hausbank prüft die vorgesehenen Sicherheiten 

Sicherheiten dienen der Hausbank zur Begrenzung des Kreditverlusts für den Fall, dass ein Kre-
ditnehmer laufende Zins- und Tilgungsverpflichtungen nicht erbringen kann. Die zur Absicherung 
des Kredits vorgesehenen Sicherheiten, z. B. Grundschulden oder Sicherungsübereignungen, 
werden von der Hausbank bewertet. Hierbei schätzt sie ein, welcher Anteil des Kredits durch 
erwartete Erlöse aus den Sicherheiten voll werthaltig abgedeckt werden kann (Werthaltigkeit der 
Besicherung). Der erwartete Wiederverkaufswert bestimmt sich u. a. durch die Art der Sicherheit, 
die Wertbeständigkeit, die Marktgängigkeit und den allgemeinen technischen Fortschritt. Bei 
schwachen Sicherheiten kann durch eine Bürgschaft der LfA bzw. Bürgschaft der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH eine erhebliche Verbesserung der Absicherungssituation erreicht werden 
(siehe hierzu Seite 4). 

Für die Gewährung von Förderdarlehen ordnet die Hausbank die Sicherheiten wie folgt ein: 

Bestimmung der Besicherungsklasse 

Besicherungsklasse Werthaltige Besicherung in % 

1 70 % und mehr 

2 unter 70 % und über 40 % 

3 bis 40 % 

Beispiel: 

Die Hausbank ermittelt, dass eine Grundschuld den Kredit zu 55 % abdeckt. Daraus ergibt sich 
Besicherungsklasse 2. 

 

                                                 
1 Die Ein-Jahres-Ausfallwahrscheinlichkeit drückt die anhand von Erfahrungswerten ermittelte Wahrscheinlichkeit aus, 

dass der Kreditnehmer innerhalb eines Jahres zahlungsunfähig wird. Bei längerfristigen Krediten liegt die Ausfall-
wahrscheinlichkeit bezogen auf die Gesamtlaufzeit des Kredits um ein Vielfaches höher. Für Ein-Jahres-Ausfallwahr-
scheinlichkeiten über 10,00 % ist eine Antragstellung nicht möglich. 
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Schritt 3: Die Hausbank ermittelt die Preisklasse 

Aus der Kombination von Bonitätsklasse und Besicherungsklasse ergibt sich die Preisklasse. 

Bestimmung der Preisklasse2 

Bonitätsklasse 
(1-Jahresausfall-wahr-

scheinlichkeit) 

Besicherungsklasse 
(Werthaltige Besicherung) 

1 

( 70%) 

2 
(> 40% und < 70%) 

3 

( 40%) 

1 

( 0,10 %) 
A A A 

2 

(> 0,10 % und  0,40 %) 
A B D 

3 

(> 0,40 % und 1,20 %) 
B D G 

4 

(> 1,20 % und  1,80 %) 
C E G 

5 

(> 1,80 % und  2,80 %) 
D F G 

6 

(> 2,80 % und  5,50 %) 
E G X 

7 

(> 5,50 % und  10,00 %) 
G G - 

Beispiel: 

Aus dem Zusammentreffen von Bonitätsklasse 4 und Besicherungsklasse 2 ergibt sich die 
Preisklasse E. 

Schritt 4: Festlegung der individuellen Kundenkonditionen 

Im Rahmen des RGZS gibt die LfA maximal zulässige Zinsobergrenzen vor. Welche Zinssätze 
im Einzelfall zulässig sind, zeigt die Konditionenübersicht der LfA (www.lfa.de) auf. 

Die Maximalwerte wurden so kalkuliert, dass sie grundsätzlich für die Hausbanken für die jeweils 
ungünstigste Bonitäts- und Besicherungskonstellation der jeweiligen Preisklasse noch kostende-
ckend sein sollten. Jede Preisklasse deckt aber eine Spannweite unterschiedlicher Konstellatio-
nen von Bonität und Besicherung ab. Insofern sollten die individuellen Zinskonditionen in der 
praktischen Anwendung die maximal zulässigen Obergrenzen oft unterschreiten. Die maximale 
Zinshöhe wird zwischen Kreditnehmer und Hausbank für die gesamte Darlehenslaufzeit bzw. die 
Zinsbindungsfrist individuell vereinbart. 

Beispiel: 

Bei einem Universalkredit (UK5) mit einer Laufzeit von 10 Jahren und 2 tilgungsfreien Jahren 
galten zum 10.09.2024 die folgenden Obergrenzen: 

Preisklasse A B C D E F G X 

Maximaler Zins-
satz des Darle-
hens p. a. 

Sollzins 3,57% 3,97 % 4,27 % 4,77 % 5,37 % 6,07 % 6,57 % 9,07 % 

Effektivzins 3,62% 4,03 % 4,34 % 4,86 % 5,48 % 6,21 % 6,73 % 9,38 % 

(Die Zinssätze in dieser Übersicht sind Preisbeispiele auf Basis der Konditionen per 10.09.2024) 

Aufgrund der Einstufung in die Preisklasse E darf der Effektivzins des Universalkredits 
5,48 % p. a. nicht überschreiten, sehr wohl aber darunter liegen. Im Beispielfall sollte die Verein-
barung eines Zinses unterhalb der Obergrenze möglich sein, da Bonität und Besicherung jeweils 
besser sind als die schlechtesten Werte der Klasse. 

                                                 
2 Für die Kombination aus Bonitätsklasse 7 und Besicherungsklasse 3 ist eine Antragstellung nicht zulässig. Ansons-

ten kann gegebenenfalls über eine Bürgschaft eine Verbesserung der Besicherungsklasse erreicht werden (siehe 
Schritt 2 und Tz. 5) 
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4 Welche Möglichkeiten bietet das RGZS dem Kreditnehmer? 

Banken beurteilen bei der Kreditvergabe neben Ihrer Vermögens- und Ertragslage auch weitere 
Faktoren, die die Zukunftsaussichten Ihres Unternehmens wesentlich prägen. Mangelnde Infor-
mationen wirken sich erfahrungsgemäß negativ auf die Bonitätseinstufung aus. Deshalb zahlt es 
sich aus, die Hausbank umfassend zu informieren. 

Gründe, die zu einer konkreten Einschätzung des Unternehmens hinsichtlich Bonität und Besi-
cherung geführt haben, sollte man sich erläutern lassen, um zu erkennen, durch welche Maß-
nahmen sich die Einschätzung und Bepreisung verbessern ließen. 

Das RGZS setzt auf Wettbewerb. Selbst bei gleicher Bonitäts- und Besicherungseinstufung kön-
nen die Hausbanken unterschiedlich hohe Zinssätze für angebracht erachten. Insofern kann es 
ratsam sein, bei mehreren Banken oder Sparkassen Vergleichsangebote einzuholen. 

Die Angemessenheit eines Zinsangebots ist im RGZS verhandelbar. Je niedriger das Ausfallrisiko 
innerhalb einer Bonitätsklasse und je werthaltiger die Besicherung innerhalb einer Besicherungs-
klasse, desto deutlicher sollte sich der individuelle Angebotszinssatz von der maximal zulässigen 
Preisobergrenze abheben. 

Beispiel: 

Im obigen Beispielfall wären deutlich günstigere Konditionen angemessen, wenn sich die Absi-
cherung von den bisher unterstellten 55 % auf beispielsweise knapp 70 % verbessern ließe. Zwar 
ergäbe sich in diesem Fall weiterhin eine Einstufung in Besicherungsklasse 2 und Preisklasse E; 
allerdings wäre eine Einstufung in Besicherungsklasse 1 und daraus resultierend in Preisklasse 
C nur haarscharf verpasst worden. Insofern bietet die Obergrenze der Preisklasse C (maximal 
4,86 %) dann einen besseren Anhaltspunkt für die Höhe des angemessenen Zinses als die Ober-
grenze der Preisklasse E (maximal 6,00 %). 

5 Welche Besonderheiten sind bei der Beantragung von Risikoübernahmen zu beachten? 

Darlehen, für die die LfA Förderbank Bayern durch eine Haftungsfreistellung Risiken der Haus-
bank übernimmt, werden ebenfalls risikogerecht nach dem RGZS bepreist. Insofern gelten für 
haftungsfreigestellte Darlehen grundsätzlich dieselben maximalen Kreditnehmerzinsen wie für 
nicht haftungsfreigestellte Darlehen. Ausnahmen stellen der Innovationskredit und der Digitalisie-
rungskredit dar, bei denen in Fällen mit Haftungsfreistellung in den Stufen 2 und 3 (IN4, IN5, DI4, 
DI5) eine Abwandlung des RGZS Anwendung findet. Haftungsfreistellungen stellen im RGZS 
keine Sicherheit dar. 

Haftungsfreistellungen sind insbesondere bei Darlehensbeträgen bis 250.000 EUR eine schnelle 
und schlanke Alternative zu Bürgschaften. 

Bürgschaften der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern GmbH bewirken im Falle begrenzter Ab-
sicherungsmöglichkeiten regelmäßig eine Verbesserung der Sicherheitenklasse und damit eine 
Absenkung der maximal zulässigen Kreditnehmerkonditionen. Gegenzurechnen sind die Kosten 
der Bürgschaftsübernahme, also Avalprovisionen und Bearbeitungsgebühren. 

6 Weitere Informationen 

Für Fragen zum Produkt- und Serviceangebot der LfA und für die Anforderung von Informations-
material steht Ihnen die Förderberatung der LfA wie folgt zur Verfügung: 

• Tel.: 089 / 21 24 - 10 00 

• Fax: 089 / 21 24 - 22 16 

• E-Mail: beratung@lfa.de. 

Wie sich Unternehmer und Existenzgründer optimal auf die Entscheidungsprozesse der Banken 
vorbereiten können, zeigt unser „Leitfaden für den Bankenbesuch“. Wir stellen Ihnen diese 
Broschüre gerne kostenlos zur Verfügung. 



                     
     

 
 
 

Merkblatt „Innovationskredit 4.0“ 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6)  

– für innovative Vorhaben (IV5 bzw. IV6) 

– für innovative Unternehmen (IU5 bzw. IU6) 

Der Innovationskredit 4.0 wird aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern, die zum Teil aus dem Gewinn der LfA stam-
men, zinsverbilligt und zinsgünstig aus dem ERP-Digitalisierungs- und Innovationskredit der KfW refinanziert. 

Die Finanzierung der haftungsfreigestellten Innovationskredite 4.0 wird von der Europäischen Union im Rahmen des In-
vestEU Fonds unterstützt. 

Als Ergänzung zum Innovationskredit 4.0 – Innovative Vorhaben (IV5 und IV6) wird ein ERP-Förderzuschuss von der KfW 
angeboten. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, einschließlich neu gegründeter Unternehmen 
und Angehörige freier Berufe mit Betriebsstätte oder 
Niederlassung in Bayern, soweit deren Jahresumsatz 
(Gruppenumsatz) 500 Mio. EUR nicht übersteigt1. Er-
gänzende Regelungen zur Antragsberechtigung bei Haf-
tungsfreistellungen finden sich in Tz. 7. Die Förderung 
zielt darauf ab, innovative Vorhaben anzustoßen, die Di-
gitalisierung der Unternehmen zu beschleunigen bzw. 
innovativen Unternehmen die Finanzierung zu erleich-
tern. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen in Schwierigkeiten nach beihilferechtli-
cher Definition (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich rele-
vante Bestimmungen und Definitionen“), 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer frühe-
ren Beihilferückforderungsanordnung der EU nicht 
nachgekommen sind, 

• Unternehmen, wenn 50 % oder mehr ihres Kapitals o-
der ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer o-
der mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaften 
des öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kon-
trolliert werden, 

• Unternehmen des Profisports, 

• Treuhandkonstruktionen. 

2 Verwendungszweck 

Die Darlehen werden für Innovations- bzw. Digitalisie-
rungsvorhaben sowie an innovative Unternehmen aus-
gereicht. Bei innovativen Vorhaben werden Investitionen 
und vorhabensbezogener Betriebsmittelbedarf finan-
ziert, bei innovativen Unternehmen darüber hinaus auch 
allgemeiner Betriebsmittelbedarf. 

Nicht förderfähig sind: 

• Betriebsübernahmen,  

• Umschuldungen, 

• Prolongationen, 

•  Entgeltliche und sonstige Vermögensübertragungen 
(z. B. käuflicher Erwerb) 

                                                 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz des 

Antragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen Unter-
nehmen (Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder indirekt 
mit mehr als 50 % beteiligt sind, Unternehmen, an denen der An- 

- zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des  
§ 15 AktG bzw. die Übernahme des geförderten Un-
ternehmens in einen solchen Unternehmensverbund 

- zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern 
- im Rahmen bzw. infolge von Betriebsaufspaltungen 
- zwischen Ehegatten bzw. Lebenspartnern 
- sowie der Erwerb eigener Anteile 

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestände 
(z. B. durch Treuhandgeschäfte). 

Die Vorgaben des Merkblatts „Ausschlussliste der LfA 
Förderbank Bayern für Programmkredite und Bürgschaf-
ten“ sind zu beachten. 

3 Förderfähige Maßnahmen 

Erfüllt ein Vorhaben mindestens eines der in Abschnitt 
3.1 aufgeführten Kriterien, wird es als Innovations- oder 
Digitalisierungsvorhaben eingestuft. Eine Antragsbe-
rechtigung im Bereich innovative Vorhaben (IV5 bzw. 
IV6) liegt damit vor. Erfüllt das antragstellende Unterneh-
men mindestens eines der in Abschnitt 3.2 aufgeführten 
Kriterien, wird es als innovativ eingestuft. Damit ist eine 
Antragsberechtigung im Bereich innovative Unterneh-
men (IU5 bzw. IU6) gegeben. 

3.1 Kriterien für innovative Vorhaben 

Innovationsvorhaben: 

• Entwicklung bzw. Fertigung und/oder Markteinführung 
neuer oder wesentlich verbesserter Produkte, Verfah-
ren/Prozesse oder Dienstleistungen. Bei Neugründun-
gen muss eine Marktinnovation Gegenstand des Vor-
habens sein. 

• Kauf und Implementierung innovativer Fertigungstech-
nologien für das eigene Unternehmen. Dabei muss es 
sich um Technologien handeln, die sich in der jeweili-
gen Branche noch nicht durchgesetzt haben. 

Bei der Finanzierung von Innovationsvorhaben bestätigt 
die Hausbank mit der Antragsstellung, dass mit dem 
Vorhaben ein technologisches oder marktmäßiges Ri-
siko des Scheiterns verbunden ist. 

Digitalisierungsvorhaben : 

Produktion und Verfahren 

• Integration von Customer Relationship Manage-
ment-Systemen an das MES (Manufacturing Execu-
tion System; Digitale Kundenschnittstelle) 

tragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist, sowie 
alle Unternehmen, die in einem formellen Konzernverhältnis ste-
hen) in voller Höhe addiert, wobei Innenumsätze herausgerechnet 
werden können. 
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• Vollumfängliche Vernetzung der Enterprise Resour-
ce Planning (ERP)- und Produktionssysteme (Ma-
chine-to-machine-communication) – „Industrie 4.0“ 

• Einführung von Mensch-Maschinen-Interaktion in 
der Produktion 

• Einführung medienbruchfreier (Produktions-)Syste-
me 

• Implementierung additiver Fertigungsverfahren, zum 
Beispiel 3D-Druck 

• Integration mobiler Betriebsgeräte in die Produkti-
onssteuerung 

• Aufbau der Infrastruktur für die Erhebung und Ana-
lyse große Datenmengen (Big Data-Anwendungen) 

• Investitionen in die Nutzung und den Ausbau inner-
betrieblicher Breitbandnetze mit mehr als 50 Megabit 
pro Sekunde 

• Einbindung von cyber-physischen Systemen in die 
Produktion 

• Aufwendungen für die Digitalisierung der Wertschöp-
fungskette; Integration digitaler Workflows mit Liefe-
ranten und Kunden 

• Entwicklung eines digitalen Abbilds 

Produkte 

• Aufbau von digitalen Plattformen 

• Projekte im Bereich der Usability-Verbesserung 

• Entwicklung von predictive-maintenance Anwendun-
gen, zum Beispiel Fernwartung 

• Entwicklung produktbegleitender und/oder Anwen-
dersteuerungssoftware (Apps, etc.) 

• Entwicklung datenbasierter Dienstleistungen 

Strategie und Organisation 

• Entwicklung einer umfassenden Digitalisierungsstra-
tegie 

• Initialisierungsaufwand für die Nutzung von Cloud-
technologie 

• Entwicklung und Implementierung eines IT- und/oder 
Datensicherheitskonzepts 

• Alle betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen im Be-
reich der Digitalisierung 

• Einführung digitaler Vertriebskanäle inklusive Aufbau 
des elektronischen Handels unter Verwendung mo-
biler Betriebsgeräte (mobile e-commerce) 

3.2 Kriterien für innovative Unternehmen 

• Schnelles Wachstum: 

Durchschnittliches Wachstum (ohne Zukäufe) von Um-
satz oder Beschäftigtenzahl über einen Drei-Jahres-
Zeitraum von mehr als 20% pro Jahr; am Anfang der 
Betrachtungsperiode müssen mindestens 10 Mitarbei-
ter (Vollzeitkapazitäten) beschäftigt und das Unterneh-
men seit dem ersten Umsatz weniger als 10 Jahre am 
Markt sein. 

• Hohe F&E-/Innovationskosten: 

Der Anteil der F&E-/Innovationskosten erreicht 

- bei KMU gemäß Bestätigung eines Steuerbera-
ters/Wirtschaftsprüfers in zumindest einem der 
letzten 3 Geschäftsjahre mindestens 10 % der ge-
samten Betriebskosten (i. S. v. Umsatz – EBIT).  

- bei Small Mid-Caps gemäß Bestätigung eines 
Steuerberaters/Wirtschaftsprüfers in zumindest 
einem der letzten 3 Geschäftsjahre mindestens 15 
% der gesamten Betriebskosten (i. S. v. Umsatz – 
EBIT) bzw. mindestens 10 % pro Jahr in jedem 
der letzten 3 Geschäftsjahre 

Im Falle eines neu gegründeten Unternehmens ohne 
abgeschlossenes Geschäftsjahr sind unterjährige Zah-
len heranzuziehen. 

• Innovationsförderung: 

In den letzten 36 Monaten hat das Unternehmen Zu-
schüsse, Kredite oder Bürgschaften/Garantien aus 
europäischen oder nationalen F&E- oder Innovations-
Förderprogrammen erhalten. Falls eine Haftungsfrei-
stellung „HaftungPlus“ beantragt wird, müssen die Zu-
wendungen aus europäischen F&E- oder Innovations-
Förderprogrammen stammen. Pro vorangegangener 
Innovationsförderung kann nur einmal ein Antrag als 
„innovatives Unternehmen“ gestellt werden.  

Eine Zusage im Teilbereich „innovatives Unterneh-
men“ qualifiziert nicht für eine Folgeförderung unter 
dem Kriterium „Innovationsförderung“. Die Höhe der 
Förderung ist limitiert auf das Dreifache der als 
Grundlage für die Antragstellung dienenden Kreditför-
derung bzw. auf das Zehnfache einer Zuschussförde-
rung. 

• Venture Capital: 

Das Unternehmen ist seit seinem ersten Umsatz weni-
ger als 5 Jahre am Markt und 

- hat in den letzten 24 Monaten - bezogen auf den Zeit-
punkt der Antragstellung - ein Investment (z. B. of-
fene oder stille Beteiligung) eines Venture-Capital-In-
vestors oder eines Business Angels, der einem Bu-
siness Angel-Netzwerk angehört, erhalten oder 

- der Venture-Capital-Investor oder der Business An-
gel, der einem Business Angel-Netzwerk angehört, 
ist zum Zeitpunkt der Antragstellung Gesellschafter 
bzw. Anteilseigner des Unternehmens. 

4 Darlehensbedingungen 

4.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank 
und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und 
Besicherung - innerhalb vorgegebener Grenzen - indivi-
duell vereinbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinforma-
tion zum risikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können 
unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen 
entnommen werden. Die darin genannten Standardlauf-
zeiten sind frei wählbar; sie sollen sich an der betriebs-
gewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können auch 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mind. 3 Jahre,) 
und Tilgungsfreijahre (mind. 1 Freijahr) beantragt wer-
den. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. diffe-
renziert nach unterschiedlichen Laufzeiten). 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. 
Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zu-
sage der LfA entsprechend unterrichten und die Konditi-
onen vereinbaren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ablauf 
eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums von 
12 Monaten (gerechnet vom Tage der Darlehenszusage 
der LfA an) bis zum vollständigen Abruf oder einem Ver-
zicht auf das Darlehen, spätestens bis zum Ablauf der 
Abruffrist des Darlehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) 
eine Bereitstellungsprovision von 2 % p. a. berechnet. 
Bei verbürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate 
nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovi-
sion sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetrages kann ge-
gen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung erfolgen. 
Darlehen für innovative Vorhaben, also Innovations- 
bzw. Digitalisierungsvorhaben (IV5 und IV6), dürfen erst 
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nach Ablauf von 3 Jahren nach Darlehenszusage außer-
planmäßig getilgt werden. 

4.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich für Innovations- 
und Digitalisierungsvorhaben (IV5) auf 15 Mio. EUR je 
Vorhaben und für innovative Unternehmen (IU5) auf 7,5 
Mio. EUR je Vorhaben. Der Finanzierungsanteil beträgt 
bis zu 100 % der förderfähigen Aufwendungen. 

Der Darlehensmindestbetrag liegt bei 25.000 EUR. 

4.3 Tilgungszuschuss 

Nach Prüfung der antrags- und programmgemäßen 
Verwendung wird ein Tilgungszuschuss gutgeschrie-
ben. Für die Einreichung des Verwendungsnachweises 
gelten die Regelungen gem. Tz. 9. Die Höhe des Til-
gungszuschusses beträgt bei innovativen Vorhaben 
(IV5 bzw. IV6) 2 % und bei innovativen Unternehmen 
(IU5 bzw. IU6) 1 % des Zusagebetrages.  

Die Gutschrift erfolgt 3 Monate nach dem Zins- und Til-
gungstermin, welcher der Prüfung und Anerkennung 
des Verwendungsnachweises durch die LfA folgt. Der 
Tilgungszuschuss wird auf den zum Zeitpunkt der An-
erkennung des Verwendungsnachweises gültigen Zu-
sagebetrag berechnet und auf die nach dem Tilgungs-
plan zuletzt fälligen Raten angerechnet (Verkürzung 
der Kreditlaufzeit). 

Sofern zum Zeitpunkt der Gutschrift die Kreditvaluta ge-
ringer ist als die Höhe des Gutschriftsbetrages, erfolgt 
die Gutschrift des Tilgungszuschusses nur in Höhe der 
aktuellen Kreditvaluta. Eine Barauszahlung  
oder Überweisung des Tilgungszuschusses ist nicht 
möglich. 

4.4 ERP-Förderzuschuss der KfW 

Darlehen für innovative Vorhaben, also Innovations- 
bzw. Digitalisierungsvorhaben (IV5 und IV6), die ab dem 
20.02.2025 bei der LfA beantragt werden, können ergän-
zend einen ERP-Förderzuschuss erhalten. Der Zu-
schuss beträgt 3 % des ausgezahlten Darlehensbetra-
ges, höchstens jedoch 200.000 EUR. Nähere Informati-
onen siehe Merkblatt ERP-Digitalisierungs- und Innova-
tionskredit unter www.kfw.de. 

Der Antragsteller kann Darlehen und Zuschuss gemein-
sam bei der Hausbank beantragen. Nach der Darlehens-
zusage der LfA (bzw. spätestens 3 Monate danach) 
übermittelt die Hausbank der KfW den vollständigen Zu-
schussantrag. Die KfW versendet nach erfolgreicher An-
tragsprüfung eine Zuschusszusage. Nach Vollauszah-
lung des Innovationskredits 4.0 – Innovative Vorhaben 
kann der Förderzuschuss mit dem KfW-Auszahlungsan-
trag über die Hausbank bei der KfW abgerufen werden. 

Der Förderzuschuss darf nur für das antragstellende Un-
ternehmen in Deutschland eingesetzt werden. 

5 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

5.1 Richtlinien 

Für die Gewährung der Darlehen gelten die Richtlinien 
zur Durchführung des Innovationskredits 4.0. in der je-
weils gültigen Fassung. 

5.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Die Darlehen werden auf Grundlage der De-minimis-
Verordnung in der bei Darlehenszusage gültigen Fas-
sung vergeben. Unter den Voraussetzungen der De-Mi-
nimis-Verordnung können alle gemäß Tz. 3 förderfähi-
gen Kosten gefördert werden. 

Sofern die beihilferechtlichen Regularien dies erlauben 
bzw. erfordern, können bzw. müssen die Darlehen statt-
dessen als KMU-Investitionsbeihilfen gemäß Art. 17 der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung in der bei 
Darlehenszusage gültigen Fassung gewährt werden. Mit 

KMU-Investitionsbeihilfen gefördert werden können aus-
schließlich von einem KMU getätigte Kosten einer Inves-
tition in materielle und immaterielle Vermögenswerte zur 
Errichtung einer neuen Betriebsstätte, zum Ausbau einer 
bestehenden Betriebsstätte, zur Diversifizierung der 
Produktion einer Betriebsstätte durch vorher dort nicht 
hergestellte Produkte oder vorher dort nicht erbrachte 
Dienstleistungen, oder zur grundlegenden Änderung 
des gesamten Prozesses zur Herstellung der Produkte 
oder Erbringung der Dienstleistungen, die von der Inves-
tition in die Betriebsstätte betroffen sind.  

Tilgungszuschüsse und Zuschüsse sind Beihilfen im 
Sinne der EU. Sie werden in voller Höhe auf die Beihil-
feobergrenzen angerechnet. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihil-
fewerte dienen der Orientierung in der Informations- und 
Beratungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich 
sind allein die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt 
der Kreditzusage zugrunde legt.  

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen.“ 

5.3 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. 
Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass sie 
nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb eines 
Jahres begonnen werden können. 

5.4 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermögens- 
und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens die mög-
liche Finanzierungshilfe wirtschaftlich unerheblich ist, 
können nicht gefördert werden. 

5.5 Investitionsort 

Die Vorhaben müssen in wesentlichen Teilen im Frei-
staat Bayern durchgeführt werden. 

6 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“ ins-
besondere Tzn. 5, 9 und 10) kann der Innovationskredit 
4.0 mit anderen öffentlichen Finanzierungshilfen kombi-
niert werden.  

Falls zusätzliche Mittel im Rahmen des KfW-Programms 
ERP-Digitalisierungs- und Innovationskredit beantragt 
werden, ist der Innovationskredit 4.0 auf die jeweilige 
vorhabensbezogene Obergrenze des ERP-
Digitalisierungs- und Innovationskredits anzurechnen. 

7 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 7,5 Mio. EUR bankmäßig nicht 
ausreichend abgesichert werden kann, ist eine 70%ige 
Haftungsfreistellung „Haftung Plus“ (siehe entsprechen-
des Merkblatt) bei kleinen und mittleren gewerblichen 
Unternehmen (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich rele-
vante Bestimmungen und Definitionen“, KMU-Kriterium), 
einschließlich neu gegründeter Unternehmen und Ange-
hörige freier Berufe, sowie Small Mid-Caps (Unterneh-
men die weniger als 500 Mitarbeiter haben (Vollzeitäqui-
valent) und nicht unter die KMU-Definition fallen) mög-
lich. Für Unternehmen, die weder unter die KMU- noch 
unter die Small Mid-Cap-Definition fallen,  ist eine Haf-
tungsfreistellung generell nicht möglich. Im Bereich Digi-
talisierungsvorhaben (IV6) besteht eine 

http://www.kfw.de/
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Antragsberechtigung für die Haftungsfreistellung aus-
schließlich für KMU. 

Die Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ wird durch die In-
vestEU-Garantie des EIF ermöglicht. Zur Nutzung der 
Haftungsfreistellung sind zusätzlich die Merkblätter „Haf-
tungsfreistellung UK und IV/IU – Kreditinstitut“ bzw. „Haf-
tungsfreistellung UK und IV/IU – Kreditnehmer“ zu be-
achten und Vertragsbestandteil. 

Die Summe der für den Endkreditnehmer ausstehenden 
Kapitalbeträge an mit dem InvestEU-Fonds unterstütz-
ten Finanzierungsinstrumenten darf bestimmte Grenzen 
nicht überschreiten: 

- KMU: Die Summe der ausstehenden Kapitalbe-
träge an mit dem InvestEU-Fonds unterstützten 
LfA-Darlehen zuzüglich des beantragten Innovati-
onskredits darf pro Endkreditnehmer 15 Mio. EUR 
nicht überschreiten. 

- Small-Mid-Caps: Die Summe der ausstehenden 
Kapitalbeträge an jeglichen mit dem InvestEU-
Fonds unterstützten Finanzierungsinstrumenten 
zuzüglich des beantragten Innovationskredits darf 
pro Endkreditnehmer 15 Mio. EUR nicht über-
schreiten.  

Antragsteller haben hierzu der Hausbank eine Selbster-
klärung zu an mit InvestEU-Mitteln unterstützten ausste-
henden Kapitalbeträgen vorzulegen (im Rahmen des 
Vordrucks 108 „Ergänzungsbogen zum Antrag haftungs-
freigestellter Universalkredite (UK5, UK7) und Innovati-
onskredite 4.0 (IV6, IU6)“). 

Alternativ und bei Darlehen, für die keine Haftungsfrei-
stellung möglich ist, kann bei nicht ausreichender Absi-
cherung eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH beantragt werden.  

8 Antragsverfahren 

Die Innovations- und Digitalisierungsförderung der LfA 
wird zur Jahresmitte 2025 grundlegend umgestaltet. An-
träge auf „Innovationskredit 4.0“ müssen der LfA mit voll-
ständigen Unterlagen bis zum 30.06.2025 vorliegen. Ab 
dem 01.07.2025 können die Nachfolgeprodukte „Innova-
tionskredit“ bzw.  „Digitalisierungskredit“ beantragt wer-
den. 

Die Antragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. Falls 
es sich bei dem Unternehmen um ein Small Mid-Cap 
handelt, hat die Hausbank dies im Freitextfeld 9.5 fest-
zuhalten. Die zu fördernde Maßnahme ist mit dem Vor-
druck 117 zu bestätigen. Zusätzlich ist das Formblatt der 
KfW-Bankengruppe „Statistisches Beiblatt – ERP-
Digitalisierungs- und Innovationskredit“ beizufügen. 

Darüber hinaus ist der Vordruck 120 (Erklärung zum An-
trag auf Gewährung eines Darlehens/einer Bürgschaft 
bei De-minimis-Beihilfen) einzureichen. Bei Nutzung der 
Alternative zur Beantragung auf Grundlage der AGVO 
(Siehe Tz. 5.2) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben 
„Beantragung auf AGVO-Basis“. Der Vordruck 120 kann 
bei dieser Alternative entfallen. 

Bei Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ ist zudem der 
Vordruck 108 „Ergänzungsboden zum Antrag haftungs-
freigestellter Universalkredite (UK5, UK7) und Innovati-
onskredite 4.0 (IV6, IU6)“ erforderlich. Er ist vom Antrag-
steller und der Hausbank zu unterzeichnen und verbleibt 
in der Kreditakte der Hausbank. Das Ergebnis der Erklä-
rung zur Veröffentlichung sowie zu den ausstehenden 
Kapitalbeträgen an mit dem InvestEU-Fonds unterstütz-
ten LfA-Darlehen ist von der Hausbank im Antragsvor-
druck 100 in Tz. 9.5 festzuhalten.  

Wird eine Bürgschaft beantragt, können die zusätzlich 
erforderlichen Antragsvordrucke und Unterlagen dem 
Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnommen werden. 

Zum Verfahren der Beantragung des ERP-
Förderzuschusses vgl. Tz. 4.4 dieses Merkblatts. 

9 Verwendungsnachweis 

Die antrags- und programmgemäße Verwendung ist in-
nerhalb von 6 Monaten nach Eingang der letzten Rech-
nung gegenüber der Hausbank mit dem Vordruck 561 
nachzuweisen. Die Hausbank hat den vom Kreditneh-
mer und ihr selbst unterzeichneten Verwendungsnach-
weis unverzüglich bei der LfA einzureichen. 

10 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerkblatt gel-
ten die Bestimmungen der folgenden Merkblätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risikoge-
rechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmun-
gen und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank Bay-
ern für Programmkredite und Bürgschaften“ 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK und IV/IU – Kre-
ditinstitut“ (nur für das Kreditinstitut bei haftungsfrei-
gestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK und IV/IU – Kre-
ditnehmer“ (nur für den Kreditnehmer bei haftungs-
freigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung Haftung Plus“ (nur 
bei haftungsfreigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewilligungs-
grundsätze“ (nur bei verbürgten Darlehen) 

 



 
          
 
 

Merkblatt „Universalkredit“ (UK5 und UK7) 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6 bzw. i. S. v. Antragsvordruck 200 Tzn. 8 und 9.3) 

Die Finanzierung der haftungsfreigestellten Universalkredite wird  i.d.R. von der Europäischen Union im Rahmen des InvestEU-
Fonds unterstützt. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind natürliche Personen, Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft und Angehörige der Freien 
Berufe, soweit der Jahresumsatz (Gruppenumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Angehörigen der Freien Berufe 500 
Mio. EUR nicht übersteigt1. 

Natürliche Personen sind unter folgenden Voraussetzun-
gen antragsberechtigt: 

• Sie sind fachlich und kaufmännisch qualifiziert für die un-
ternehmerische Tätigkeit. 

• Sie haben einen hinreichenden unternehmerischen Ein-
fluss im Unternehmen. Förderschädlich ist ein Stimmen-
anteil anderer Gesellschafter, der autonome Satzungs-
änderungen ermöglicht. 

• Sie sind zur Geschäftsführung und Vertretung des Unter-
nehmens befugt und aktiv in der Unternehmensführung 
tätig. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren be-
finden oder die im deutschen Recht vorgesehenen Vo-
raussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen, 

• Unternehmen, wenn mehr als 50 % ihres Kapitals oder 
ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer oder 
mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaften des 
öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert 
werden, 

• politisch meinungsbildende Medienunternehmen (z. B. 
Zeitungsverlage, Rundfunk- und Internetanbieter mit po-
litischen Inhalten), 

• Unternehmen des Profisports, 

• Kreditinstitute, Versicherungen oder vergleichbare Finan-
zinstitutionen, die dem KWG unterliegen, 

• Treuhandverhältnisse, 

• beim UK5: Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die ei-
ner früheren Beihilferückforderungsanordnung der EU 
nicht nachgekommen sind. 
 

2 Verwendungszweck 

Für folgende Maßnahmen können Darlehen gewährt wer-
den: 

• Investitionen 

• Gründungen, tätige Beteiligungen und Übernahmen 

• Waren 

• Betriebsmittel 

• Umschuldung kurzfristiger Verbindlichkeiten 

Die Finanzierung von Vorhaben, die eine Begünstigung 
nach dem „Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)“ oder 
dem „Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, ist 
nur im beihilfefreien UK7 möglich.  

                                                 
1 Zur Ermittlung des Gruppenumsatzes werden der Umsatz des An-

tragstellers und die Umsätze der mit ihm verbundenen Unternehmen 
(Unternehmen, die am Antragsteller direkt oder indirekt mit mehr als 
50 % beteiligt sind, Unternehmen, an denen der Antragsteller direkt 

Nicht förderfähig sind: 

• Stille Beteiligungen, 

• Entgeltliche und sonstige Vermögensübertragungen (z. 
B. käuflicher Erwerb) 

- zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des § 
15 AktG bzw. die Übernahme des geförderten Unter-
nehmens in einen solchen Unternehmensverbund 

- zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern 
- im Rahmen bzw. infolge von Betriebsaufspaltungen 
- zwischen Ehegatten bzw. Lebenspartnern 
- sowie der Erwerb eigener Anteile 

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestände (z. 
B. durch Treuhandgeschäfte). 

• Investitionen in wohnwirtschaftlich genutzte Immobilien, 

• die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen im 
Sinne von Finanzinvestitionen. 

Die Vorgaben des Merkblatts „Ausschlussliste der LfA För-
derbank Bayern für Programmkredite und Bürgschaften“ 
sind zu beachten. 
 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Zinssatz und Risikogerechtes Zinssystem 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank und 
Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und Besiche-
rung – innerhalb vorgegebener Grenzen – individuell ver-
einbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum ri-
sikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu Darle-
henslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können unserer 
aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen entnommen 
werden. 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. Die 
Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zusage der 
LfA entsprechend unterrichten und die Konditionen verein-
baren. 

3.2 Konditionen 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt 25 Mio. EUR je Vorha-
ben. Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 % des finanzierbaren Vorhabens. 

Der Darlehensmindestbetrag liegt bei 25.000 EUR. 

Bei im Anlagevermögen aktivierbaren Wirtschaftsgütern ist 
die Darlehenslaufzeit frei wählbar; sie soll sich an der be-
triebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. Betriebsmittel so-
wie Umschuldungen sind mit Darlehenslaufzeiten von bis 
zu 10 Jahren finanzierbar (Betriebsmittel in Verbindung mit 
langfristigen Investitionen können darüber hinaus zu den 
Laufzeiten dieser Investitionsfinanzierungen berücksichtigt 
werden). 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. differen- 
ziert nach unterschiedlichen Laufzeiten oder mit und ohne 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). Abweichend von den 

oder indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist, sowie alle Unternehmen, 
die in einem formellen Konzernverhältnis stehen) in voller Höhe ad-
diert, wobei Innenumsätze herausgerechnet werden können. 
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Standardlaufzeiten können auch verkürzte Gesamtlaufzei-
ten (ganzjährig, mindestens 4 Jahre) und Tilgungsfreijahre 
beantragt werden. Beim 3-jährigen Standard-Laufzeittyp 
besteht keine Möglichkeit zur Laufzeitflexibilisierung. Bei 
der Wahl ohne Tilgungsfreijahre ist die erste Tilgungsrate 
immer am Ende des auf das Zusagequartal folgenden 
Quartals zu leisten. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ablauf 
eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums von 6 Mo-
naten (gerechnet vom Tage der Darlehenszusage der LfA 
an) bis zum vollständigen Abruf oder einem Verzicht auf 
das Darlehen, spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist des 
Darlehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstel-
lungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei verbürgten 
Darlehen (nur im UK5 möglich) beträgt die Abruffrist 6 Mo-
nate nach Darlehenszusage der LfA (bei der Wahl ohne 
Tilgungsfreijahre ergibt sich, in Abhängigkeit von der ersten 
Tilgungsrate im Einzelfall, i. d. R. eine kürzere Frist). 

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovision 
sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetrages kann ge-
gen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung erfolgen. 
 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Beihilferechtliche Grundlage 

Der UK5 wird als sogenannte De-minimis-Beihilfe auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung in der bei Darle-
henszusage gültigen Fassung vergeben. 

Der UK7 ist beihilfefrei.  

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen bzw. 
per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihilfewerte 
dienen der Orientierung in der Informations- und Bera-
tungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich sind allein 
die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt der Kreditzu-
sage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt „Bei-
hilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“. 

4.2 Vorbeginn 

Vorhaben, mit denen zum Zeitpunkt des Antragseingangs 
bei der Bank oder Sparkasse (Hausbank) bereits begonnen 
war, können nicht berücksichtigt werden.  

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass sie 
nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb eines 
Jahres begonnen werden können. 

4.3 Prosperität 

Im Regelfall spielt die Prosperität eines Unternehmens 
keine Rolle. 

4.4 Vorhaben außerhalb Bayerns 

Vorhaben bayerischer Unternehmen außerhalb Bayerns 
können finanziert werden, sofern dadurch eine langfristige 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und ein dauerhafter 
Erhalt des bayerischen Standorts erreicht wird (Bayernef-
fekt). 

4.5 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne sowie Vermie-
tung/Verpachtung 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit zwi-
schen Besitz- und Betriebsgesellschaft können Vorhaben 
der Besitzgesellschaft (auch durch natürliche Personen) 
gefördert werden, wenn auf beiden Seiten (Besitz- und 
Betriebsgesellschaft) dieselben Personen zusammen zu 
mindestens 50 % beteiligt sind oder 

die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Ehegatten 
bzw. Lebenspartner sind und zusammen auf beiden Sei-
ten zu mindestens 50 % beteiligt sind oder 

die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Eltern/ 
Schwiegereltern und Kinder (sowie deren Ehegatten bzw. 
Lebenspartner) sind und zusammen auf beiden Seiten zu 
mindestens 50 % beteiligt sind. 

Außerhalb dieser Betriebsaufspaltungen im förderfähigen 
Sinne ist eine Finanzierung von zu vermietenden/verpach-
tenden, gewerblich bzw. freiberuflich genutzten Immobilien 
möglich, sofern eine langfristige Vermietung/Verpachtung 
an einen gewerblichen/freiberuflichen Nutzer erfolgt. Dar-
lehensnehmer wird allein der Investor (Besitzgesellschaft), 
wenn sich dieser vertraglich verpflichtet, das Objekt wäh-
rend der Laufzeit des Darlehens ausschließlich für Be-
triebszwecke gewerblicher oder freiberuflicher Art zur Ver-
fügung zu stellen.  

Rein private Kapitalanlagen sind von einer Förderung aus-
geschlossen. Somit können Vorhaben privater Investoren, 
die nicht gewerblich/freiberuflich tätig sind bzw. ausschließ-
lich für die Vermietung/Verpachtung der Immobilie einen 
Gewerbebetrieb anmelden, nicht berücksichtigt werden. Es 
ist ausreichend, wenn allein der Investor die Antragsvo-
raussetzungen für den Universalkredit erfüllt. Vorhaben in 
Form von Leasing- oder Mietkaufkonstruktionen können 
nicht finanziert werden. 
 

5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU nicht 
überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich re-
levante Bestimmungen und Definitionen“, insbesondere 
Tzn. 5 und 10) kann der UK5 mit anderen öffentlichen Fi-
nanzierungshilfen kombiniert werden. 

Bzgl. des beihilfefreien UK7 bestehen keine Beschränkun-
gen. 
 

6 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen (UK5 bzw. UK7) bis 7,5 Mio. EUR 
bankmäßig nicht ausreichend abgesichert werden kann, ist 
eine 60 %igen Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ möglich. 
Dabei sind die Bestimmungen der Merkblätter „Haftungs-
freistellung Haftung Plus“,  „Haftungsfreistellung UK, IN 
und DI - Kreditinstitut“ bzw. „Haftungsfreistellung UK, IN 
und DI - Kreditnehmer“ zu beachten und Vertragsbestand-
teil.  

Die Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ wird zum einen 
durch die InvestEU-Garantie des EIF und zum anderen 
durch einen Haftungsfonds des Freistaats Bayern ermög-
licht, wobei Darlehenszusagen an KMU über die InvestEU-
Garantie und Darlehenszusagen an Nicht-KMU über den 
Haftungsfonds des Freistaats dargestellt werden. Aus-
nahme: Übersteigt die Summe an ausstehenden Kapital-
beträgen an mit InvestEU-Fonds unterstützten LfA-Darle-
hen  7,5 Mio. EUR, kommt der Haftungsfonds des Frei-
staats auch bei KMU zur Anwendung.  

Im UK5 kann alternativ bei nicht ausreichender Absiche-
rung eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschaftsbank 
Bayern GmbH beantragt werden. Im UK7 besteht diese 
Möglichkeit nicht. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreigestellten 
Darlehensteil und einen verbürgten Darlehensteil ist nicht 
möglich. 

Für Umschuldungen (auch bei kurzfristig fälligen bzw. ge-
kündigten Bankdarlehen) übernimmt die LfA keine Haf-
tungsfreistellung „HaftungPlus“. 
 

7 Antragsverfahren 

Anträge sind bei den Hausbanken (Banken oder Sparkas-
sen) einzureichen. Die Antragstellung für den 
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Universalkredit ohne Risikoübernahme und ohne Kombi-
nation mit weiteren LfA-Finanzierungshilfen erfolgt grund-
sätzlich mit dem Antragsvordruck 200. Universalkredite mit 
Risikoübernahme und/oder bei Kombination mit weiterem 
LfA-Finanzierungshilfen sind mit dem Antragsvordruck 100 
zu beantragen. Im beihilfebehafteten UK5 ist darüber hin-
aus der Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewäh-
rung eines Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis Bei-
hilfen) generell einzureichen.  

Bei Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ ist zudem der Vor-
druck 108 „Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungs-
freigestellte Darlehen mit Unterstützung aus dem In-
vestEU-Fonds “ erforderlich. Er ist vom Antragsteller und 
der Hausbank zu unterzeichnen und bei der LfA einzu-
reichen.. 

Bei Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ für Betriebsmittelfi-
nanzierungen hat die Hausbank zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung die Höhe der vorhandenen Betriebsmittel-/Konto-
korrentkreditlinien und deren aktuelle Auslastung (ein-
schließlich geduldeter Überziehungen) festzustellen. Diese 
Angaben sind unabhängig von der Höhe des LfA-Risikos in 
Tz. 9.5 des Antragsvordrucks 100 anzugeben und für den 
Fall einer etwaigen Kündigung und Abwicklung des Enga-
gements vorzuhalten, um nachweisen zu können, dass 
keine Verlagerung bestehender Risiken auf die LfA erfolgt 
ist. 

Die Darlehen werden über die Hausbanken grundsätzlich 
unter deren Eigenhaftung an den Endkreditnehmer ausge-
reicht. Wird im UK5 eine Bürgschaft beantragt, können die 
bei LfA-Bürgschaften zusätzlich einzureichenden Antrags-
vordrucke und Unterlagen dem Merkblatt „Antragsunterla-
gen“ entnommen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8 Merkblätter 

Zusätzlich zu dem vorliegenden Programmmerkblatt gelten 
die Bestimmungen der folgenden Merkblätter: 

• Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

• Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum Risikoge-
rechten Zinssystem“ 

• Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen 
und Definitionen“ 

• Merkblatt „Ausschlussliste der LfA Förderbank Bayern 
für Programmkredite und Bürgschaften“ 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI - Kredit-
institut“ (nur für das Kreditinstitut bei haftungsfreige-
stellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI - Kredit-
nehmer“ (nur für den Kreditnehmer bei haftungsfreige-
stellten Darlehen) 

• Merkblatt „Haftungsfreistellung HaftungPlus“ (nur bei 
haftungsfreigestellten Darlehen) 

• Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrund-
sätze“ (nur bei verbürgten Darlehen) 

 



 
 
 
 

Merkblatt „Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kreditinstitut“ 
(Bestimmungen i. S. v. Antragsvordruck 100 Tzn. 8 und 9.6)  
 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089 / 21 24 - 22 16 • www.lfa.de • beratung@lfa.de 

1 Allgemeines 

Die Haftungsfreistellungen im Universalkredit (UK5, 
UK7) sowie im Innovationskredit und Digitalisierungs-
kredit in den Stufen 2: LevelUp (IN4, DI4) und 3: Hig-
hEnd (IN5, DI5) werden durch die Europäische Union 
im Rahmen des InvestEU-Fonds unterstützt. Daher 
sind zusätzlich zu den Bestimmungen des Merkblatts 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ und des jeweiligen 
Programmmerkblatts bei Haftungsfreistellungen in die-
sen Programmen bzw. Programmvarianten die nachfol-
genden Regelungen zu beachten. 

 

2 Kreditnehmerkreis 

Nicht antragsberechtigt sind Unternehmen, 

• die in einem oder mehreren der „Eingeschränkten 
Sektoren“ (s. Tz. 7.6) wesentlich tätig sind,    

• die – unabhängig des Umfangs – in „Illegale wirt-
schaftliche Aktivitäten“ (s. Tz. 7.3) involviert sind, oder 

• sofern Betriebsmittel finanziert werden, die – unab-
hängig des Umfangs – in den Bereichen f) und g) der 
„Eingeschränkten Sektoren“ (s. Tz. 7.6) tätig sind. 
 

3 Verwendungszweck 

 Nicht förderfähig sind folgende Vorhaben: 

• Anaerobe Vergärung von Bioabfällen, 

• Deponiegaserfassung und -verwertung, 

• Transport und dauerhafte unterirdische geologische 
Speicherung von CO2 (CCS), 

• Aktivitäten, die die individuellen Rechte und Freihei-
ten einschränken oder die Menschenrechte verletzen, 

• Einsatz, Entwicklung oder Herstellung von Gütern 
und Technologien im Bereich der Verteidigungsmaß-
nahmen, die nach geltendem Völkerrecht verboten 
sind, 

• Erzeugnisse und Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Tabak (Herstellung, Vertrieb, Verarbeitung und Han-
del), 

• Forschung zum Klonen von Menschen zu Reproduk-
tionszwecken; Tätigkeiten zur Veränderung des ge-
netischen Erbguts von Menschen, durch die solche 
Veränderungen vererbbar werden könnten; und Tä-
tigkeiten zur Züchtung menschlicher Embryonen aus-
schließlich zu Forschungszwecken oder zur Gewin-
nung von Stammzellen, auch durch somatischen Zell-
kerntransfer, 

• Glücksspiel (Produktions-, Bau-, Vertriebs-, Verarbei-
tungs-, Handels- oder Software-Tätigkeiten), 

• Prostitution und damit verbundene Infrastruktur, 
Dienstleistungen und Medien, 

• Tätigkeiten mit lebenden Tieren für Versuche und 
wissenschaftliche Zwecke, sofern die Einhaltung des 
Europäischen Übereinkommens zum Schutz der für 
Versuche und andere wissenschaftliche Zwecke ver-
wendeten Wirbeltiere nicht gewährleistet werden 
kann, 

• Finanztätigkeiten wie der Erwerb von oder der Handel 
mit Finanzinstrumenten, 

• Aktivitäten, die nach geltendem deutschem Recht 
verboten sind, 

• Stilllegung, Betrieb, Umbau oder Bau von Kernkraft-
werken, 

• Investitionen im Zusammenhang mit dem Bergbau o-
der der Gewinnung, Verarbeitung, Verteilung, Lage-
rung oder Verbrennung von festen fossilen Brennstof-
fen und Öl sowie Investitionen im Zusammenhang mit 
der Gewinnung von Gas, 

• Investitionen in Anlagen zur Beseitigung von Abfällen 
auf Deponien, mechanisch-biologische Behandlungs-
anlagen (MBA) sowie Verbrennungsanlagen für die 
Behandlung von Abfällen, 

• Erwerb von Fahrzeugen für Transportzwecke, 

• Finanzierung der Beheizung und/oder Kühlung von 
Gebäuden, 

• Investitionen in die Strom- und/oder Wärmeerzeu-
gung unter Nutzung von Biomasse, 

• Finanzierung von Entsalzungsanlagen, 

• Vorfinanzierung von Fördermitteln aus einem EU-
Programm, 

• Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen und da-
mit verbundene Tätigkeiten: 

o Kohle: Abbau, Verarbeitung, Transport und Lage-
rung 

o Öl: Exploration und Förderung, Raffination, Trans-
port, Distribution und Lagerung 

o Erdgas: Exploration und Förderung, Veredelung, 
Verflüssigung, Wiederverdampfung, Transport, 
Distribution und Lagerung, 

o Stromerzeugung, die die Emissionsnorm über-
schreitet (d. h. 250 g CO2-Äquivalente CO₂e pro 
kWh Strom); gilt für mit fossilen Brennstoffen be-
feuerte Kraftwerke und Heizkraftwerke, geother-
mische Kraftwerke und Wasserkraftwerke mit gro-
ßen Stauseen, 

• Investitionen im Zusammenhang mit energieintensi-
ven und/oder stark CO2-emittierenden Industrien und 
Sektoren (NACE-Klassifikation, 4-stellig: 20.13, 
20.14, 20.15, 20.16, 23.51, 24.10, 24.20, 24.31, 
24.32, 24.33, 24.34, 24.42, 30.30, 51.10, 51.21, 
52.23). 

Immobilienentwicklungstätigkeiten, wie z. B. Tätigkei-
ten, die ausschließlich der Renovierung und der Wei-
tervermietung oder dem Weiterverkauf bestehender 
Gebäude sowie dem Bau neuer Gebäude/Projekte und 
der umfassenden Sanierung bestehender Gebäude (d. 
h. mehr als 25 % der Fläche oder 25 % des Gebäude-
werts ohne Grundstück) dienen, sind nur förderfähig, 
wenn dabei die Standards des Gebäudeenergiegesetz-
tes eingehalten sind. 

Bei Vorhaben, die nach deutschem Recht eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erfordern, müssen alle nach 
den geltenden Rechtsvorschriften erforderlichen Gut-
achten, Zulassungen und Genehmigungen vorliegen. 

 

4 Prüfungsrechte, Auskunftserteilung und Veröffent-
lichungen 

Das Kreditinstitut erkennt an und stimmt zu, dass der 
Europäische Rechnungshof („EuRH“) oder ein anderer 
zuständiger nationaler Rechnungshof, das Europäi-
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sche Amt für Betrugsbekämpfung („OLAF“), der Euro-
päische Investitionsfonds („EIF“), die Europäische In-
vestitionsbank („EIB“), die Vertreter des EIF oder des 
EIB oder jede andere vom EIF oder EIB benannte (na-
türliche oder juristische) Person, die Europäische Kom-
mission und die Vertreter der Europäischen Kommis-
sion (einschließlich OLAF), die Europäische Staatsan-
waltschaft und jede andere Institution oder jedes an-
dere Organ der Europäischen Union, welche(s) er-
mächtigt ist, die Verwendung der Rückgarantie im Rah-
men des InvestEU-Garantieinstruments zu überprüfen 
und jede andere ordnungsgemäß beauftragte Stelle o-
der jedes andere ordnungsgemäß beauftragtes Organ, 
welche(s) unter geltendem Recht ermächtigt ist, Prü-
fungen oder Kontrollen durchzuführen (nachfolgend 
„relevante Parteien“ genannt) das Recht haben, Prü-
fungen oder Kontrollen durchzuführen und Auskünfte, 
Unterlagen bzw. Informationen im Zusammenhang mit 
dieser Vereinbarung und ihrer Durchführung zu verlan-
gen.  

Das Kreditinstitut  

• erlaubt dazu Fernüberwachungen sowie Kontrollbe-
suche und Inspektionen seiner Geschäftsaktivitäten, 
-bücher und -aufzeichnungen durch jede relevante 
Partei; 

• lässt die Befragung seiner Vertreter durch jede der re-
levanten Parteien zu und behindert nicht die Kontakte 
mit Vertretern oder anderen Personen, die an dem 
Garantieinstrument InvestEU beteiligt oder davon be-
troffen sind; 

• erlaubt jeder relevanten Partei die Durchführung von 
Vor-Ort-Untersuchungen und Kontrollen und Inspek-
tionen und gewährt zu diesem Zweck während der 
üblichen Geschäftszeiten Zugang zu seinen Räum-
lichkeiten; 

• gestattet die Einsichtnahme in seine Bücher und Auf-
zeichnungen im Zusammenhang mit dieser Vereinba-
rung sowie die Anfertigung von Kopien dieser und da-
mit zusammenhängender Unterlagen, soweit dies 
nach geltendem Recht zulässig und potentiell erfor-
derlich ist.   

Das Kreditinstitut wird auf Anforderung der LfA und den 
relevanten Parteien unverzüglich alle Dokumente zur 
Verfügung stellen und Auskünfte erteilen, die in Verbin-
dung zum Kreditinstitut selbst, der InvestEU-Garantie 
und dem gewährten Darlehen stehen und die von der 
Berichterstattung an die LfA oder eine der relevanten 
Parteien umfasst sind. Die hierbei bereitgestellten Do-
kumente und Auskünfte müssen stets aktuell sein. 

Diese Verpflichtung gilt insbesondere für  

• Informationen und Unterlagen im Zusammenhang mit 
der Erfüllung der geldwäscherechtlichen Sorgfalts-
pflichten oder sonstiger KYC-Maßnahmen, 

• Informationen, damit der EIF seinen Berichtspflichten 
und sonstigen rechtlichen oder regulatorischen Anfor-
derungen gegenüber der Kommission, der EIB oder 
anderweitig nachkommen kann, und 

• Informationen und Unterlagen, die die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Merkblatts und sonstiger Ver-
tragsbestimmungen belegen. 

Das Kreditinstitut erklärt sich damit einverstanden, dass 
die Ergebnisse solcher Untersuchungen vom Europäi-
schen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) an die be-
troffenen Organe, Einrichtungen, Ämter und Agenturen 

                                                 
1 Das Emblem der EU kann von folgender Webseite verwendet 

werden: https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/eu-emblem-
rules_en.pdf. 

sowie an die zuständigen Behörden der betroffenen 
Mitgliedstaaten übermittelt werden können. 

Das Kreditinstitut hat alle das Kreditengagement betref-
fenden Dokumente mindestens fünf Jahre über die voll-
ständige Erledigung des Kreditverhältnisses hinaus 
aufzubewahren und der LfA sowie den relevanten Par-
teien (auf Anforderung) verfügbar zu machen. Im Falle 
einer laufenden Prüfung, Untersuchung, eines Rechts-
behelfs, Rechtsstreits, einer Klageerhebung u. ä. oder 
Untersuchung durch das Europäische Amt für Betrugs-
bekämpfung (OLAF) sind die Dokumente zusätzlich bis 
zu deren Abschluss aufzubewahren. 

Das Kreditinstitut erklärt sich damit einverstanden, dass 
der EIF, der EIB und die EU-Kommission auf ihrer In-
ternetseite oder in Presseerklärungen Informationen 
veröffentlicht, die Name und Anschrift des Kreditinsti-
tuts, die Höhe der beanspruchten InvestEU-Mittel so-
wie den Namen des genutzten LfA-Programms umfas-
sen können.  

Das Kreditinstitut erklärt sich damit einverstanden, auf 
Anforderung für die Erstellung möglicher Fallstudien er-
folgreicher Unternehmensentwicklungen zur Verfügung 
zu stehen, passende Endkreditnehmer zu kontaktieren 
oder diese über die Kontaktaufnahme durch Dritte zu 
informieren. 

Das Kreditinstitut verwendet bei allen das Darlehen o-
der die damit verbundene InvestEU-Garantie betreffen-
den Vertragsunterlagen sowie bei Pressemitteilungen, 
Werbematerialien oder Veröffentlichungen auf seiner 
Internetseite und allen genutzten Kommunikationska-
nälen (einschließlich sozialer Medien) die Embleme der 
EU1 und des EIF oder – soweit angemessen – einen 
sichtbaren vergleichbar prominenten Verweis auf EU 
und EIF. 

 

5 Informationspflichten 

Das Kreditinstitut ist verpflichtet, die LfA in dem nach 
geltendem Recht zulässigen Umfang unverzüglich zu 
informieren, sobald es Kenntnis von einer ernstzuneh-
menden Behauptung, Beschwerde oder Information in 
Bezug auf „Illegale Aktivitäten“ (vgl. Tz. 7.2) im Zusam-
menhang mit einem Endkreditnehmerdarlehen erhält, 
und sich mit der LfA nach Treu und Glauben über ge-
eignete Maßnahmen in Bezug auf eine solche ernstzu-
nehmende Behauptung, Beschwerde oder Information 
zu beraten. 

Das Kreditinstitut ist verpflichtet, die LfA über alle Än-
derungen betreffend den/die wirtschaftlichen Berechtig-
ten des Kreditinstituts und des Kreditnehmers i. S. v. § 
3 GwG zu informieren. Als wirtschaftlich berechtigt gel-
ten insbesondere Personen, die mehr als 25 % der Ka-
pitalanteile oder Stimmrechte kontrollieren oder in ver-
gleichbarer Weise Kontrolle ausüben. 
 

 
6 Weitere Allgemeine Bestimmungen 

Das Kreditinstitut ist verpflichtet, die Bestimmungen 
des für den Kreditnehmer maßgeblichen Merkblatts 
„Haftungsfreistellung UK, IN und DI – Kreditnehmer“, 
abrufbar unter www.lfa.de, in der jeweils aktuell gültigen 
Fassung, mit dem Kreditnehmer zu vereinbaren. 

Das Kreditinstitut muss in einem EU-Mitgliedsstaat ge-
gründet, ansässig und tätig sein. 

Das Kreditinstitut überweist die Mittel an den Endkredit-
nehmer auf ein Bankkonto bei einem in einem EU-
Mitgliedsstaat ansässigen Kreditinstitut. Die Auszah-
lung erfolgt in EUR. 

https://www.lfa.de/website/de/index.php
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Das Kreditinstitut muss während der gesamten Ver-
tragslaufzeit alle Gesetze und Vorschriften einhalten, 
denen es unterliegt und deren Verletzung eine „Illegale 
Aktivität“ (siehe Tz. 7.2) oder eine „Illegale wirtschaftli-
che Aktivität“ (siehe Tz. 7.3) darstellen würde. 

Das Kreditinstitut verpflichtet sich, jederzeit die ein-
schlägigen Standards und geltenden Rechtsvorschrif-
ten zur Verhinderung von Steuerhinterziehung und 
Steuerbetrug sowie zur Verhinderung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung, insbesondere die Kun-
den-Sorgfaltspflichten nach dem Geldwäschegesetz 
und sonstige erforderliche  KYC-Maßnahmen, einzu-
halten. 

Das Kreditinstitut befindet sich nach seinem besten 
Wissen nicht in einer „Ausschlusssituation“ (siehe Tz. 
7.1).  

Die Hausbank bestätigt, dass bei ihren Finanzie-
rungstätigkeiten kein wesentlicher Fokus auf einem o-
der mehreren der „Eingeschränkten Sektoren“ (soweit 
es sich nicht um „Illegale wirtschaftliche Aktivitäten“ 
handelt) liegt (siehe Tz. 7.6).  

Das Kreditinstitut verpflichtet sich, keine Geschäftsbe-
ziehung einzugehen, die dazu führen würde, dass (i) 
der Refinanzierungskredit einer „Sanktionierten Per-
son“ (siehe Tz. 7.4) zur Verfügung gestellt wird oder zu-
gutekommt oder (ii) die LfA und/oder das Kreditinstitut 
gegen „Restriktive Maßnahmen“ (siehe Tz. 7.5) ver-
stößt. Dies ist während der gesamten Vertragslaufzeit 
sicherzustellen. Verdachtsmomente sind zu untersu-
chen. Das Kreditinstitut wird der LfA so schnell wie 
möglich über Einzelheiten zu Ansprüchen, Klagen, Ver-
fahren  oder Untersuchungen informieren, wenn ein 
Verstoß gegen die genannten Ereignisse eingetreten 
ist.  

Das Kreditinstitut stellt sicher, dass das Endkreditneh-
merdarlehen keine „Illegalen Aktivitäten“ (vgl. Tz. 7.2), 
„Illegalen wirtschaftliche Aktivitäten“ (vgl. Tz. 7.3) oder 
künstlichen Konstrukte zur Steuervermeidung finan-
ziert. 
 

Das Kreditinstitut hat im Einklang mit den eigenen Kre-
ditvergabe- und Kreditbearbeitungsgrundsätzen zu 
handeln, sofern die Allgemeinen Darlehensbestimmun-
gen für Kreditinstitute und sonstige Vertragsbestim-
mungen keine abweichenden Regelungen vorgeben. 

 

 

7 Begriffsdefinitionen 

7.1 Ausschlusssituation 

„Ausschlusssituation“ bedeutet, dass das Kreditinstitut: 

(a) sich im Insolvenzverfahren oder in Liquidation be-
findet, seine Angelegenheiten von einem Insolvenz-
verwalter, Liquidator oder von einem Gericht ver-
waltet werden, in diesem Zusammenhang ein Ver-
gleich mit den Gläubigern geschlossen wurde, 
seine Geschäftstätigkeit eingestellt wurde oder eine 
Stillhaltevereinbarung (oder eine gleichwertige Ver-
einbarung) mit den Gläubigern unterzeichnet und 
vom zuständigen Gericht bestätigt wurde, wenn 
dies nach dem anwendbaren Recht erforderlich ist, 
oder er sich in einer vergleichbaren Situation befin-
det, die sich aus einem in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen ähnlichen Ver-
fahren ergibt; 

(b) in den letzten fünf Jahren Gegenstand eines rechts-
kräftigen Urteils oder einer rechtskräftigen Verwal-
tungsentscheidung war, weil es gegen seine Ver-
pflichtungen zur Zahlung von Steuern oder Sozial-
versicherungsbeiträgen nach geltendem Recht ver-
stoßen hat und diese Verpflichtungen nicht erfüllt 

hat, es sei denn, es wurde eine verbindliche Rege-
lung für die Zahlung getroffen; 

(c) oder bei diesem Kreditinstitut tätige Personen mit 
Vertretungs-, Entscheidungs- und Kontrollbefugnis-
sen in den letzten fünf Jahren aufgrund eines 
rechtskräftigen Urteils oder einer rechtskräftigen 
Verwaltungsentscheidung wegen eines schweren 
beruflichen Fehlverhaltens verurteilt wurden, wenn 
ein solches Verhalten auf Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit schließen lässt, wodurch seine Fähigkeit 
zur Durchführung der Transaktion beeinträchtigt 
würde, und das auf einen der folgenden Gründe zu-
rückzuführen ist: 

i) die fahrlässige Erteilung irreführender Aus-
künfte, die einen wesentlichen Einfluss haben 
können, oder die betrügerische Falschdarstel-
lung von Informationen, die für die Überprü-
fung des Nichtvorliegens von Ausschlussgrün-
den oder der Erfüllung von Auswahlkriterien o-
der bei der Erfüllung eines Vertrags oder einer 
Vereinbarung erforderlich sind; 

ii) das Eingehen von Vereinbarungen mit ande-
ren Personen, die den Wettbewerb verfäl-
schen; 

iii) den Versuch, den Entscheidungsprozess des 
öffentlichen Auftraggebers während des be-
treffenden „Vergabeverfahrens“ gemäß der 
Definition in Artikel 2 der EU-
Haushaltsordnung (Verordnung (EU, Eu-
ratom) 2018/1046) unzulässig zu beeinflus-
sen; 

iv) den Versuch, vertrauliche Informationen zu er-
langen, die ihm in dem betreffenden „Vergabe-
verfahren“ gemäß der Definition in Artikel 2 der 
Haushaltsordnung  unzulässige Vorteile 
verschaffen könnten; 

(d) oder bei diesem Kreditinstitut tätige Personen mit 
Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefug-
nissen in den letzten fünf Jahren Ziel eines rechts-
kräftigen Urteils waren, bezüglich: 

i) Betrug; 

ii) Korruption; 

iii) Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung; 

iv) Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung; 

v) Terroristische Straftaten oder Straftaten im 
Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten 
oder Anstiftung, Beihilfe oder Versuch der Be-
gehung solcher Straftaten; 

vi) Kinderarbeit und andere Formen des Men-
schenhandels; 

(e) auf der veröffentlichten Liste der ausgeschlossenen 
oder mit einer Geldstrafe belegten Wirtschaftsbetei-
ligten steht, die in jedem Fall in der von der Kom-
mission eingerichteten und betriebenen Datenbank 
für Frühwarn- und Ausschlusssysteme (EDES-
Datenbank auf der offiziellen Website der EU) ent-
halten ist. 

 

7.2  Illegale Aktivität 

„Illegale Aktivität“ bezeichnet eine der folgenden illega-
len Tätigkeiten oder Tätigkeiten, die nach geltendem 
Recht zu illegalen Zwecken in einem der folgenden Be-
reiche durchgeführt werden:  

(a) Betrug, Korruption, Nötigung, geheime Absprachen 
oder Behinderung,  
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(b) Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung oder Steuer-
straftaten (einschließlich Steuerbetrug und Steuer-
hinterziehung), jeweils gemäß der Definition in den 
AML-Richtlinien,  

(c) Betrug und sonstige illegale Tätigkeiten zum Nach-
teil der finanziellen Interessen der EIB, des EIF und 
der Europäischen Union gemäß der Definition in der 
PIF-Richtlinie. 

 

7.3 Illegale wirtschaftliche Aktivität 

„Illegale wirtschaftliche Aktivität“ bezeichnet Produk-
tion, Handel oder sonstige Aktivitäten, die nach deut-
schem Recht verboten sind. Das Klonen von Menschen 
zählt als „Illegale wirtschaftliche Aktivität“. 
 

7.4 Sanktionierte Person 

Als „Sanktionierte Person“ gilt jede natürliche oder ju-
ristische Person, Einzelperson oder Gruppe von Perso-
nen, die als Ziel von „Restriktiven Maßnahmen“ (vgl. Tz. 
7.5) benannt wurde oder anderweitig von diesen betrof-
fen ist. 

 

7.5 Restriktive Maßnahmen 

„Restriktive Maßnahmen“ bedeutet 

• Restriktive Maßnahmen, insbesondere Wirtschafts- 
oder Finanzsanktionen, der EU1 und/oder  

• Wirtschafts- oder Finanzsanktionen, die von der Re-
gierung der Vereinigten Staaten und ihren Ministe-
rien, Abteilungen, Behörden oder Ämtern, einschließ-
lich des Office of Foreign Asset Control (OFAC) des 
US-Finanzministeriums, des US-Außenministeriums 
und/oder des US-Handelsministeriums, verhängt 
werden. Die US-Sanktionslisten müssen nur insoweit 
beachtet werden, als es eine deutsche Anti-Boykott-
Regelung (wie § 7 der Außenwirtschaftsverordnung) 
oder eine Anti-Boykott-Verordnung der EU (wie die 
Verordnung (EG) 2271/96) erlauben.   

1Die Listen der von der EU sanktionierten Personen 
sind in der EU-Sanktionskarte enthalten, die unter 
www.sanctionsmap.eu abrufbar ist. Die konsolidierte 
Liste (die "EU-Sanktionsliste") ist derzeit unter 
https://data.europa.eu/euodp/en/data/dataset/consoli-
dated-list-of-persons-groups-and-entities-subject-to-
eu-financial-sanctions verfügbar. Beachten Sie, dass 
das EU-Amtsblatt die offizielle Quelle des EU-Rechts 
ist und sein Inhalt im Falle von Konflikten Vorrang hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7.6 Eingeschränkte Sektoren 

(a) Produktion von und Handel mit Tabak, destillierten 
alkoholischen Getränken und verwandten Produk-
ten. 

(b) Herstellung von und Handel mit Waffen und Muni-
tion. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit diese 
Tätigkeiten Teil der ausdrücklichen Politik der Euro-
päischen Union sind oder diese unterstützen. 

(c) Kasinos und ähnliche Einrichtungen. 

(d) F&E oder (IT-) technische Anwendungen hinsicht-
lich vorgenannter Bereiche, Pornographie, Internet-
glücksspiel sowie des rechtswidrigen Eintritts in 
elektronische Datennetze oder Herunterladens 
elektronischer Daten. 

(e) Aktivitäten im Bereich des Klonens von Menschen 
oder gentechnisch veränderter Organismen. 

(f) Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen und 
damit verbundene Tätigkeiten: 

i) Kohle: Abbau, Verarbeitung, Transport und 
Lagerung 

ii) Öl: Exploration und Förderung, Raffination, 
Transport, Distribution und Lagerung 

iii) Erdgas: Exploration und Förderung, Vered-
lung, Verflüssigung, Wiederverdampfung, 
Transport, Distribution und Lagerung 

iv) Stromerzeugung, die die  Emissionsnorm 
überschreitet (d. h. 250 g CO2-Äquivalente 
CO₂e pro kWh Strom), gilt für mit fossilen 
Brennstoffen befeuerte Kraftwerke und Heiz-
kraftwerke, geothermische Kraftwerke und 
Wasserkraftwerke mit großen Stauseen. 

(g) Energieintensive und/oder stark CO2-
emittierende Industrien und Sektoren (NACE-
Klassifikation, 4-stellig: 20.13, 20.14, 20.15, 
20.16, 23.51, 24.10, 24.20, 24.31, 24.32, 24.33, 
24.34, 24.42, 30.30, 51.10, 51.21, 52.23). 

 

 

https://data.europa.eu/euodp/en/data/dataset/consolidated-list-of-persons-groups-and-entities-subject-to-eu-financial-sanctions
https://data.europa.eu/euodp/en/data/dataset/consolidated-list-of-persons-groups-and-entities-subject-to-eu-financial-sanctions
https://data.europa.eu/euodp/en/data/dataset/consolidated-list-of-persons-groups-and-entities-subject-to-eu-financial-sanctions
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1 Allgemeines 

Die Haftungsfreistellungen im Universalkredit (UK5, 
UK7) sowie im Innovationskredit und Digitalisierungs-
kredit in den Stufen 2: LevelUp (IN4, DI4) und 3: Hig-
hEnd (IN5, DI5) werden durch die Europäische Union 
im Rahmen des InvestEU-Fonds unterstützt. Daher 
sind zusätzlich zu den Bestimmungen des Merkblatts 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ und des jeweiligen 
Programmmerkblatts bei Haftungsfreistellungen in die-
sen Programmen bzw. Programmvarianten die nachfol-
genden Regelungen zu beachten. 
 

2 Kreditnehmerkreis 

Nicht antragsberechtigt sind Unternehmen, 

• die in „Illegale wirtschaftliche Aktivitäten“ (s. Tz. 7.3) 
involviert sind, oder 

• die in den folgenden Bereichen wesentlich tätig sind: 

(a) Produktion von und Handel mit Tabak bzw. des-
tillierten alkoholischen Getränken und verwand-
ten Produkten, 

(b) Herstellung von und Handel mit Waffen und Mu-
nition. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit 
diese Tätigkeiten Teil der ausdrücklichen Politik 
der Europäischen Union sind oder diese unter-
stützen, 

(c) Kasinos und ähnliche Einrichtungen, 

(d) F&E oder (IT-) technische Anwendungen hin-
sichtlich vorgenannter Bereiche, Pornographie, 
Internetglücksspiel sowie des rechtswidrigen Ein-
tritts in elektronische Datennetze oder des Her-
unterladens elektronischer Daten, 

(e) Aktivitäten im Bereich des Klonens von Men-
schen oder gentechnisch veränderter Organis-
men, 

(f) Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen und 
damit verbundene Tätigkeiten: 

i) Kohle: Abbau, Verarbeitung, Transport und 
Lagerung 

ii) Öl: Exploration und Förderung, Raffination, 
Transport, Distribution und Lagerung 

iii) Erdgas: Exploration und Förderung von 
Erdgas, Verflüssigung, Wiederverdamp-
fung, Transport, Distribution und Lagerung 

iv) Stromerzeugung, die die  Emissionsnorm 
überschreitet (d. h. 250 g CO2e pro kWh 
Strom), gilt für mit fossilen Brennstoffen be-
feuerte Kraftwerke und Heizkraftwerke, ge-
othermische Kraftwerke und Wasserkraft-
werke mit großen Stauseen, 

(g) Energieintensive und/oder stark CO2-
emittierende Industrien und Sektoren (NACE-
Klassifikation, 4-stellig: 20.13, 20.14, 20.15, 
20.16, 23.51, 24.10, 24.20, 24.31, 24.32, 24.33, 
24.34, 24.42, 30.30, 51.10, 51.21, 52.23), oder 

• sofern Betriebsmittel finanziert werden, die – unab-
hängig des Umfangs – in den vorgenannten Berei-
chen f) und g) tätig sind. 

 

 

3 Verwendungszweck 

Nicht förderfähig sind folgende Vorhaben: 

• Anaerobe Vergärung von Bioabfällen, 

• Deponiegaserfassung und -verwertung, 

• Transport und dauerhafte unterirdische geologische 
Speicherung von CO2 (CCS), 

• Aktivitäten, die die individuellen Rechte und Freihei-
ten einschränken oder die Menschenrechte verletzen, 

• Einsatz, Entwicklung oder Herstellung von Gütern 
und Technologien im Bereich der Verteidigungsmaß-
nahmen, die nach geltendem Völkerrecht verboten 
sind, 

• Erzeugnisse und Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Tabak (Herstellung, Vertrieb, Verarbeitung und Han-
del), 

• Forschung zum Klonen von Menschen zu Reproduk-
tionszwecken; Tätigkeiten zur Veränderung des ge-
netischen Erbguts von Menschen, durch die solche 
Veränderungen vererbbar werden könnten; und Tä-
tigkeiten zur Züchtung menschlicher Embryonen aus-
schließlich zu Forschungszwecken oder zur Gewin-
nung von Stammzellen, auch durch somatischen Zell-
kerntransfer, 

• Glücksspiel (Produktions-, Bau-, Vertriebs-, Verarbei-
tungs-, Handels- oder Software-Tätigkeiten), 

• Prostitution und damit verbundene Infrastruktur, 
Dienstleistungen und Medien, 

• Tätigkeiten mit lebenden Tieren für Versuche und 
wissenschaftliche Zwecke, sofern die Einhaltung des 
Europäischen Übereinkommens zum Schutz der für 
Versuche und andere wissenschaftliche Zwecke ver-
wendeten Wirbeltiere nicht gewährleistet werden 
kann, 

• Finanztätigkeiten wie der Erwerb von oder der Handel 
mit Finanzinstrumenten, 

• Aktivitäten, die nach geltendem deutschem Recht 
verboten sind, 

• Stilllegung, Betrieb, Umbau oder Bau von Kernkraft-
werken, 

• Investitionen im Zusammenhang mit dem Bergbau o-
der der Gewinnung, Verarbeitung, Verteilung, Lage-
rung oder Verbrennung von festen fossilen Brennstof-
fen und Öl sowie Investitionen im Zusammenhang mit 
der Gewinnung von Gas, 

• Investitionen in Anlagen zur Beseitigung von Abfällen 
auf Deponien, mechanisch-biologische Behandlungs-
anlagen (MBA) sowie Verbrennungsanlagen für die 
Behandlung von Abfällen, 

• Erwerb von Fahrzeugen für Transportzwecke, 

• Finanzierung der Beheizung und/oder Kühlung von 
Gebäuden, 

• Investitionen in die Strom- und/oder Wärmeerzeu-
gung unter Nutzung von Biomasse, 

• Finanzierung von Entsalzungsanlagen, 
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• Vorfinanzierung von Fördermitteln aus einem EU-
Programm, 

• Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen und da-
mit verbundene Tätigkeiten: 

o Kohle: Abbau, Verarbeitung, Transport und La-
gerung 

o Öl: Exploration und Förderung, Raffination, 
Transport, Distribution und Lagerung 

o Erdgas: Exploration und Förderung, Verede-
lung, Verflüssigung, Wiederverdampfung, 
Transport, Distribution und Lagerung 

o Stromerzeugung, die die Emissionsnorm über-
schreitet (d. h. 250 g CO2-Äquivalente CO₂e pro 
kWh Strom), gilt für mit fossilen Brennstoffen be-
feuerte Kraftwerke und Heizkraftwerke, geother-
mische Kraftwerke und Wasserkraftwerke mit 
großen Stauseen, 

• Investitionen im Zusammenhang mit energieintensi-
ven und/oder stark CO2-emittierenden Industrien und 
Sektoren (NACE-Klassifikation, 4-stellig: 20.13, 
20.14, 20.15, 20.16, 23.51, 24.10, 24.20, 24.31, 
24.32, 24.33, 24.34, 24.42, 30.30, 51.10, 51.21, 
52.23). 

Immobilienentwicklungstätigkeiten, wie z. B. Tätigkei-
ten, die ausschließlich der Renovierung und der Wei-
tervermietung oder dem Weiterverkauf bestehender 
Gebäude sowie dem Bau neuer Gebäude/Projekte und 
der umfassenden Sanierung bestehender Gebäude (d. 
h. mehr als 25 % der Fläche oder 25 % des Gebäude-
werts ohne Grundstück) dienen, sind nur förderfähig, 
wenn dabei die Standards des Gebäudeenergiegesetz-
tes eingehalten sind. 

Bei Vorhaben, die nach deutschem Recht eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erfordern, müssen alle nach 
den geltenden Rechtsvorschriften erforderlichen Gut-
achten, Zulassungen und Genehmigungen vorliegen. 
 

4 Prüfungsrechte, Auskunftserteilung und Veröffent-
lichungen 

Der Endkreditnehmer erkennt an und stimmt zu, dass 
der Europäische Rechnungshof („EuRH“) oder ein an-
derer zuständiger nationaler Rechnungshof, das Euro-
päische Amt für Betrugsbekämpfung („OLAF“), der Eu-
ropäische Investitionsfonds („EIF“), die Europäische In-
vestitionsbank („EIB“), die Vertreter des EIF oder des 
EIB oder jede andere vom EIF oder EIB benannte (na-
türliche oder juristische) Person, die Europäische Kom-
mission und die Vertreter der Europäischen Kommis-
sion (einschließlich OLAF), die Europäische Staatsan-
waltschaft und jede andere Institution oder jedes an-
dere Organ der Europäischen Union, welche(s) er-
mächtigt ist, die Verwendung der Rückgarantie im Rah-
men des InvestEU-Garantieinstruments zu überprüfen 
und jede andere ordnungsgemäß beauftragte Stelle o-
der jedes andere ordnungsgemäß beauftragtes Organ, 
welche(s) unter geltendem Recht ermächtigt ist, Prü-
fungen oder Kontrollen durchzuführen (nachfolgend 
„relevante Parteien“ genannt) das Recht haben, Prü-
fungen oder Kontrollen durchzuführen und Auskünfte, 
Unterlagen bzw. Informationen im Zusammenhang mit 
dieser Vereinbarung und ihrer Durchführung zu verlan-
gen.  

Der Endkreditnehmer  

• erlaubt dazu Fernüberwachungen sowie Kontroll-
besuche und Inspektionen seiner Geschäftsaktivi-
täten, -bücher und -aufzeichnungen durch jede re-
levante Partei; 

• lässt die Befragung seiner Vertreter durch jede 
der relevanten Parteien zu und behindert nicht die 
Kontakte mit Vertretern oder anderen Personen, 
die an dem Garantieinstrument InvestEU beteiligt 
oder davon betroffen sind; 

• erlaubt jeder relevanten Partei die Durchführung 
von Vor-Ort-Untersuchungen und Kontrollen und 
Inspektionen  und gewährt zu diesem Zweck wäh-
rend der üblichen Geschäftszeiten Zugang zu sei-
nen Räumlichkeiten;  

• ermöglicht den relevanten Parteien die Besichti-
gung der mit dem Darlehen finanzierten Stand-
orte, Anlagen und Arbeiten; 

• gestattet die Einsichtnahme in seine Bücher und 
Aufzeichnungen im Zusammenhang mit dieser 
Vereinbarung sowie die Anfertigung von Kopien 
dieser und damit zusammenhängender Unterla-
gen, soweit dies nach geltendem Recht zulässig 
und potentiell erforderlich ist;  

• stellt den relevanten Parteien auf Anfrage alle Do-
kumente oder Informationen im Zusammenhang 
mit dem Darlehen zur Verfügung. 

Der Endkreditnehmer wird auf Anforderung der LfA 
und den relevanten Parteien unverzüglich alle Doku-
mente zur Verfügung stellen und Auskünfte erteilen, 
die in Verbindung zum Endkreditnehmer selbst, der 
EIF-Garantie und dem gewährten Darlehen stehen 
und die von der Berichterstattung an die LfA oder eine 
der relevanten Parteien umfasst sind. Die hierbei be-
reitgestellten Dokumente und Auskünfte müssen stets 
aktuell sein. 

Diese Verpflichtung gilt insbesondere für  

• Informationen und Unterlagen zur Einhaltung der 
geldwäscherechtlichen Standards, 

• Informationen, damit der EIF seinen Berichtspflich-
ten und sonstigen rechtlichen oder regulatorischen 
Anforderungen gegenüber der Kommission, der EIB 
oder anderweitig nachkommen kann, und 

• Informationen und Unterlagen, die die Einhaltung 
der Bestimmungen dieses Merkblatts und sonstiger 
Vertragsbestimmungen belegen. 

Der Endkreditnehmer erklärt sich damit einverstan-
den, dass die Ergebnisse solcher Untersuchungen 
vom Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) an die betroffenen Organe, Einrichtungen, 
Ämter und Agenturen sowie an die zuständigen Be-
hörden der betroffenen Mitgliedstaaten übermittelt 
werden können. 

Der Endkreditnehmer hat alle das Kreditengagement 
betreffenden Dokumente mindestens fünf Jahre über 
die vollständige Erledigung des Kreditverhältnisses 
hinaus aufzubewahren und der LfA sowie den rele-
vanten Parteien (auf Anforderung) verfügbar zu ma-
chen. Im Falle einer laufenden Prüfung, Untersu-
chung, eines Rechtsbehelfs, Rechtsstreits, einer Kla-
geerhebung u. ä. oder Untersuchung durch das Euro-
päische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) sind die 
Dokumente zusätzlich bis zu deren Abschluss aufzu-
bewahren.  

Bei Darlehen von mehr als 500.000 EUR sind der EIF, 
der EIB und die EU-Kommission dazu berechtigt, 
Name und  Adresse (bzw. bei natürlichen Personen 
die NUTS-2-Region) des Endkreditnehmers sowie Art 
und Zweck des Darlehens auf seiner Internetseite o-
der im Zusammenhang mit Presseveröffentlichungen 
zu nutzen, sofern der Endkreditnehmer der Veröffent-
lichung nicht widerspricht. Einer Veröffentlichung 
kann widersprochen werden, wenn 
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(a) legitime Geschäftsinteressen des Endkreditneh-
mers durch die Veröffentlichung beeinträchtigt 
werden könnten und/oder 

(b) die Veröffentlichung die in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union geschützte Integ-
rität des Endkreditnehmers gefährden könnte 
und/oder 

(c) die Veröffentlichung gegen geltendes Recht ver-
stößt. 

Die Erklärung zur Veröffentlichung ist mit dem Vordruck 
108 „Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungsfreige-
stellte Darlehen mit Unterstützung aus dem InvestEU-
Fonds“ abzugeben. 

Hiermit wird der Endkreditnehmer über die Weitergabe 
personenbezogener Daten (wie Name, Adresse, E-Mail 
Adresse) an den EIF, die EIB oder eine andere rele-
vante Partei informiert und, dass diese, wie oben be-
schrieben, veröffentlicht werden können1. 

Der Endkreditnehmer verwendet bei allen das Darlehen 
oder die damit verbundene InvestEU-Garantie betref-
fenden Pressemitteilungen, Werbematerialien oder 
Veröffentlichungen auf seiner Internetseite und allen 
genutzten Kommunikationskanälen (einschließlich so-
zialer Medien) die Embleme der EU2 und des EIF oder 
– soweit angemessen – einen sichtbaren vergleichbar 
prominenten Verweis auf EU und EIF. 

 

5 Informationspflichten 

Der Endkreditnehmer ist verpflichtet, die Hausbank 
über alle Änderungen betreffend den/die wirtschaftli-
chen Berechtigten des Unternehmens i. S. v. § 3 GwG 
zu informieren. Als wirtschaftlich berechtigt gelten ins-
besondere Personen, die mehr als 25 % der Kapitalan-
teile oder Stimmrechte kontrollieren oder in vergleich-
barer Weise Kontrolle ausüben. 
 

6 Weitere Allgemeine Bestimmungen 

Der Endkreditnehmer muss in einem EU-Mitgliedsstaat 
gegründet, ansässig und tätig oder, im Falle einer na-
türlichen Person, Staatsbürger eines EU-
Mitgliedsstaats sein. 

Der Endkreditnehmer muss in jeder wesentlichen Hin-
sicht während der gesamten Vertragslaufzeit alle Ge-
setze und Vorschriften einhalten, denen er unterliegt 
und deren Verletzung eine „Illegale Aktivität“ oder eine 
„Illegale wirtschaftliche Aktivität“ darstellen würde 
(siehe Tzn. 7.2 bzw. 7.3). 

Der Endkreditnehmer verpflichtet sich, keine „Illegalen 
Aktivitäten“, „Illegalen wirtschaftlichen Aktivitäten“ oder 
künstlichen Konstrukte zur Steuervermeidung zu finan-
zieren und jederzeit die einschlägigen Standards und 
geltenden Rechtsvorschriften zur Verhinderung von 
Steuerhinterziehung, Geldwäsche, Terrorismusbe-
kämpfung und Steuerbetrug einzuhalten (siehe Tzn. 
7.2 bzw. 7.3). 

Der Endkreditnehmer befindet sich nach seinem besten 
Wissen nicht in einer „Ausschlusssituation“ (siehe Tz. 
7.1). 

Der Endkreditnehmer verpflichtet sich, während der 
Laufzeit des Darlehens nicht in „Illegale Aktivitäten“ 
(siehe Tz. 7.2) oder „Illegale wirtschaftliche Aktivitäten“ 
(siehe Tz. 7.3) involviert zu sein.  

                                                 
1 Folgende Datenschutzerklärungen finden dabei Anwendung: 
Datenschutzerklärung des EIF für Endkreditnehmer 
(http://www.eif.org/attachments/processing-of-final-recipients-
personal-data.pdf), Datenschutzerklärung für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten von Endkreditnehmern 
(https://www.eif.org/attachments/final-recipients-monitoring-

Der Endkreditnehmer verpflichtet sich, keine Fördermit-
tel aus einem EU-Programm zur Tilgung des ausste-
henden Kreditbetrags zu verwenden. 

 

 

7 Definitionen 

7.1 Ausschlusssituation 

„Ausschlusssituation“ bedeutet, dass der Endkreditneh-
mer: 

(a) sich im Insolvenzverfahren oder in Liquidation be-
findet, seine Angelegenheiten von einem Insol-
venzverwalter, Liquidator oder von einem Gericht 
verwaltet werden, in diesem Zusammenhang ein 
Vergleich mit den Gläubigern geschlossen wurde, 
seine Geschäftstätigkeit eingestellt wurde oder 
eine Stillhaltevereinbarung (oder eine gleichwer-
tige Vereinbarung) mit den Gläubigern unter-
zeichnet und vom zuständigen Gericht bestätigt 
wurde, wenn dies nach dem anwendbaren Recht 
erforderlich ist, oder sich in einer vergleichbaren 
Situation befindet, die sich aus einem in den ein-
zelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
ähnlichen Verfahren ergibt; 

(b) in den letzten fünf Jahren Gegenstand eines 
rechtskräftigen Urteils oder einer rechtskräftigen 
Verwaltungsentscheidung war, weil er gegen 
seine Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern o-
der Sozialversicherungsbeiträgen nach gelten-
dem Recht verstoßen hat und diese Verpflichtun-
gen nicht erfüllt hat, es sei denn, es wurde eine 
verbindliche Regelung für die Zahlung getroffen; 

(c) oder bei dem antragstellenden Unternehmen tä-
tige Personen mit Vertretungs-, Entscheidungs- 
und Kontrollbefugnissen in den letzten fünf Jahren 
aufgrund eines rechtskräftigen Urteils oder einer 
rechtskräftigen Verwaltungsentscheidung wegen 
eines schweren beruflichen Fehlverhaltens verur-
teilt wurde, wenn ein solches Verhalten auf Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit schließen lässt, 
wodurch seine Fähigkeit zur Durchführung der 
Transaktion beeinträchtigt würde, und das auf ei-
nen der folgenden Gründe zurückzuführen ist: 

i) die fahrlässige Erteilung irreführender Aus-
künfte, die einen wesentlichen Einfluss ha-
ben können,  oder die betrügerische 
Falschdarstellung von Informationen, die für 
die Überprüfung des Nichtvorliegens von 
Ausschlussgründen oder der Erfüllung von 
Auswahlkriterien oder bei der Erfüllung eines 
Vertrags oder einer Vereinbarung erforder-
lich sind; 

ii) das Eingehen von Vereinbarungen mit ande-
ren Personen, die den Wettbewerb verfäl-
schen; 

iii) den Versuch, den Entscheidungsprozess 
des öffentlichen Auftraggebers während des 
betreffenden „Vergabeverfahrens“ gemäß 
der Definition in Artikel 2 der EU-
Haushaltsordnung (Verordnung (EU, Eu-
ratom) 2018/1046) unzulässig zu beeinflus-
sen; 

iv) den Versuch, vertrauliche Informationen zu 
erlangen, die ihm in dem betreffenden 
„Vergabeverfahren“ gemäß der Definition in 

dataprotection.pdf) und die Datenschutzerklärung der EIB 
(https://www.eib.org/en/privacy/lending.htm). 
2 Das Emblem der EU kann von folgender Webseite verwendet 
werden: https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/eu-emblem-
rules_en.pdf. 

http://www.eif.org/attachments/processing-of-final-recipients-personal-data.pdf
http://www.eif.org/attachments/processing-of-final-recipients-personal-data.pdf
https://www.eif.org/attachments/final-recipients-monitoring-dataprotection.pdf
https://www.eif.org/attachments/final-recipients-monitoring-dataprotection.pdf
https://www.eib.org/en/privacy/lending.htm
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/eu-emblem-rules_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/eu-emblem-rules_en.pdf
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Artikel 2 der Haushaltsordnung  unzu-
lässige Vorteile verschaffen könnten; 

(d) oder bei dem antragstellenden Unternehmen tä-
tige Personen mit Vertretungs-, Entscheidungs- 
oder Kontrollbefugnissen in den letzten fünf Jah-
ren Ziel eines rechtskräftigen Urteils waren, be-
züglich: 

i) Betrug; 

ii) Korruption; 

iii) Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung; 

iv) Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung; 

v) Terroristische Straftaten oder Straftaten im 
Zusammenhang mit terroristischen Aktivitä-
ten oder Anstiftung, Beihilfe oder Versuch 
der Begehung solcher Straftaten; 

vi) Kinderarbeit und andere Formen des Men-
schenhandels; 

(e) auf der veröffentlichten Liste der ausgeschlosse-
nen oder mit einer Geldstrafe  belegten Wirt-
schaftsbeteiligten steht, die in jedem Fall in der 
von der Kommission eingerichteten und betriebe-
nen Datenbank für Frühwarn- und Ausschluss-
systeme (EDES-Datenbank auf der offiziellen 
Website der EU) enthalten ist. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7.2 Illegale Aktivität 

„Illegale Aktivität“ bezeichnet eine der folgenden illega-
len Tätigkeiten oder Tätigkeiten, die nach geltendem 
Recht zu illegalen Zwecken in einem der folgenden Be-
reiche durchgeführt werden:  

(a) Betrug, Korruption, Nötigung, geheime Abspra-
chen oder Behinderung,  

(b) Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung oder Steu-
erstraftaten (einschließlich Steuerbetrug und 
Steuerhinterziehung), jeweils gemäß der Defini-
tion in den AML-Richtlinien,  

(c) Betrug und sonstige illegale Tätigkeiten zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der EIB, des 
EIF und der Europäischen Union gemäß der De-
finition in der PIF-Richtlinie. 
 

7.3 Illegale wirtschaftliche Aktivität 

„Illegale wirtschaftliche Aktivität“ bezeichnet Produk-
tion, Handel oder sonstige Aktivitäten, die nach deut-
schem Recht verboten sind. Das Klonen von Menschen 
zählt als „Illegale wirtschaftliche Aktivität“. 
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Ergänzungsbogen zum Antrag auf haftungsfreigestellte Darlehen mit Unterstüt-
zung aus dem InvestEU-Fonds: 
 
- Universalkredite (UK5, UK7)  
- Innovationskredite in Stufe 2: LevelUp (IN4) und Stufe 3: HighEnd (IN5) 
- Digitalisierungskredite in Stufe 2: LevelUp (DI4) und Stufe 3: HighEnd (DI5) 

 
 
 

Antragsteller Name, Vorname; Firma 

      

 
  
Die Haftungsfreistellung des beantragten Universalkredits (UK5, UK7) bzw. Innovationskredits (IN4, 
IN5)  bzw. Digitalisierungskredits (DI4, DI5) wird durch den InvestEU-Fonds der Europäischen Union 
unterstützt. Infolgedessen sind von der Hausbank und dem Antragsteller nachfolgende Erklärungen 
abzugeben. Der Vordruck ist bei der LfA einzureichen. 

 
 

I. Erklärung des Antragstellers zur Veröffentlichung von Informationen 

 
- nur bei Darlehen von mehr als 500.000 EUR auszufüllen - 
 

Bei Darlehen von mehr als 500.000 EUR sind der Europäische Investitionsfonds, die Europäische 
Investitionsbank und die EU-Kommission dazu berechtigt, folgende Informationen von den Endkre-
ditnehmern auf ihren Internetseiten zu veröffentlichen oder im Zusammenhang mit Presseveröffent-
lichungen zu nutzen: Name, Adresse (bzw. bei natürlichen Personen die NUTS-2-Region) sowie Art 
und Zweck des Darlehens.  
 
Die Erteilung der Einwilligung hat keine Auswirkung auf die Förderfähigkeit. 
 
Der Antragsteller ist  
  

  eine natürliche Person oder 
 

  eine juristische Person 
 
und 
 

   mit der Veröffentlichung einverstanden oder 
 

   mit der Veröffentlichung nicht einverstanden aufgrund: 
 

 der Beeinträchtigung geschäftlicher Interessen, 
 

 der Gefährdung seiner in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union geschützten 
Integrität, 

 
 dem Verstoß gegen geltendes Recht. 

 
 
 

http://www.lfa.de/
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II. Erklärung des Antragstellers zu ausstehenden Kapitalbeträgen an InvestEU-Mitteln 
     

Die Summe an ausstehenden Kapitalbeträgen an mit dem InvestEU-Fonds unterstützten LfA-Darle-
hen bzw. - bei der Beantragung eines Innovationskredits als Small Mid-Cap - auch sonstigen Finan-
zierungsinstrumenten ist pro Endkreditnehmer limitiert (vgl. Programm-Merkblätter). In der nachfol-
genden Tabelle sind daher zu den folgenden beantragten bzw. erhaltenen Darlehen der LfA Anga-
ben zum Darlehensstatus und Darlehensbetrag zu machen: 

- haftungsfreigestellte Universalkredite, die nach dem 01.10.2024 zugesagt wurden 
- haftungsfreigestellte Innovationskredite 4.0 (eine Antragstellung war bis einschließlich 

30.06.2025 möglich) 
- Innovationskredite der Stufe 2: LevelUp (IN4) und Stufe 3: HighEnd (IN5) 
- Digitalisierungskredite der Stufe 2: LevelUp (DI4) und Stufe 3: HighEnd (DI5) 

Bei der Beantragung eines Innovationskredits durch ein Small Mid-Cap sind zusätzlich die gleichen 
Angaben zu sonstigen mit dem InvestEU-Fonds unterstützten Finanzierungsinstrumenten erforder-
lich.  

 
 

Finanzierungsinstrument  
 
LfA-Programm oder sonstiges mit 
dem InvestEU-Fonds unterstütztes 
Finanzierungsinstrument  
 
 

 

Status  

- beantragt, aber noch nicht bewilligt;  
- bewilligt, aber noch nicht ausgezahlt;  
- ausgezahlt  
 

 

Betrag in EUR 

- sofern noch nicht aus-
gezahlt: beantragter / 
zugesagter Betrag;  

- sofern bereits ausge-
zahlt: ausstehende 
Kapitalbeträge  

 
 
 

  

 
 
 

  

 
 
 

  

 
 
 

  

 
 
 

  

 
 
 
 
       
Ort und Datum                                                                                               Rechtsverbindliche Unterschrift / Signatur Antragsteller 

 
 
 
       
Ort und Datum                                                                                               Rechtsverbindliche Unterschrift / Signatur Hausbank 
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Ergänzende Erklärung und Hinweise zum Datenschutz für Gesellschafter/Mithafter 1 

Gesellschafter/Mithafter: Name, Vorname 

Gesellschafter/Mithafter: Adresse (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) 

Die LfA weist darauf hin, dass sie im Rahmen des Antrags erhobene personenbezogene Daten über die 
Beantragung, die Durchführung und Beendigung dieser Geschäftsbeziehung sowie Daten über nicht 
vertragsgemäßes Verhalten oder betrügerisches Verhalten im Rahmen von Bonitätsprüfungen bei 
Risikoübernahmen, insbesondere in Form von Haftungsfreistellungen, Bürgschaften und Auftragsgarantien, an die 
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden übermitteln kann. Rechtsgrundlagen dieser 
Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO). Übermittlungen auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DS-GVO 
dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen der Bank oder Dritter erforderlich ist und nicht 
die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener 
Daten erfordern, überwiegen. Der Datenaustausch mit der SCHUFA dient auch der Erfüllung gesetzlicher Pflichten 
zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kunden (§ 505a des Bürgerlichen Gesetzbuches - soweit 
zutreffend, § 18a des Kreditwesengesetzes). Die SCHUFA verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie 
auch zum Zwecke der Profilbildung (Scoring), um ihren Vertragspartnern im Europäischen Wirtschaftsraum und in 
der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen ein Angemessenheitsbeschluss der Europäischen 
Kommission besteht) Informationen unter anderem zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen Personen 
zu geben. Nähere Informationen zur Tätigkeit der SCHUFA können online unter www.schufa.de/datenschutz 
eingesehen werden. Dort befinden sich auch die Datenschutzhinweise der SCHUFA (SCHUFA Informationsblatt 
nach Art. 14 DS-GVO). Auf Ihren Wunsch können die Datenschutzhinweise der SCHUFA auch per Post verschickt 
werden.  

Ich erkläre, dass ich die Weitergabe der der LfA vorliegenden Identifikations- und Adressdaten an die SCHUFA 
Holding GmbH zum Zwecke der LfA-internen Risikosteuerung zur Kenntnis genommen habe. 

Ort und Datum Rechtsverbindliche Unterschrift/Signatur Gesellschafter/Mithafter 

1 Bei mehreren Gesellschaftern/Mithaftern bitte weitere Erklärungen ausfüllen. 

http://www.lfa.de/
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